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Forschungsnetzwerk Alterssicherung (FNA) 
Das Forschungsnetzwerk Alterssicherung (FNA) wurde 2001 mit dem Ziel 
gegründet, die Kooperation zwischen Rentenversicherung und Wissenschaft 
im Bereich der Alterssicherungsforschung zu stärken. Es geht zurück auf 
eine Initiative des Verbandes Deutscher Rentenversicherungsträger (VDR) 
und seiner Selbstverwaltung. Seit der Organisationsreform 2005 steht das 
FNA unter der Trägerschaft der Deutschen Rentenversicherung Bund.

Das FNA fördert Forschungsvorhaben auf dem Gebiet der Alterssicherung. 
Mit zahlreichen Förderinstrumenten, die sich von Forschungsprojekten, der 
Vergabe von Stipendien über die Ausrichtung von Workshops und Tagungen 
bis hin zur jährlichen Verleihung des FNA-Forschungspreises erstrecken, be-
reichert das FNA die Forschungslandschaft im Themenfeld Alterssicherung 
Jahr für Jahr. Neben einer hohen wissenschaftlichen Qualität ist insbeson-
dere der Erkenntnisgewinn für die selbstverwaltete Rentenversicherung aus-
schlaggebend für eine Förderentscheidung. Durch seine Aktivitäten trägt das 
FNA dazu bei, dass die Wissenschaft wesentliche Fragen der Alterssicherung 
aufgreift und durch fundierte sowie systematische Analysen beantwortet. Die-
se Forschungsergebnisse bilden sowohl die Voraussetzung als auch die Basis 
für eine sachliche und zielgerichtete Alterssicherungspolitik und unterstützen 
die Deutsche Rentenversicherung, so dass sie als informierter Akteur im so-
zialpolitischen Feld agieren kann. Ohne die Mittel des FNA wären zahlreiche, 
qualitativ hochwertige Forschungsaktivitäten auf dem Gebiet der Alters‑ 
sicherung unterblieben, und eine Reihe von Nachwuchswissenschaftler*innen 
hätte sich nicht zu Alterssicherungsexpert*innen entwickeln können.

Das FNA veröffentlicht die Ergebnisse seiner Aktivitäten regelmäßig in ver-
schiedenen Publikationsorganen. Mit dem Jahresbericht legt das FNA außer
dem jährlich Rechenschaft über seine Arbeit ab. Der vorliegende Bericht 
liefert einen Überblick über die geförderten Forschungsprojekte, die Nach-
wuchsförderung, wissenschaftliche Veranstaltungen und Publikationen des 
Jahres 2018.

 

Forschungsnetzwerk Alterssicherung (FNA)
Jahresbericht 2018
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Forschungsförderung durch das FNA

Die Hauptaufgabe des FNA ist es, die Kooperation zwischen Rentenver
sicherung und Wissenschaft im Bereich der Alterssicherungsforschung zu 
stärken. Das zentrale Instrument hierfür ist die Förderung von Forschungs-
projekten. Die vom FNA geförderten Projekte spiegeln die methodische, in-
stitutionelle und thematische Vielfalt im Bereich der Alterssicherung wider 
und gewährleisten auf diese Weise, dass eine umfassende Expertise ver-
schiedener wissenschaftlicher Disziplinen adäquat berücksichtigt wird. Für 
eine inhaltliche Orientierung im weiten Feld der Alterssicherungsforschung 
erarbeitet der FNA-Beirat, der sich aus Wissenschaftler*innen verschiedener 
Fachdisziplinen sowie Vertreter*innen der Deutschen Rentenversicherung 
zusammensetzt, Forschungsschwerpunkte. Derzeit können Forschungspro-
jekte gefördert werden, die sich auf folgende Schwerpunkte beziehen:

1. Ziele der Alterssicherung,
2. Wirkungsanalyse des Alterssicherungssystems,
3. Akzeptanz des Alterssicherungssystems,
4. Sicherung bei Erwerbsminderung,
5. europäische und internationale Alterssicherungspolitik.

Forscher*innen, die Interesse an einer Förderung durch das FNA haben, 
können bereits in der Antragsphase auf die Unterstützung des FNA zurück-
greifen. Bei Bedarf kann das FNA forschungsflankierend rentenspezifisches 
Fachwissen, Datenexpertise oder auch passende Gesprächspartner*innen 
aus den jeweiligen Fachabteilungen der Deutschen Rentenversicherung 
Bund vermitteln. Um nach Abschluss die Projektergebnisse einer möglichst 
breiten Öffentlichkeit zugänglich zu machen, entwickelt das FNA in der Re-
gel gemeinsam mit den Projektverantwortlichen Kommunikationsstrategien 
unter Einbeziehung der Publikationsorgane der Rentenversicherung.

Derzeit gibt es drei Förderformate (Klein-, Midi- und Großprojekte), die sich 
im Wesentlichen im Antrags- und Bewilligungsprozess sowie den beantrag-
ten Fördersummen unterscheiden. Mit Ausnahme von Kleinprojekten ent-
scheidet grundsätzlich der FNA-Beirat über die Projektförderung.

Die Beantragung von Kleinprojekten mit einer Fördersumme unter 10.000 
Euro ist nicht an Einreichungsfristen gebunden und kann jederzeit erfolgen. 
Über die Projektförderung entscheidet die Leitung des Geschäftsbereichs 
Forschung und Entwicklung, während der FNA-Beirat über die Förderung 
informiert wird.

Der FNA-Beirat hat sich im Rahmen seiner Klausurtagung 2017 unter ande-
rem mit den bis dato bestehenden Förderformaten beschäftigt. Aus dieser 
Diskussion erfolgte der Beschluss, dass es ab 2018 neben Klein- und Groß-
projekten auch die Möglichkeit geben sollte, über Projektanträge mit einer 
Fördersumme zwischen 10.000 und 50.000 Euro, sogenannten Midi-Pro-
jekten, in einem einstufigen Verfahren zu entscheiden. Bei positiver interner 
Begutachtung durch die Geschäftsstelle des FNA wird ein externes Fachgut-
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achten angefordert. Der Förderantrag wird mit beiden Gutachten (internes 
und externes Gutachten) dem FNA-Beirat zur Förderentscheidung vorgelegt. 
Im Regelfall berät der FNA-Beirat jeweils im Januar und im Juli eines Jahres 
über die eingereichten Anträge. Zwischen Einreichung und Entscheidung 
liegen bei diesem einstufigen Verfahren durchschnittlich vier Monate.

Bei Großprojekten mit einer Fördersumme von über 50.000 Euro entschei-
det der FNA-Beirat in einem zweistufigen Verfahren über die Förderung. Zu-
nächst wird über die Aufnahme in das Begutachtungsverfahren entschieden. 
Entscheidet sich der FNA-Beirat für die Aufnahme in das Begutachtungs-
verfahren, wird in einem zweiten Schritt auf Grundlage von Fachgutachten 
über die eigentliche Förderzusage entschieden. Bei einer beantragten Pro-
jektsumme bis 100.000 Euro wird ein Fachgutachten eingeholt. Liegt die 
beantragte Fördersumme über 100.000 Euro sind zwei Fachgutachten not-
wendig. Wenn das beantragte Forschungsprojekt in das Begutachtungsver-
fahren aufgenommen wird, liegen zwischen Einreichung des Förderantrags 
und der Förderentscheidung durchschnittlich zehn Monate.

Tabelle 1 fasst die Rahmeninformationen zur Projektförderung noch einmal 
zusammen.

Tabelle 1: Zeitlicher Ablauf des Beantragungsprozesses bei Projekten

Projektart Termin 
Einreichung

Entscheidung FNA-Beirat 
über Begutachtung

Förderentscheidung Durchschnittliche 
Dauer Bewilligungs-
verfahren

Kleinprojekt keine Frist - ca. 1 Monat nach Einreichung 

durch Geschäftsstelle des FNA
ca. 1 Monat

Midi-Projekt

31.03.

31.10.

- Sommersitzung des FNA-Beirats 

(regelmäßig Anfang Juli)

Wintersitzung des FNA-Beirates 

(regelmäßig Ende Januar des 

Folgejahres)

ca. 4 Monate

Großprojekt

31.03.

31.10.

Sommersitzung des FNA-Beirats 

(regelmäßig Anfang Juli)

Wintersitzung des FNA-Beirates 

(regelmäßig Ende Januar des 

Folgejahres)

Wintersitzung des FNA-Beirates 

(regelmäßig Ende Januar des 

Folgejahres)

Sommersitzung des FNA-Beirats 

(regelmäßig Anfang Juli des 

Folgejahres)

ca. 10 Monate
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In die Kooperation zwischen Rentenversicherung und Wissenschaft sollen 
insbesondere auch Nachwuchswissenschaftler*innen einbezogen werden. 
Das FNA bietet daher überdurchschnittlich qualifizierten Nachwuchs‑ 
wissenschaftler*innen die Möglichkeit, Forschungsvorhaben zu Fragen der 
Alterssicherung mittels eines Stipendiums zu finanzieren. Gefördert werden 
Promotions- und Habilitationsvorhaben aus den Rechts-, Wirtschafts- und 
Sozialwissenschaften sowie aus anderen relevanten Fachgebieten, die sich 
mit Fragen der Alterssicherung befassen und einen wichtigen Beitrag zur 
wissenschaftlichen Diskussion erwarten lassen. Analog zu den Forschungs-
projekten werden auch die Stipendienanträge durch den FNA-Beirat begut-
achtet. Die Laufzeit eines Stipendiums beträgt maximal 30 Monate und kann 
in begründeten Fällen auf insgesamt 36 Monate verlängert werden. 

Forschungsförderung durch das FNA
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Seit seiner Gründung 2001 gingen beim Forschungsnetzwerk Alterssicherung 
mehr als 200 Projektanträge ein. Bis Ende 2018 wurden davon insgesamt 103 
Forschungsprojekte bewilligt, wobei sich Klein- und Großprojekte ungefähr 
die Waage halten: Unter den bewilligten Projekten befinden sich 48 Kleinpro-
jekte mit einer Fördersumme von bis zu 10.000 Euro (47 Prozent), während 
55 Projekte (53 Prozent) ein Fördervolumen von mehr als 10.000 Euro auf-
weisen (siehe Abbildung 1). Über den gesamten Zeitraum hinweg betrachtet 
sowie auch für das Jahr 2018 beträgt die Bewilligungsquote für größere Pro-
jekte über 10.000 Euro rund 36 Prozent, d. h. etwa jeder dritte eingereichte 
Projektantrag wurde durch den FNA-Beirat zur Förderung empfohlen.

Gemäß der prinzipiell interdisziplinären Anlage der Alterssicherungs
forschung deckt das FNA bei der Projektförderung ein breites Spektrum an 
wissenschaftlichen Disziplinen ab. Insgesamt stammen aber die meisten der 
geförderten Projekte aus den Wirtschaftswissenschaften und der Soziologie 
(inklusive Kooperationen der beiden Disziplinen). Zusammengenommen  
haben sie einen Anteil von 75 Prozent (siehe Abbildung 2). 

Förderstatistiken

    
Abbildung 1: Fördersummen der geförderten Projekte

    
Abbildung 2: Beteiligte Fachdisziplinen der geförderten Projekte

bis 10.000 Euro

> 10.000 Euro 
bis unter 50.000 Euro

> 50.000 Euro 
bis unter 100.000 Euro

100.000 Euro 
bis unter 200.000 Euro

> 200.000 Euro und mehr

47 %9 %

Wirtschaftswissenschaften
Soziologie
Rechtswissenschaft
Politikwissenschaft
Wirtschaftswissenschaft/
Soziologie
Geschichtswissenschaft
Sonstige Fachdisziplin
Sonstige interdisziplinäre 
Kooperation

N=103

N=103

18 %

10 %

16 %

4 %

9 %

6 %
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Forschungsnetzwerk 
Alterssicherung (FNA)

Forschungsförderung 

Förderstatistiken

Projekte 

Stipendien

Tagungen

Forschungspreis

Publikationen

Haushalt

FNA-Beirat

Geschäftsstelle des FNA

3 

4

7

10

24

25

45

49

51

52

69



8

Förderanträge kommen meist von Forschenden aus universitären Ein-
richtungen, nicht selten treten aber auch Forschende anderer Ein-
richtungen als eigenständige Antragsteller*innen beziehungsweise als 
Kooperationspartner*innen in Erscheinung. In Abbildung 3 ist die institutio-
nelle Anbindung der Projektnehmer*innen aufgeschlüsselt: 

Ganz besonders wichtig ist es dem FNA, den wissenschaftlichen Nachwuchs 
für das breite Feld der Alterssicherungsforschung zu begeistern und des-
sen gesellschaftliche Relevanz aufzuzeigen. Dies gelingt einerseits über die 
Beteiligung von Nachwuchswissenschafter*innen in Forschungsprojekten, 
die jährliche Verleihung des FNA-Forschungspreises für herausragende Dis-
sertationen bzw. Habilitationen, ganz gezielt aber auch über die Vergabe 
von Stipendien für wissenschaftliche Qualifikationsarbeiten im Bereich der 
Alterssicherungsforschung. 

Bisher hat das FNA insgesamt 44 Stipendien bewilligt (Stand: Dezember 2018). 
Am stärksten sind dabei die Wirtschaftswissenschaften, die Soziologie sowie 
die Rechtswissenschaft vertreten (siehe Abbildung 4). 

    
Abbildung 3: Institutionelle Anbindung der geförderten Projekte

Universität/Hochschule  
mit Promotionsrecht
Hochschule ohne  
Promotionsrecht
außeruni. nichtkommerzielle  
Forschungseinrichtung
außeruni. kommerzielle  
Forschungseinrichtung
rein universitäre  
Kooperationen
sonstige Kooperationen

55 %4 %

11 %

13 %

13 %

4 %

Anmerkung: N = 103; Die Kategorien „Universität / Hochschulen“ enthalten auch univer-
sitäre Forschungsinstitute und universitär eingebundene Einzelforscher*innen; unter 
„nichtkommerziellen Forschungseinrichtungen“ sind z. B. das Deutsche Institut für 
Wirtschaftsforschung (DIW Berlin), das Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 
(IAB) oder die Max-Planck Gesellschaft erfasst; „außeruni. kommerzielle Forschungs-
einrichtungen“ beinhalten Wirtschaftsunternehmen wie z. B. die Prognos AG und selb-
ständige Einzelforscher*innen ohne direkte universitäre Kooperation.

Förderstatistiken
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Abbildung 4: Verteilung der Disziplinen bei den Stipendien
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2018 betreute das FNA eine Vielzahl an Forschungsprojekten. Manche da-
von sind im Jahr 2018 erst gestartet oder laufen noch einen gewissen Zeit-
raum darüber hinaus, andere fanden 2018 ihren Abschluss.

Laufende Projekte
Insbesondere Zusammenhänge zwischen Arbeitsmarkt/Einkommen und Al-
terssicherung stehen im Fokus der laufenden Forschungsprojekte. Des Wei-
teren ist die Verknüpfung von Befragungsdaten mit administrativen Daten 
der Rentenversicherung von Bedeutung, um die Datenlage für die Alters
sicherungsforschung zu verbessern. In Tabelle 2 sind die über 2018 hinaus 
laufenden Projekte aufgelistet.

Nachfolgend werden die im Jahr 2018 neu bewilligten Projekte detaillierter 
vorgestellt. 

Für die anderen laufenden Projekte finden sich ausführliche Darstellungen 
in den bereits veröffentlichten Jahresberichten des FNA (siehe hierzu die 
FNA-Homepage: http://www.fna-rv.de).

FNA-Projekte

Im Fokus: Zusammenhänge 
zwischen Arbeitsmarkt/Einkommen 
und Alterssicherung

www.fna-rv.de

Tabelle 2: Laufende Projekte (Fördersumme über 10.000 Euro)

Antragsteller Projekttitel Laufzeit

Prof. Börsch-Supan Ph.D.,  

Christin Czaplicki, Dr. Korbmacher

SHARE-RV: Die Inklusion älterer Mitbürger unter Berücksichtigung biographischer 

Prozesse

01.09.2016 – 

30.04.2019

Prof. Dr. Haan, Dr. Geyer Beschäftigungseffekte, fiskalische Effekte und Verteilungseffekte von Abschlägen 

auf den vorzeitigen Renteneintritt – Eine kausale Ex-post-Analyse der Rentenreform

01.09.2016 – 

30.04.2019

Prof. Dr. Möhring Lebenslauf und Alterseinkommen von Frauen im Paar- und Haushaltskontext 01.04.2017 – 

31.06.2019

Prof. Dr. Schupp, Dr. Goebel, Prof. 

Dr. Kroh, Prof. Dr. Schröder, Dr. 

Grabka, Dr. Lüthen

Verknüpfung des Sozio-oekonomischen Panels mit administrativen Daten der 

Rentenversicherung – ein kombinierter Datensatz für Lebensverlaufsanalysen 

(SOEP-RV)

01.02.2018 – 

01.01.2022

Prof. Riphahn, Ph.D. Arbeitsmarkteffekte der Reform des vorzeitigen Rentenbezugs 01.09.2018 – 

31.03.2020

Prof. Dr. Haan, Hermann Buslei, 

Dr. Geyer

Wer bezieht Grundsicherung im Alter? – Eine empirische Analyse der Nicht- 

Inanspruchnahme

01.09.2018 – 

30.09.2019

Prof. Dr. Brussig, Dr. Jansen Individuelle Einkommensverläufe unter besonderer Berücksichtigung gesundheit-

licher Veränderungen in der späten Erwerbsphase

01.10.2018 – 

31.12.2020
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Prof. Dr. Jürgen Schupp, Dr. Jan Goebel, Prof. Dr. Martin Kroh,  
Prof. Dr. Carsten Schröder, Dr. Markus M. Grabka und Dr. Holger Lüthen  
(DIW Berlin): „Verknüpfung des Sozio-oekonomischen Panels mit admini-
strativen Daten der Rentenversicherung – ein kombinierter Datensatz für 
Lebensverlaufsanalysen (SOEP-RV)“
Wie der Titel des Forschungsvorhabens bereits andeutet, geht es bei dem Pro-
jekt primär um die Verknüpfung der Daten des Sozio-oekonomischen Panels 
(SOEP) mit Daten der Deutschen Rentenversicherung in Kooperation mit 
dem Forschungsdatenzentrum der Rentenversicherung (FDZ-RV); konkret 
handelt es sich bei den FDZ-RV-Daten um Informationen aus der Versiche-
rungskontenstichprobe (VSKT) und aus der Rentenbestandsstatistik (RTBN).

Im Unterschied zu früheren methodischen Ansätzen soll diese Verknüpfung 
nicht indirekt über statistisches Matching auf der Grundlage von Ähnlich-
keiten in verschiedenen Datenquellen, sondern direkt via sogenanntem „Re-
cord Linkage“ auf der Grundlage einer Einwilligung der SOEP-Befragten 
erfolgen. Über die Abfrage der Sozialversicherungsnummer in der SOEP-
Welle von 2018 können Informationen zu ein und denselben Personen aus 
drei Datensätzen tatsächlich zusammengeführt werden. Die Verbindung der 
einzelnen Datensätze erfolgt nur für jene SOEP-Befragten, die der Datenver-
knüpfung zustimmen.

Auf diese Art und Weise können detaillierte individuelle Konteninformationen 
in bewährten Formaten der Statistik der Rentenversicherung zur Erwerbs-
biografie und zu den darauf aufbauenden Rentenanwartschaften sowie zu 
den Rentenzahlbeträgen mit soziodemografischen SOEP-Daten zu weiteren 
Einkommen (einschließlich Haus-/Grund-, Geld-, Sach-, Betriebs-Vermögen 
usw.) zusammengespielt werden. Auf Basis des SOEP kann auch der Haus-
haltsbezug hergestellt werden. Dadurch werden umfassende Analysen über 
das Wohlstandsniveau von Haushalten (und der in den Haushalten lebenden 
Personen) möglich, wobei insbesondere durch die (monatsbezogenen) Bio-
grafiedaten aus den Konten der Rentenversicherung eine genauere Längs-
schnittanalyse durchgeführt werden kann als dies bislang mit den SOEP-Um-
fragedaten möglich war. Es wäre somit für Deutschland (näherungsweise) 
möglich, den aktuellen Bevölkerungsquerschnitt sozialversicherungspflichtig 
Beschäftigter in Bezug auf deren Biografie umfassender als bislang darzu-
stellen. Um auch die bisher erworbenen Anwartschaften in der zweiten und 
dritten Säule der Alterssicherung besser zu erfassen, wird ergänzend in der 
SOEP-Welle 2018 die zusätzliche Altersvorsorge gesondert erfragt. Insge-
samt soll dieser neue Datensatz „SOEP-RV“ für vielfältige sozialpolitische 
Fragestellungen nutzbar gemacht werden.

Die technische Umsetzung zum Aufbau der Dateninfrastruktur des SOEP-
RV erfolgt in folgenden Arbeitsschritten: SOEP-Erhebung einschließlich 
Vorbereitung, DRV-Datenbereitstellung einschließlich Vorbereitung, Daten
verknüpfung, -prüfung und -distribution sowie erste Auswertungen zur 
Datenanwendung und Vorstellung der Daten auf Konferenzen.

Umfassende Analysen über das Wohlstands-
niveau von Haushalten

Aktueller Bevölkerungsquerschnitt 
sozialversicherungspflichtig  
Beschäftigter

Kooperation mit dem FDZ-RV

Verknüpfung via „Record Linkage“

Technische Umsetzung 
erfolgt schrittweise 
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Prof. Regina T. Riphahn, Ph.D. (Universität Erlangen-Nürnberg): 
„Arbeitsmarkteffekte der Reform des vorzeitigen Rentenbezugs“
Im Rahmen des Projekts „Arbeitsmarkteffekte der Reform des vorzeitigen 
Rentenbezugs“ wird untersucht, welche kausalen Effekte die Reformen des 
frühestmöglichen Zugangsalters bei der Rente wegen Arbeitslosigkeit oder 
nach Altersteilzeitarbeit und die Einführung von Abschlägen auf das Er-
werbsverhalten und den Renteneintritt älterer Versicherter haben bzw. wel-
che Verhaltensreaktionen dadurch entstanden sind.

Das Projekt ist dabei in drei Aspekte unterteilt: Erstens soll der Einfluss der 
Reformen auf das Arbeitsmarktverhalten wie etwa die individuelle Erwerbs-
beteiligung, den Austritt aus der Erwerbstätigkeit, den Eintritt in Arbeitslo-
sigkeit oder den Eintritt in den Rentenbezug sowie den Übertritt in alterna-
tive Rentenzugangsformen analysiert werden. Zweitens sollen sowohl die 
fiskalische als auch die individuelle Wirksamkeit beider Reformen verglichen 
werden. Drittens soll aufgezeigt werden, ob und inwiefern die Reformen für 
verschiedene Betroffenengruppen, z. B. nach Region, Einkommen, Gesund-
heit, Bildungshintergrund, Rentenbezug nach Arbeitslosigkeit oder nach 
Altersteilzeitarbeit differenziert, unterschiedliche Effekte hervorrufen.

Die empirische Analyse orientiert sich an einem experimentellen Forschungs-
design: Für die erste Reform sollen einerseits die Muster der Erwerbsbetei-
ligung und des Rentenzugangs von Männern der Jahrgänge 1935 bis 1936 
(nicht von der Reform betroffen) mit den entsprechenden Ausprägungen 
bei Männern der Jahrgänge 1937 bis 1939 (von der Reform betroffen) ver
glichen werden. Um mögliche Veränderungen eindeutig als Reformeffekte 
identifizieren zu können, wird andererseits die Entwicklung der Erwerbs-
beteiligung und des Rentenzugangs bei Frauen derselben Jahrgänge (Kon-
trollgruppe) analysiert, da diese nicht direkt von der Reform betroffen sind. 

Für die zweite Reform verläuft das Design analog. Die Veränderung in der 
Erwerbsbeteiligung und dem Rentenzugang von Männern der Jahrgänge 
1942 bis 1945 im Vergleich zu den Jahrgängen 1946 bis 1949 wird dem 
Verhalten von Frauen derselben Altersgruppen und -kohorten gegenüberge-
stellt. Als Datengrundlage dienen verschiedene Wellen der Versicherungs-
kontenstichprobe der deutschen Rentenversicherung (2002 bis 2014), die 
mit Methoden kausalanalytischer Mikroökonometrie ausgewertet werden.

Mittels Plausibilitäts- und Robustheitstests werden sowohl die Annahme der 
parallelen Entwicklung der abhängigen Variablen über die Zeit hinweg als 
auch andere mögliche verzerrende bzw. beeinflussende Faktoren wie z. B. 
der Effekt von Vertrauensschutzregeln, die Relevanz des Einschlusses von 
Schwerbehinderten in die Analyse usw. geprüft.

Orientierung an 
experimentellem 
Forschungsdesign

Analyse Arbeitsmarktverhalten

Vergleich fiskalische und  
individuelle Wirksamkeit

Reformeffekte in den 
Betroffenengruppen

Umfangreiche Plausibilitäts- 
und Robustheitstests 

FNA-Projekte

Erwerbsbeteiligung und Rentenzugang 
von Männern und Frauen.
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Anspruch auf Grundsicherung

Im Fokus: Personen mit 
gesundheitsbedingten 
Einkommensverlusten

Mikrosimulationsmodell zur 
Nicht-Inanspruchnahme

Prof. Dr. Peter Haan, Hermann Buslei, Dr. Johannes Geyer (DIW Berlin):	
„Wer bezieht Grundsicherung im Alter? – Eine empirische Analyse der 
Nicht-Inanspruchnahme“
Die Antragsteller untersuchen, in welchem Umfang und aus welchen Grün-
den Leistungen zur Grundsicherung im Alter nicht in Anspruch genommen 
werden. Im Projekt wird dazu auf Basis des Sozio-oekonomischen Panels 
(SOEP) für den Zeitraum 2005 bis 2015 die Berechtigung zum Leistungs-
bezug für die Grundsicherung im Alter durch ein Mikrosimulationsmodell 
berechnet und der tatsächlichen Inanspruchnahme gegenübergestellt.

Das Projekt geht der Fragestellung in sechs Arbeitsmodulen nach: Im ersten 
Modul wird das am DIW entwickelte Mikrosimulationsmodell (STSM) für die 
Fragestellung des Projekts angepasst. Das Mikrosimulationsmodell ist bereits 
in einer Reihe anderer Studien, die sich unter anderem mit der Entwicklung 
von Altersarmut beschäftigen, zur Anwendung gekommen. Das Mikrosimu-
lationsmodell errechnet auf Grundlage der SOEP-Angaben, in welcher Höhe 
ein Anspruch auf Grundsicherung dem Grunde nach besteht und welche 
Einkommen und Vermögen anzurechnen sind. Aus der Gegenüberstellung 
dieser Modellierung mit den Angaben zum Grundsicherungsbezug aus den 
Befragungsdaten lässt sich die Nicht-Inanspruchnahme genauer bestimmen. 

Im Anschluss wird in mehreren Teilschritten der Kreis der Anspruchsbe-
rechtigten empirisch analysiert. Auf Grundlage des Mikrosimulationsmodells 
werden dazu die gesamte Gruppe der Anspruchsberechtigten (unabhängig 
davon, ob Sie tatsächlich Grundsicherung beziehen) hinsichtlich ihrer sozial
strukturellen Zusammensetzung untersucht und zeitliche Entwicklungen auf-
gezeigt (Modul 2). Im Anschluss daran werden die Analysen analog für die 
Teilgruppe der Bezieher*innen von Grundsicherung durchgeführt (Modul 3) 
– wobei in diesem Modul ergänzend auf Daten der Grundsicherungsstatis
tik zurückgegriffen wird. Gegenstand des vierten Moduls sind Analysen zur 
Gruppe der Personen, die zwar anspruchsberechtigt sind, aber keine Grund-
sicherungsleistungen beziehen. Im fünften Modul, soll die Nicht-Inanspruch-
nahme von Leistungen dann mithilfe eines binären Modells erklärt werden. 
Als erklärende Faktoren werden neben sozialstrukturellen Variablen und 
der Höhe des Anspruchs auch mögliche Stigmatisierungseffekte untersucht.
Im abschließenden sechsten Modul sollen Veränderungen in der Einkom-
menszusammensetzung unter der kontrafaktischen Annahme einer vollstän-
digen Inanspruchnahme der Grundsicherung im Alter untersucht werden.

Prof. Dr. Martin Brussig, Dr. Andreas Jansen (IAQ, Universität Duisburg-Essen):	
„Individuelle Einkommensverläufe unter besonderer Berücksichtigung 
gesundheitlicher Veränderungen in der späten Erwerbsphase“
Martin Brussig und Andreas Jansen untersuchen in ihrem Forschungs
projekt die Bedeutung der Gesundheit in der späten Erwerbsphase. Im Fokus 
stehen die Personen, die gesundheitsbedingt Einkommensverluste durch 
Veränderungen der Erwerbstätigkeit in der späten Erwerbsphase erfahren.

Zusammensetzung der Anspruchsberech-
tigten von Grundsicherung im Alter
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Auf Basis des vom Forschungsdatenzentrum der Rentenversicherung (FDZ-
RV) bereitgestellten und vom FNA geförderten Datensatzes SHARE-RV kön-
nen eine Vielzahl potenzieller Einflussfaktoren und soziodemografischer 
Differenzierungen in die Analyse einbezogen werden. Um die Einschrän-
kungen von SHARE-RV bezüglich der Anzahl relevanter Fälle und Beo-
bachtungszeitpunkte auszugleichen, wird für die Analysen ergänzend das 
Sozio-oekonomische Panel herangezogen. Im Einzelnen sollen die Anzahl 
der betroffenen Personen und die (kumulierte) Dauer der Erwerbsausfälle, 
die Folgen gesundheitlicher Einschränkungen für Erwerbstätigkeit und Ver-
dienstchancen der betroffenen Personen (Arbeitszeitreduzierung, Tätigkeits-
wechsel, Erwerbsaustritt) sowie soziodemografische und krankheitsbedingte 
Unterschiede beim Zusammenhang von gesundheitlichen Einschränkungen 
und der späten Erwerbsphase untersucht werden.

Die vorgesehene Untersuchung gliedert sich in drei Arbeitspakete: Zu-
nächst werden im ersten Arbeitspaket mittels Sequenzmusteranalyse ty-
pische Einkommens- bzw. Erwerbsprofile identifiziert. Danach erfolgt eine 
Bestimmung und Typisierung der Inzidenz von Krankheiten und Leis
tungseinschränkungen unter Zuhilfenahme des Klassifizierungsverfahrens 
der Latent Class Analysis (LCA). Schließlich sollen im dritten Arbeitspaket 
Fixed-Effects-Regressions-Modelle angewendet werden, bei denen unver-
änderliche, unbeobachtete Unterschiede zwischen Untersuchungspersonen 
kontrolliert werden, um die Zusammenhänge zwischen Veränderungen des 
Gesundheitszustandes in der späten Erwerbsphase und dem anschließenden 
realisierten Erwerbseinkommen zu analysieren.

Abgeschlossene Projekte
Im Jahr 2018 fanden drei Großprojekte ihren Abschluss (siehe Tabelle 3). 
Zentrale Ergebnisse zu diesen Projekten sind auf den nachfolgenden Seiten 
zusammengestellt.

Einschränkungen der Erwerbstätig-
keit sowie soziodemografische und 
krankheitsbedingte Unterschiede

Basis: SHARE-RV

Tabelle 3: Abgeschlossene Projekte (Fördersumme über 10.000 Euro)

Antragsteller Projekttitel Laufzeit

Prof. Dr. Erker, Prof. Dr. Hoffmann Alterssicherungssystem und Reichsversicherungsanstalt in der „Volksgemeinschaft“: 

Die Geschichte der Rentenversicherung in der NS-Zeit

01.02.2015 –

31.06.2018

PD, Dr. Süß., Prof. Dr. Bernhard Ermordung und pflegerische Vernachlässigung von Tuberkulose-Patienten in den 

Kliniken der gesetzlichen Rentenversicherung im Nationalsozialismus 

01.05.2015 –

31.01.2018

Prof. Dr. Kädtler, Dr. Söhn Migration: Erwerbsverläufe und Rentensprüche von Migrant(inn)en bei der gesetz-

lichen Rentenversicherung Deutschlands

01.08.2015 –

01.04.2018
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Erstmaliger Zugriff auf Archivmaterial der 
DRV Bund.

RfA als weisungsgebundene Behörde dem 
Reichsarbeitsministerium unterstellt

Personelle Säuberungsaktionen
des NS-Staates

Verwaltungsaufgaben der RfA 
nicht ohne weiteres umsetzbar 

Prof. Dr. Paul Erker (Ludwig-Maximilians-Universität München),  
Prof. Dr. Dierk Hoffmann (Universität Potsdam): „Alterssicherungssystem und 
Reichsversicherungsanstalt in der ‚Volksgemeinschaft’: Die Geschichte der 
Rentenversicherung in der NS-Zeit“
Von Februar 2015 bis Juni 2018 führten Paul Erker und Dierk Hoffmann ein Pro-
jekt zur Behördengeschichte der Reichsversicherungsanstalt für Angestellte 
(RfA) in der Zeit des Nationalsozialismus (1933 bis 1945) durch. Das Projekt 
reiht sich damit in vergleichbare Untersuchungen zu verschiedenen Bundes-
behörden, wie z. B. dem Reichsarbeitsministeriums oder dem Auswärtigen 
Amt ein. Das spezifische Untersuchungsinteresse betraf die Stellung der RfA 
im nationalsozialistischen Institutionengefüge. Zur Umsetzung des Vorha-
bens konnten die Forscher erstmals auf Archivmaterial aus den Registratur-
beständen der DRV Bund zugreifen. Die dort ausgewerteten Aktenbestände 
umfassen neben verwaltungsinternen Vorgängen auch zahlreiche Briefe und 
Eingaben von Versicherten sowie dazugehörige Antworten der Behörde. Da-
rüber hinaus konnten die Forscher u. a. auf den Bestand des Reichsver-
sicherungsamtes aus dem Bundesarchiv zurückgreifen. Der große Umfang 
des Projekts macht es schwer, eine angemessene Kurzzusammenfassung der 
wichtigsten Ergebnisse zu liefern, weshalb an dieser Stelle nur schlaglicht-
artig einige Befunde vorgestellt werden.

Eine zentrale Erkenntnis aus dem Forschungsprojekt ist, dass das Wirken 
der RfA nur angemessen verstanden werden kann, wenn berücksichtigt wird, 
dass diese eine dem Reichsarbeitsministerium unterstellte und damit wei-
sungsgebundene Behörde war. An dieser Struktur setzte das NS-Regime an, 
um sich die RfA zunutze zu machen. So ließ sich zwar eine große Kontinuität 
von Routinen im Verwaltungshandeln beobachten, die die Beharrungskraft 
der bürokratischen Organisation belegt. Gleichzeitig wurde die RfA aber 
unter dem seit 1931 amtierenden Präsidenten Albert Grießmeyer zu einer 
Verwaltungsbehörde innerhalb des bürokratischen Systems und Behörden-
apparats des NS-Staates, die sich dessen Zielen unterordnete. Ein wichtiges 
Instrument zur Anpassung der RfA an den NS-Staat waren personelle Säube-
rungsaktionen, wodurch systematisch die Selbstverwaltung geschwächt und 
entmachtet wurde. Der nationalsozialistische Einfluss ließ sich auch im Wir-
ken nach außen beobachten. Ab 1935 waren etwa die Rechtsberatungsstel-
len der Deutschen Arbeitsfront (DAF) in Rentenangelegenheiten involviert 
und sollten die abgeschafften Vertrauensmänner ersetzen.

Neue Vorgaben erhielt die RfA zudem durch Gesetze. Da diese, wie die Stu-
die zeigt, oft wenig durchdacht und überhastet erlassen wurden sowie ohne 
entsprechende Durchführungsverordnungen umgesetzt werden sollten, 
ergaben sich für die Rentenversicherung erhebliche organisatorische und 
verwaltungstechnische Probleme. An dieser Stelle zeigt die Studie anschau-
lich, dass sich Verwaltungsaufgaben der RfA nicht ohne weiteres politisie-
ren und für ideologisch-rassische Ziele einspannen lassen. So erwies sich 
z. B. die angestrebte Exklusion von Juden verwaltungstechnisch als schwer 
umzusetzen, weil dieses „Merkmal“ in den Rentendaten nicht abgelegt war. 
Gleichzeitig, so bemerken die Autoren, fungierte die RfA aber auch als kor-
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rekte Verwalterin des Unrechts. Hervorzuheben ist hier der rentenrechtliche 
Umgang mit deportierten Juden, die mit ihrer Deportation den Status von 
Inländern verloren und deshalb auch nicht die ihnen zustehenden Renten-
zahlungen erhielten. Die Studie zeigt, dass die RfA dabei auch selbst aktiver 
Teil des nationalsozialistischen Unrechtsstaats gewesen ist. 

Ausführlich wird beschrieben, wie sich die Besetzung neuer Gebiete und der 
Krieg im Behördenhandeln niederschlugen. So fungierte die RfA als Normali
sierungsinstanz: einerseits, indem sie versuchte das deutsche Rentenrecht auf 
die besetzten Gebiete anzuwenden, andererseits, indem sie als wichtige Ver-
waltungsbehörde zur Aufrechterhaltung einer sozialpolitischen Normalität 
(Rentenzahlungen und Anwartschaftserwerb) im Krieg beitrug. Die in der 
Untersuchung nachgewiesene Verstrickung der Behörde in den nationalsozialis-
tischen Unrechtsstaat ist aufschlussreich und verweist eindrucksvoll auf die Not-
wendigkeit einer permanenten Reflexion über die Rechtmäßigkeit und die poli‑ 
tische wie gesellschaftliche Verantwortung des täglichen Verwaltungshandelns.

Der fast 700 Seiten umfassende Projektbericht1 wird in Kooperation mit dem 
FNA als Monographie bei „De Gruyter“ erscheinen. Der Zugang zur Studie ist 
durch die Publikation im Open-Access Format sichergestellt.

PD. Dr. Winfried Süß (Zentrum für Zeithistorische Forschung, Potsdam),  
Prof. Dr. Patrick Bernhard (University of Oslo): „Ermordung und pflegerische 
Vernachlässigung von Tuberkulose-Patienten in den Kliniken der gesetzlichen 
Rentenversicherung im Nationalsozialismus“
2018 fand ein weiteres Projekt zur Geschichte der Rentenversicherung in der  
Zeit des Nationalsozialismus seinen Abschluss. Winfried Süß und Patrick  
Bernhard erforschten von Mai 2015 bis Januar 2018 die „Ermordung und 
pflegerische Vernachlässigung von Tuberkulose-Patienten in den Kliniken der 
gesetzlichen Rentenversicherung im Nationalsozialismus“. Zur Umsetzung des 
Vorhabens griffen die Forscher auf eine Fülle von Quellen aus Fachzeitschriften, 
medizinischen Dissertationen oder Lehrbüchern sowie lokalen (z. B. Psychia- 
trische Universitätsklinik Regensburg), regionalen (z. B. Staatsarchiv Ham-
burg) und nationalen (z. B. Bundesarchiv) Archivbeständen zurück.

Die Ergebnisse des Projekts gliedern die Forscher in drei Aspekte auf. Erstens 
schließen sie aus dem untersuchten Material, dass die Ausgrenzung und Tö-
tung von als „asozial“ bezeichneten Tuberkulosepatienten zeitlich weit vor 
dem Nationalsozialismus schon in der Weimarer Republik diskursiv vorberei-
tet wurde. Eine entscheidende Rolle spielte dabei der Erste Weltkrieg, durch 
welchen es in Deutschland zu einem drastischen Anstieg von Tuberkulose
erkrankungen kam. Eine weitere Ausbreitung sollte „unter allen Umständen“ 
und „mit allen Mitteln“ verhindert werden. Die Auseinandersetzung der Me-
diziner mit der bis dato bestehenden Tuberkulosebekämpfung führte zu einer 

1	 Erker, Paul (2019): Rente im Dritten Reich. Die Reichsversicherungsanstalt für Angestellte 1933 bis 1945.  
De Gruyter Oldenbourg.

Rentenrechtlicher Umgang 
mit deportierten Juden 

Versuchte Aufrechterhaltung 
einer sozialpolitischen Normalität 
während des Krieges

Umfangreiche lokale, regionale 
und nationale Quellenforschung

Nach dem Ersten Weltkrieg 
drastischer Anstieg von 
Tuberkuloseerkrankungen
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massiven Kritik an den stationären Behandlungen. Die Krankheit sollte schon 
im Anfangsstadium entdeckt, behandelt und Neuansteckungen sollten ver-
hindert werden, weshalb den ambulanten Fürsorgestellen zur frühzeitigen 
Bekämpfung der Krankheit besondere Bedeutung beigemessen wurde. Damit 
gingen aber auch stärkere Kontrolle und letztlich eine veränderte Sichtwei-
se auf die Krankheit und Kranke einher. Nicht mehr die Hilfsbedürftigkeit 
von Tuberkulosekranken stand im Vordergrund sondern deren Verhalten 
war entscheidend. Kranken, die sich nicht an ärztliche Anweisungen hielten, 
wurde psychopathologisches Fehlverhalten bescheinigt. Sie galten als bös-
willig und wurden später als „asozial“ deklariert. Diese Entwicklung vollzog 
sich Anfang der 1920er bis Anfang der 1930er Jahre und hatte die weitere 
Ausgrenzung von Randgruppen wie Alkoholikern, Prostituierten oder Ob-
dachlosen zur Folge. Als Konsequenz daraus sollten zur Bekämpfung der 
Krankheit Tuberkulosepatienten mit deren Zustimmung zwangsweise un-
tergebracht werden. Außerdem gab es in der Tuberkulosebekämpfung erste 
Berührungspunkte mit „Euthanasieüberlegungen“. Aufgrund der Tatsache, 
dass es sich bei Tuberkulose um eine chronische Krankheit handelt und dies 
auch längere Erwerbsunfähigkeit bedeutete, übernahmen die Landesversi-
cherungsanstalten seit Ende des 19. Jahrhunderts die Kosten für stationäre 
Behandlungen in Lungenheilstätten und waren so direkt in die Tuberkulose
bekämpfung eingebunden.

So folgern Bernard und Süß zweitens, dass die Rentenversicherung auch 
während der Zeit des Nationalsozialismus strukturell in die öffentliche Ge-
sundheitspolitik eingebunden war und zusammen mit dem Regime an der 
Tuberkulosebekämpfung arbeitete. Dabei sind unterschiedliche Dynamiken 
zu erkennen, die u. a. auf Zwänge, institutionelle Kontinuitäten, ein spe-
zifisches Traditionsverständnis, auf ideologische Schnittmengen im Denken 
von NS-Gesundheitspolitikern und leitenden Mitarbeitern der Rentenversi-
cherung oder auf Eigeninteressen der Heilanstalten zurückzuführen sind. 
In der Zeit des Nationalsozialismus wurde die bestehende Alltagspraxis der 
Tuberkulosebekämpfung weitestgehend fortgesetzt, aber es ließ sich schon 
früh eine Radikalisierung erkennen. 1934 wurde die Zwangsasylierung in 
Sonderanstalten für „asoziale“ Tuberkulosekranke ohne deren formale Ein-
willigung durch eine rechtliche Grundlage gestützt. In diesen Sonderan-
stalten herrschten teilweise haftähnliche Bedingungen mit Arbeitszwang, 
seelischer und körperlicher Misshandlung bis hin zur Tötung. Einige Mit-
arbeiter der Rentenversicherung und Lungenfachärzte arbeiteten aufgrund 
ideologischer Affinitäten auch eng mit NS-Gesundheitspolitikern zusammen 
oder forcierten radikale Entwicklungen, so dass es zu einer Normalisierung 
von Gewalt gegenüber Tuberkulosepatienten kam. Ca. 3.000 Patienten star-
ben in den Sonderanstalten aufgrund dieser Behandlung. Einen konkreten 
Fall von Patientenmord konnten Bernhard und Süß im Rahmen ihrer Unter-
suchung ausmachen: In der von der LVA-Mecklenburg betriebenen Heilstätte 
Amsee bei Waren/Müritz hatte ein Arzt 1945 kurz vor Ende des Zweiten 
Weltkrieges sieben Patientinnen mit einer Überdosierung des Narkotikums 
Evipan getötet.

Ambulante Fürsorgestellen 
zur frühzeitigen Bekämpfung 
der Krankheit 

Schon vor NS-Zeit: 
„Euthanasieüberlegungen“ 
zur Tuberkulosebekämpfung

Rentenversicherung während der 
NS-Zeit strukturell in öffentliche 
Gesundheitspolitik eingebunden 

Zwangsasylierung in Sonderan-
stalten für „asoziale“ Tuberkulose-
kranke ohne rechtliche Grundlage

Heilstätte Amsee bei Waren/Müritz.
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Abschließend stellen Bernhard und Süß drittens heraus, dass die Verbre-
chen an Tuberkulosekranken während des Nationalsozialismus im Nach-
gang kaum juristisch aufgearbeitet und geahndet wurden. Auch sei insge-
samt wenig darüber bekannt, wie nach dem Krieg mit diesen Verbrechen 
umgegangen wurde. Als mögliche Gründe dafür sehen die Forscher zum 
einen erhebliche Schwierigkeiten bei der Beweiserhebung. Zum anderen be-
nennen sie fehlenden Mut und Konformitätsdruck. Letztlich bescheinigen sie 
den ermittelnden Staatsanwaltschaften Unwillen, Verbrechen zu ahnden, die 
in nicht als genuin nationalsozialistisch begriffenen Institutionen begangen 
worden waren. Die Auffassung, dass die Patienten aufgrund ihres Fehlver-
haltens an Tuberkulose erkrankten und dass von ihnen eine gewisse Gefahr 
für die Gesellschaft ausgehe, hielt sich unter Lungenfachärzten laut Angabe 
der Forscher auch noch nach 1945. So wurde die Kategorie der „asozialen 
Tuberkulosekranken“ über Jahrzehnte weiterverwendet und finde sich noch 
heute im Sprachgebrauch von Behörden, z. B. im Bayerischen Besoldungs-
recht (s. § 13 Bayerische Zulagenverordnung).

Prof. Dr. Jürgen Kädtler, Dr. Janina Söhn (Soziologisches Forschungsinstitut 
Göttingen an der Universität Göttingen): „Migration: Erwerbsverläufe und 
Rentensprüche von Migrant*innen bei der gesetzlichen Rentenversicherung 
Deutschlands“
Vor dem Hintergrund der demografischen Alterung sowie der bisherigen 
und zukünftigen Migration nach Deutschland untersuchten Jürgen Kädtler 
und Janina Söhn die Rentenansprüche von Zugewanderten und deren vo-
rangegangene Erwerbsbiografien. Analysiert wurden zum einen der Zugang 
von Migrant*innen zu eigenen gesetzlichen Altersrenten, die hiermit einher-
gehende soziale Selektivität sowie die Einkommenssituation in den Haus-
halten der Bezieher*innen und Nicht-Bezieher*innen solcher Renten. Zum 
anderen untersuchte der größere Teil der Studie diejenigen Älteren, die eine 
solche eigene gesetzliche Altersrente beziehen. 

Nach einem dichotomen Vergleich zwischen Rentner*innen mit und ohne Mi-
grationserfahrung erfolgte jeweils eine differenzierte Untersuchung der Un-
terschiede innerhalb der Migrantenpopulation. Analysen mit Umfragedaten 
des „Mikrozensus 2012“ und den amtlichen Rentendaten „Vollendete Versi-
chertenleben 2014“ belegen die nachteilige Situation von Migrant*innen sehr 
deutlich: Unter der Bevölkerung über 65 Jahren liegt bei Zugewanderten der 
Anteil ohne eigene gesetzliche Altersrente mit ca. 16 Prozent fast sieben Pro-
zentpunkte höher als unter Einheimischen. Im Gegensatz zu diesen haben 
Migrant*innen ohne Altersrente aber nur sehr selten andere Einkommens-
quellen. Sie leben mit einem Anteil von 56 Prozent außerordentlich häufig 
in armutsgefährdeten Haushalten und beziehen mit einem Anteil von ca. 42 
Prozent auch sehr oft bedarfsgeprüfte Sozialleistungen wie Grundsicherung 
im Alter. Unter Personen, die 2014 das erste Mal eine eigene gesetzliche 
Altersrente bezogen, liegt die Rente von Zugewanderten im Durchschnitt um 
330 Euro unter der der Einheimischen. 

Migrant*innen häufig 
armutsgefährdet

Kaum juristische Aufarbeitung der 
Verbrechen an Tuberkulosekranken

Kategorie der „asozialen Tuber-
kulosekranken“ noch nach 1945 
im Behörden-Sprachgebrauch 

Zugang von Migrant*innen zu 
eigenen gesetzlichen Altersrenten
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Diese Differenz erklärt sich einerseits durch die (auch) migrationsbedingt 
längeren Zeiten ohne Versicherungsbeiträge, andererseits durch die Art 
der Erwerbsverläufe nach Zuwanderung. Migrant*innen waren länger ar-
beitslos und bezogen häufiger unterdurchschnittliches und sehr selten ein 
überdurchschnittliches Gehalt. Die tiefergehende Analyse der individuellen 
Erwerbsverläufe von Zugewanderten lieferte verschiedene typische Muster. 
Unter Zugewanderten weist gut die Hälfte Verläufe mit kontinuierlicher Er-
werbstätigkeit in abhängiger Beschäftigung nach ihrer Immigration auf; an-
dere Erwerbsverlaufsmuster sind jedoch mehr oder weniger prekär bzw. 
arbeitsmarktfern und resultieren in besonders niedrigen Renten. 

(Spät-)Aussiedler*innen profitieren oft von dem für sie gültigen Fremdren-
tengesetz. Durch die (teilweise) Anerkennung von Zeiten im Herkunftsland 
hat diese Gruppe gegenüber anderen Zugewanderten größere Chancen, 
überhaupt eine gesetzliche Altersrente zu beziehen; die durchschnittliche 
Altersrente ist deutlich höher und sie können öfter eine abschlagsfreie Früh-
verrentung wahrnehmen. Die Gruppe von Spätaussiedler*innen, die erst in 
ihren 50ern eingewandert ist, konnte allerdings kaum mehr auf dem Arbeits-
markt in Deutschland Fuß fassen und muss wie viele andere Zugewanderte 
mit niedrigen Renten bzw. Grundsicherung im Alter auskommen. Die Analy-
sen zum Bezug von Vertragsrenten, die auf bi- und multinationalen Sozial
versicherungsabkommen basieren, kommen zu folgenden Ergebnissen: 
Unter den hier untersuchten ausländischen Rentenbezieher*innen führen 
längere Zeiten ohne Beiträge, d. h. vermutlich Erwerbstätigkeit im Ausland, 
entsprechend der Intention der Gesetzgebung eher zu einer Vertragsrente. 
Allerdings kommt es hier zu einer positiven sozio-ökonomischen Selektion, 
z. B. bezüglich eines höheren beruflichen Status. Zwar sind Vertragsländer 
ohnehin schon eher weiter entwickelte Industrienationen, Rentner*innen 
aus sozio-ökonomisch weniger starken Vertragsländern wie der Türkei und 
den Nachfolgestaaten Jugoslawiens haben aber geringere Chancen (und jene 
aus Nicht-Vertragsländern besonders geringe), ihre deutsche Altersrente 
durch die Auszahlung des ausländischen Teils einer Vertragsrente ein wenig 
aufzubessern. 

Sowohl die Analyse der Vertragsrenten als auch die Analyse des Renten-
zugangs, der Alterseinkommen und der Erwerbsverläufe zeigen letztlich 
das Zusammenspiel mehrerer sozialer Ungleichheitsdimensionen wie etwa 
Migrationsalter, Staatsangehörigkeit, Geschlecht, Bildung, Erwerbstätigkeit 
oder Rechtsstatus.

Neben den erwähnten größeren Projekten fördert das FNA auch Kleinpro-
jekte mit sehr spezifischen Fragestellungen, eher kürzeren Bearbeitungs-
zeiten und einem begrenzten Fördervolumen von bis zu 10.000 Euro. In 
Tabelle 4 sind die 2018 abgeschlossenen Kleinprojekte aufgelistet.

(Spät-)Aussiedler*innen 
profitieren vom Fremdrentengesetz

Ergänzung der deutschen 
Altersrente durch Vertragsrenten

Zusammenspiel sozialer 
Ungleichheitsdimensionen 
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Im Folgenden sind wesentliche Ergebnisse der Projekte von Jörg Altham-
mer und Bruno Kaltenborn zusammengefasst. 

 
Prof. Dr. Jörg Althammer (Katholische Universität Eichstätt-Ingolstadt): 
„Migration und Alterssicherung: Demografische Effekte von Migrations
zyklen auf die Finanzlage der GRV“
Gegenstand des von Jörg Althammer und Valentin Vogt (beide Katholische 
Universität Eichstätt-Ingolstadt) bearbeiteten Projekts sind die möglichen 
Auswirkungen von Migration auf die Finanzlage der gesetzlichen Rentenver-
sicherung. Während andere Ansätze (auch) aus der sozialpolitischen For-
schung langfristig von einem konstanten Migrationssaldo ausgehen, wurden 
im Rahmen dieses Forschungsprojekts Erfahrungen zu Migrationsbewe-
gungen aus der Vergangenheit in die Analysemodelle miteinbezogen, um 
zu genaueren Aussagen über die finanziellen Effekte der Migration auf die 
Alterssicherung zu gelangen und einen ergänzenden Erklärungsbeitrag für 
den Zusammenhang von Migration und Alterssicherung zu liefern.

Dabei sollen drei identifizierte Migrationsmuster, die als Regularitäten be-
zeichnet werden, einen spezifischen Einfluss auf die Finanzlage der Renten-
versicherung haben: 

(1) zyklische Migration, d. h. es findet ein Wechsel von Phasen mit sehr ho-
her und sehr niedriger Zuwanderung statt, die die Forscher idealtypisch 
über eine Cosinusfunktion modelliert haben;

(2) spezifische Altersstrukturen der Migrant*innen, d. h. in Hochphasen 
wandern verstärkt junge Erwachsene zu, während in Phasen niedriger 
Zuwanderung eher Ältere und Kinder (nach)kommen; 

(3) deutlicher Zusammenhang zwischen dem Migrationsalter, der Aufent-
haltsdauer und der Arbeitsmarktintegration, wobei jüngere Migranten 
schneller in den Arbeitsmarkt integriert werden als ältere.

Mit Hilfe eines selbstentwickelten deterministischen Makro-Modells, welches 
„eine eigene Bevölkerungsprognose, eine Fortschreibung der Entwicklung 
der Arbeitsmarktpartizipation von Migranten, ein makroökonomisches 
Wachstumsmodell und eine detaillierte Fortschreibung der Budgets der ge-
setzlichen Rentenversicherung auf der Grundlage der Entgeltpunktebiogra-

Tabelle 4: Abgeschlossene Kleinprojekte (Fördersumme bis 10.000 Euro)

Antragsteller Projekttitel Laufzeit

Prof. Dr. Althammer Migration und Alterssicherung: Demografische Effek-te von Migrationszyklen auf die 

Finanzlage der GRV

01.10.2017 –

01.04.2018

Dr. Kaltenborn Grundsicherung wegen Erwerbsminderung: Renten-bezug sowie Zu- und Abgänge 01.10.2017 – 

31.03.2018

Analysemodelle mit Migrations-
bewegungen der Vergangenheit

Einfluss der Migrationsmuster 
auf Finanzlage der GRV

FNA-Projekte
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fien durchschnittlicher Kohortenmitglieder“ beinhaltet und die Migrations-
muster integriert, lieferten die Forscher eine Projektion für die Auswirkung 
auf Beitragssatz, Sicherungsniveau und Bundeszuschüsse. Für alle wichtigen 
Merkmale wurden auf Basis der verfügbaren realen Daten Schätzfunktionen 
konstruiert, um so Projektionen im Gesamtmodell vornehmen zu können. 
Es wurden zwei Szenarien – ein „herkömmliches“ mit konstantem Migra-
tionssaldo (Referenzszenario) und eines mit zyklischem Migrationsmuster 
(Szenario 1) – gegenübergestellt. Dabei wurde zur Einschätzung des Effekts 
auf die GRV das Nettorentenniveau vor Steuern konstant auf Basis des her-
kömmlichen Referenzszenarios gehalten, so dass sich zyklische Migrations-
effekte nur in einer Veränderung des Beitragssatzes widerspiegeln können.

Als Ergebnis der Studie werden Unterschiede zwischen den beiden Szena-
rien ausgemacht. Zum einen weisen die Unterschiede ein systematisches 
Muster auf. Der Einfluss von Szenario 1 wird als kurzfristig zyklisch be-
schrieben und folgt den Hoch- und Tiefpunkten des Migrationssaldos mit 
einer Verzögerung von ca. fünf Jahren (Ankunft der Migrant*innen auf dem 
Arbeitsmarkt; Veränderung der Menge der Beitragszahler*innen). Es zeige 
sich aber auch ein zweiter verstärkender langfristiger Trend, der als Ver-
rentungseffekt der Hochphasen bezeichnet wird und größere Auswirkung 
für die Rentenversicherung besitzen soll als der kurzfristige Zyklus. Zum 
anderen weisen die Szenarien unterschiedliche Beitragssätze aus. Die Bei-
tragssatzdifferenz zwischen Szenario 1 und dem Referenzszenario liegt für 
den Zeitraum von 2010 bis 2060 etwa im Bereich von 0,2 bis +0,4-Prozent-
punkten. Insgesamt gelangen die Forscher zur Schlussfolgerung, dass der 
Effekt von Immigration in herkömmlichen Szenarien sowohl über- als auch 
unterschätzt werden könne und aufgrund unterschiedlicher Vorzeichen auch 
keine einfachen Korrekturen im Rahmen der herkömmlichen Berechnungen 
möglich seien.

Die Forschungsergebnisse des Projekts fördern – unabhängig von der kon-
kreten Frage, welche Modelle für eine Prognose der Migrationseffekte zu 
Grunde gelegt werden – wichtige Erkenntnisse zur Weiterentwicklung von 
Prognosemodellen im Allgemeinen, zur Sensitivität von Voraussagen in Ab-
hängigkeit von den unterstellten Annahmen und zu möglichen Implikationen 
zyklischer Wanderungsbewegungen auf die finanzielle Lage der Rentenver-
sicherung zu Tage.

Dr. Bruno Kaltenborn (Wirtschaftsforschung und Politikberatung, Potsdam): 
„Grundsicherung wegen Erwerbsminderung: Rentenbezug sowie Zu- und 
Abgänge“
In der jüngeren Vergangenheit hat es mehrere substanzielle Verbesserungen 
bei der Erwerbsminderungsrente gegeben – auch weil der betroffene Per-
sonenkreis in besonderem Maße armutsgefährdet ist. Im Mittelpunkt des 
Forschungsprojekts von Bruno Kaltenborn stand die Frage, wie sich die em-

Projektion für die Auswirkung auf 
Beitragssatz, Sicherungsniveau 
und Bundeszuschüsse

Unterschiede zwischen den zwei Szenarien 
der Migrationszyklen

Erkenntnisse wichtig 
zur Weiterentwicklung von 
Prognosemodellen 

Substanzielle Verbesserungen 
der Erwerbsminderungsrente
erkennbar
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pirische Verbreitung der Erwerbsminderungsrente und der Grundsicherung 
bei Erwerbsminderung im Zeitablauf gewandelt haben.

Grundlage der Analyse ist die Empfängerstatistik des Statistischen Bundes-
amtes. Für die Berichtsjahre 2006 bis 2014 liegt eine 25-Prozent-Stichprobe 
der Empfänger*innen von Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminde-
rung vor. Für den Zeitraum 2015 bis 2016 konnte die vollständige Empfän-
gerstatistik ausgewertet werden. Ergänzend wurden bereits vorliegende Da-
ten aus dem Jahr 2017 hinzugezogen. Neben der Analyse der Bestandsdaten 
konzentriert sich das Forschungsprojekt stark auf die Entwicklung in den 
Zugängen, da sich an diesen politische und institutionelle Veränderungen 
deutlicher abbilden.

Die empirische Auswertung zeigt, dass 2016 mehr als eine halbe Million 
Personen Grundsicherung wegen Erwerbsminderung bezogen. 2004 lag die 
entsprechende Zahl noch unter 250.000. Dabei zeigt sich eine im Vergleich 
zur Grundsicherung im Alter umgekehrte Geschlechterverteilung. Grund
sicherung wegen Erwerbsminderung beziehen mit 57 Prozent überwiegend 
Männer, Grundsicherung wegen Alters dagegen überwiegend Frauen (2017). 
Im Zeitverlauf ist zu erkennen, dass insbesondere bei Personen ab dem  
50. Lebensjahr ein starker Anstieg in den Empfängerzahlen zu beobachten ist.

Ein zentrales Ergebnis des Forschungsprojekts ist, dass sich Verbes-
serungen im Erwerbsminderungsschutz nur in begrenztem Ausmaß in 
den Grundsicherungsstatistiken niederschlagen. Das liegt zum einen an 
der geringen Verbreitung gesetzlicher Erwerbsminderungsrenten bei 
den Grundsicherungsempfänger*innen. So beziehen nur 38 Prozent der 
Grundsicherungsempfänger*innen wegen Erwerbsminderung überhaupt 
eine Erwerbsminderungsrente (zum Vergleich: bei der Grundsicherung im 
Alter beziehen 77 Prozent eine Altersrente). Allerdings nimmt der Anteil der 
Bezieher*innen von Erwerbsminderungsrente in der Zugangsstatistik zu und 
liegt mittlerweile höher als im Bestand (2016: 46 Prozent). Zum anderen 
betreffen die Reformen beim Erwerbsminderungsschutz nur die Zugänge.

Für die Bezieher*innen von Erwerbsminderungsrenten lässt sich im Zeitver-
lauf eine zunehmende Relevanz des Grundsicherungssystems konstatieren. 
Die Hilfequoten, d. h. der Anteil der Erwerbsminderungsrentner*innen mit 
Bezug von Grundsicherungsleistungen an allen Erwerbsminderungsrent-
nern, sind im beobachteten Zeitraum von rund vier (2003) auf 15 Prozent 
(2016) gestiegen. Insbesondere beim Personenkreis mit geringen Erwerbs-
minderungsrenten sind die Hilfequoten hoch. So beträgt die Hilfequote bei 
Personen mit Erwerbsminderungsrenten unter 600 Euro immerhin 48 Prozent.

Die Analysen haben ferner gezeigt, dass Grundsicherungsempfänger*innen 
wegen Erwerbsminderung nur selten über andere (angerechnete) Einkom-
men als Erwerbsminderungsrenten verfügen. Einer durchschnittlichen Er-
werbsminderungsrente von 424 Euro standen nur 25 Euro zusätzliches Ein-

Geschlechterverteilung in der Grundsicherung 
2017

25-Prozent-Stichprobe 
aus der Empfängerstatistik

Verbesserungen im Erwerbs
minderungsschutz nur begrenzt  
in Grundsicherungsstatistiken 
erkennbar

Zunehmende Relevanz des 
Grundsicherungssystems für 
Bezieher*innen von Erwerbs-
minderungsrenten

Grundsicherungsempfänger*innen 
wegen Erwerbsminderung verfügen 
selten über weitere Einkommen

FNA-Projekte
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kommen gegenüber (Bestand im Dezember 2016). Insbesondere Einkommen 
aus privater und betrieblicher Altersvorsorge kommen im Grundsicherungs-
bezug wegen Erwerbsminderung praktisch gar nicht vor.

Insgesamt konnte das Forschungsprojekt auf Basis der amtlichen Statistik 
einen erhellenden Blick auf die sozioökonomische Lage von Erwerbsminde
rungsrentner*innen werfen. 
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Wie bereits erläutert, ist es dem FNA ein besonderes Anliegen, Nachwuchs
wissenschaftler*innen in die verstärkte Kooperation zwischen Renten-
versicherung und Wissenschaft einzubeziehen. Daher ist die Vergabe von 
Forschungsstipendien an überdurchschnittlich qualifizierte Nachwuchs‑ 
wissenschaftler*innen, neben der projektbezogenen Förderung, ein weiteres 
wichtiges Förderinstrument.

Im Jahr 2018 wurden folgende Stipendien aus FNA-Mitteln gefördert:

FNA-Stipendien

Tabelle 4: Geförderte Stipendiatinnen und Stipendiaten

Name Arbeitstitel Institution Betreuung durch Dauer

Daniel Brüggmann Wirtschaftliche Auswirkung einer 

Scheidung auf das Erwerbsverhalten 

und das individuelle Einkommen

Hertie School of  

Governance

Prof. Dr. Michaela Kreyenfeld, 

Hertie School of Governance;

Prof. Dr. Johannes Giesecke, 

Humboldt Universität  

zu Berlin

01.07.2016 – 

31.08.2018

01.04.2019 – 

31.03.2020

Ulrike Ehrlich Vereinbarkeit von informeller Pflege 

und Erwerbstätigkeit

Bremen International 

Graduate School  

of Social Sciences,

Universität Bremen

Prof. Dr. Hilke Brockmann,

Jacobs University; 

Prof. Sonja Drobnič, Ph. D.,

Universität Bremen

01.09.2016 – 

31.02.2018

Jana Mäcken Der Einfluss von Jobcharakteristika 

und Gesundheit auf das Renteneintritts-

alter: Eine Mehrebenenanalyse

Universität Köln Jun.-Prof. Dr. Lea Ellwardt,

Universität Köln;

Prof. Dr. Karsten Hank, 

Universität zu Köln

01.03.2017 – 

29.02.2020

Stefan Etgeton Die Auswirkungen von Rentenreformen 

auf das Sparverhalten

DIW Berlin Prof. Dr. Peter Haan,

DIW Berlin
01.05.2017 – 

31.12.2018

Nils Röper Der Renten-Finanz-Nexus: 

Verbindungen zwischen Finanzliberali-

sierung und Rentenprivatisierung

Oxford University Prof. David Rueda, Ph.D.,  

Oxford University

Prof. Lutz Leisering, Ph.D., 

Universität Bielefeld

01.01.2018 – 

30.04.2019

David Rügamer Doppelte Besteuerung von Altersrenten 

aus der gesetzlichen Rentenversiche-

rung

Universität Passau Prof. Dr. Rainer Wernsmann, 

Prof. Dr. Urs Kramer

Universität Passau

01.04.2018 –

29.02.2020
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FNA-Tagungen 2018
Mit den regelmäßig vom FNA organisierten wissenschaftlichen Veranstal-
tungen und Tagungen wird die Projektförderung des FNA ergänzt. In diesem 
Rahmen erhalten nicht nur die Projektnehmer*innen die Gelegenheit, ihre 
Forschungsergebnisse einem größeren Fachpublikum zu präsentieren. Die 
Tagungen ermöglichen auch einen Blick in die Breite der – nicht selten auch 
internationalen – Forschungslandschaft der Alterssicherung. Die 2018 vom 
FNA durchgeführten Tagungen boten ein interessantes Forum zum Informa-
tions- und Erfahrungsaustausch von Wissenschaft, Verwaltung und Politik. 

FNA-Jahrestagung: Migration und Mobilität als Herausforderungen für soziale 
Sicherung und Alterssicherung (25./26. Januar 2018)2

Migration und Mobilität sind Konzepte, die jeweils unterschiedliche Dimensi-
onen von (Wanderungs-)Bewegungen beschreiben. Der Migrationsbegriff zielt 
dabei stärker auf die Überschreitung von nationalstaatlichen Grenzen, während 
Mobilität zusätzlich die räumliche Binnenmigration, Arbeitsmarktmobilität und 
soziale Mobilität umfasst. Migration und Mobilität lassen sich unter anderem 
auch danach spezifizieren, an welche Motive sie geknüpft sind, welche zeitliche 
Dauer sie umfassen, ob sie freiwillig oder unfreiwillig erfolgen oder etwa wel-
cher rechtliche Status damit einhergeht. Je nach Erscheinungsform können die 
Folgen für die Alterssicherung unterschiedlich ausfallen. Auf der FNA-Jahres
tagung 2018 sollten unterschiedliche Facetten von Migration und Mobilität 
im Zusammenhang mit daraus resultierenden Herausforderungen für soziale 
Sicherung und Alterssicherung beleuchtet werden.

2	 Bei diesem Text handelt es sich um eine gekürzte und leicht veränderte Fassung des Tagungsberichts:  
Akremi (2018): „Migration und Mobilität als Herausforderungen für soziale Sicherung und Alterssicherung“.  
17. Jahrestagung des FNA am 25. und 26. Januar in Berlin“, RVaktuell Heft 1/2/2018: S. 19–20.

Begrüßung der Gäste durch  
Gundula Roßbach, Präsidentin der  
Deutschen Rentenversicherung Bund

Im Rahmen der FNA-Jahrestagung 
erhalten die Projektnehmer des FNA 
die Gelegenheit, ihre Forschungs
ergebnisse einem größeren Fach
publikum zu präsentieren.
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Theoretische Perspektiven auf Migration und soziale Sicherung
Die Tagung begann mit weitgefassten Fragestellungen, die zunächst einen 
breiten Überblick über ökonomische und sozialrechtliche Herausforderungen 
von Migration und Mobilität für soziale Sicherung lieferten.

Prof. Dr. Thomas K. Bauer (Ruhr-Universität Bochum) näherte sich dem Thema 
aus ökonomischer Perspektive und merkte ausgehend von den Herausforde-
rungen des demografischen Wandels sowie eines einsetzenden Fachkräfte
mangels an, dass zur Beurteilung ökonomischer Effekte von Migration vor 
allem die Nachhaltigkeit der Migrationspolitik ins Auge gefasst werden muss. 
Während Deutschland einerseits wenig von der international zunehmenden 
Wanderung qualifizierter Arbeitskräfte profitiere, wiesen andererseits die in 
Deutschland ankommenden und lebenden Zugewanderten deutliche Defizite 
hinsichtlich ihrer Qualifikationen auf. Im Anschluss daran referierte Prof. Dr. 
Astrid Wallrabenstein (Goethe-Universität Frankfurt/Main) zu aktuellen He-
rausforderungen für die Koordinierung der Sozialsysteme aufgrund trans-
nationaler innereuropäischer Migration. Insbesondere die Exportierbarkeit 
sozialer Leistungen im Freizügigkeitsraum der EU könne in diesem Zusam-
menhang als wesentliches Grundprinzip betrachtet werden. Mit ihrem Kon-
zept der „doppelten Migrationsneutralität“ verdichtete Wallrabenstein die 
Herausforderungen für die europäische Sozialrechtskoordinierung auf zwei 
wesentliche Aspekte: Die sozialen Rechte sollten erstens so ausgestaltet sein, 
dass von ihnen keine migrationssteuernde Wirkung ausgehe, d. h. dass sie 
weder Anreiz noch Hindernis für Migration darstellen. Zweitens sollte es eine 
faire Lastenzuordnung zwischen beteiligten Herkunfts- und Zielstaaten bzw. 
Wohn- und Arbeitsländern geben. In der Praxis könnten sich diese beiden 
Ziele allerdings widersprechen.

Migration als Herausforderung für die Alterssicherung
Nach den thematisch breit angelegten Eröffnungsvorträgen erfolgte im 
zweiten Teil der Veranstaltung eine Annäherung an systembedingte He-
rausforderungen, die sich durch internationale Migrations- und Mobili-
tätsprozesse für die Alterssicherung ergeben. Dazu betrachtete Prof. Dr. 
Martin Werding (Ruhr-Universität Bochum) den Einfluss von Migration 
auf die Systeme der Alterssicherung. Er stellte fest, dass weder temporäre 
noch permanente Migration die Effekte des demografischen Wandels 
auf das umlagefinanzierte Rentensystem beseitigen, aber zumindest ab-
schwächen können. Beiträge aus der ersten Einwanderergeneration 
wirkten nur kurz- bis mittelfristig als zusätzliche Finanzierungsquellen 
bis diese Generation in die Periode der Rentenauszahlung kommt. Je nach 
Lohnhöhe, Kinderzahl usw. könnten aber zusätzliche Effekte in Folgeperioden 
auftreten. Ohne Zuwanderung seien die Probleme in Deutschland dennoch 
kaum zu bewältigen, wobei stark steigende Sozialbeiträge oder Steuern die-
ser aber entgegenstehen würden, so Werdings Einschätzung.

FNA-Tagungen

Effekte des demografischen Wandels  
ohne Zuwanderung nicht zu bewältigen

Migrationsphänomene im
ökonomischen und sozialrecht-
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Exportierbarkeit sozialer 
Leistungen im Freizügigkeitsraum 
der EU 
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Direkt im Anschluss daran erzählte Klaus Stiefermann (aba Arbeitsgemein-
schaft für betriebliche Altersversorgung e. V.) in seinem Vortrag eine kleine 
„Geschichte der Unverfallbarkeit“ von Anwartschaften in der betrieblichen 
Altersversorgung, der im Kontext von Migration und Mobilität eine zentrale 
Rolle zukommt. Seit den ersten Diskussionen in den 1960er Jahren hätten 
sich demnach die Bedingungen für die Unverfallbarkeit sukzessive gelockert. 
Mit den „Mindestanforderungen zur Erhöhung der Mobilität“ habe man sich 
schließlich darauf geeinigt, dass Anwartschaften nicht verfallen, wenn die 
Versorgungszusage wenigstens drei Jahre besteht und Beschäftigte minde-
stens 21 Jahre alt sind. Letztendlich dürfe man aber nicht vergessen, dass 
Arbeitgeber betriebliche Altersversorgung dann anbieten, wenn es sich für 
sie lohnt – etwa um gute Mitarbeiter zu gewinnen und zu halten, nicht aber 
für solche Mitarbeiter, die den Betrieb verlassen.

Praktische Fragen zur Absicherung von Mobilität und Migration – Befunde 
aus der aktuellen Forschung
Während die Vorträge im ersten und zweiten Teil der Tagung relevante 
Fragestellungen aus gesellschaftlicher und systemischer Perspektive be-
handelten, verlagerte sich der Fokus im dritten Teil hin zur sozialen Ab-
sicherung von mobil Beschäftigten und Migrant*innen. Von der Altersvor-
sorgeplanung türkeistämmiger Migrant*innen, der Situation polnischer 
Arbeitsmigrant*innen in der Pflege, dem Spannungsverhältnis zwischen Ar-
beits- und Aufenthaltsrecht bei Migration bis zu den Erfahrungen aus dem 
Projekt „Faire Mobilität“ wurden im Rahmen einer Panel-Diskussion ausge-
wählte Teilaspekte von Migration und Mobilität und die sich daraus erge-
benden Herausforderungen an die Gestaltung der Alterssicherung erörtert. 

Lockerung der Verfallbarkeit von 
Anwartschaften der betrieblichen 
Altersversorgung

Der Moderator der FNA-Jahrestagung 
Prof. Dr. Johannes Varwick (Universität  
Halle-Wittenberg), im Gespräch mit  
Dr. Axel Reimann, ehemaliger Präsident  
der Deutschen Rentenversicherung Bund 
(2014-2016)
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Ina Conen (Hochschule Düsseldorf) berichtete aus ihrem Forschungsprojekt 
zum „Altersvorsorgehandeln von türkeistämmigen MigrantInnen“. Für Mi
grant*innen mit niedriger Bildung sei es demnach häufig schwierig, adäquate 
Entscheidungen im Bereich der privaten Altersvorsorge zu treffen. Hier sollte 
es bessere und verständlichere Informationsangebote auch über nationale 
Grenzen hinweg geben. Prof. Dr. Bernhard Emunds (Oswald von Nell-Breuning- 
Institut für Wirtschafts- und Gesellschaftsethik) schilderte anhand seiner 
Forschungsergebnisse die prekäre und teilweise menschenrechtsverletzende 
Arbeitssituation polnischer Pflegekräfte in privaten Haushalten in Deutsch-
land. Seiner Auffassung nach sollten hier ambulante Pflegedienste eingebun-
den sein, um sowohl die Qualität der Pflegeleistungen als auch die Einhaltung 
arbeitsrechtlicher Bestimmungen zu gewährleisten. 

Zur Beratung und Unterstützung von Leiharbeitern, (Schein-)Selbstän-
digen oder entsandten Mitarbeitern aus Osteuropa hat der Deutsche 
Gewerkschaftsbund (DGB) das Projekt „Faire Mobilität“ ins Leben geru-
fen, wovon der Projektleiter Dominique John berichtete. Bundesweit wür-
den sich jährlich bis zu 6.000 Beschäftigte mit arbeitsrechtlichen Pro-
blemen an eine der acht Beratungsstellen wenden. Dabei handle es sich 
oft um entsandte Mitarbeiter, die sehr lange in Deutschland gearbeitet, 
aber nur minimale Renten erreicht haben. Dr. Norbert Cyrus (Europa- 
Universität Viadrina Frankfurt/Oder) machte schließlich darauf aufmerksam, 
dass es zu den Perspektiven von Migrant*innen auf ihre Altersvorsorge kaum 
Forschung gäbe. Ein besonderes Problem für bestimmte Migrant*innen sei z. B. 
der fehlende Zugang zum Sozialsystem bei ungeklärtem Aufenthaltsstatus.  
Cyrus argumentierte, dass Menschen auch bei illegaler Beschäftigung  
Zugang zur Altersvorsorge bräuchten. Dies könne etwa durch eine Entkopp-
lung der Meldung bei unterschiedlichen Behörden erreicht werden, um nicht 
im Gegenzug nachteilige Vorgänge wie z. B. Strafverfolgungen anzustoßen.

Anforderungen der Mobilität an die Systeme der Alterssicherung
Am zweiten Veranstaltungstag ging es um konkrete Ausblicke und ein Resü-
mee zum aktuellen Diskussionsstand. Zunächst wurden zwei Projekte vorge-
stellt, die versuchten, neue Antworten auf die wachsenden Anforderungen an 
die Alterssicherung durch Migration und Mobilität zu geben. 

Konrad Haker (Bundesministerium für Arbeit und Soziales) berichtete von 
den Überlegungen zu einer säulenübergreifenden Altersvorsorgeinforma-
tion. Für Versicherte könnte dadurch mehr Transparenz entstehen, um ei-
nen Altersvorsorgebedarf zu erkennen und darauf zu reagieren. Die Anbie-
ter von Altersvorsorgeprodukten könnten diese Information wiederum als 
Beratungsinstrument nutzen. Ein solches Produkt müsse daher vollständig, 
verlässlich, verständlich und vergleichbar sein. Letztlich stelle sich aber die 
Frage, was im Rahmen einer säulenübergreifenden Altersvorsorgeinformati-
on vergleichbar dargestellt werden kann und was genau verglichen werden 
soll. Im Rahmen eines Forschungsgutachtens für das Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales sollten Möglichkeiten aufgezeigt werden, wie bestehende 

Mehr Transparenz durch 
säulenübergreifende
Altersvorsorgeinformation?

Projekt „Faire Mobilität“ 
des DGB

Migrant*innen zwischen 
Arbeits- und Aufenthaltsrecht

Private Altersvorsorgeplanung für 
Migrant*innen mit niedriger Bildung oft 
schwierig
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Informationen weiterentwickelt sowie Standardisierungen hergestellt werden 
können. Haker betonte aber, dass die Entwicklung eines „perfekten“ End-
produkts nicht das Ziel sein könnte. In erster Linie ginge es darum, klare 
Vorstellungen darüber zu entwickeln, welches realistische, langfristige Ziel 
verfolgt werden könne und erste Schritte in diese Richtung zu konzipieren 
und umzusetzen.

Ausgangspunkt der Ausführungen von Sandra Hack (European Insurance 
and Occupational Pensions Authority) war der Befund, dass die staatlichen 
Rentensysteme in den Ländern der EU aufgrund von alternden Bevölkerungen 
und brüchigen Erwerbskarrieren vor Finanzierungsproblemen stünden, wes-
halb grundsätzlich mehr in private Altersvorsorgeprodukte investiert werden 
müsse. Die zunehmende Arbeitsmobilität werfe aber Fragen der Portabilität 
solcher Produkte auf, da sich die Rentensysteme der Mitgliedsstaaten stark 
unterscheiden. Das Pan-European Personal Pension Product (PEPP) folge 
daher dem Ziel, ein echtes Altersvorsorgeprodukt mit grenzüberschreiten-
der Portabilität zu schaffen. PEPP solle als kosteneffizientes, transparentes 
und attraktives Standardprodukt mit Standardleistungen konzipiert sein und 
könne bei Bedarf modifiziert oder um weitere Investitionsstrategien ergänzt 
werden. Die Lizensierung solle dabei zentral und die Durchsetzung national 
erfolgen.

Zum Abschluss der Tagung griff Prof. Dr. Herbert Brücker (Institut für 
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung) mit seinem Fokus auf die Arbeitsmarkt
integration von Migrant*innen noch einmal den zentralen Mechanismus 
zwischen Migration und Alterssicherung auf. Er machte für die letzten Jah-
ren zwei Migrationstrends aus: So sei durch die Finanzkrise die Attraktivi-
tät einstiger Wanderungsmagnete wie z. B. Spanien zurückgegangen, was 
zu erhöhter Zuwanderung nach Deutschland geführt habe. Zweitens fand 
verstärkt Fluchtmigration nach Europa und Deutschland statt. Bezogen auf 
Deutschland sei außerdem die geringe Zuwanderung zu Erwerbszwecken 
auffallend. Des Weiteren führten EU-Migration und Erwerbsmigration aus 
Drittstaaten zu einem Anstieg des Anteils an Hochschulabsolvent*innen und 
zugleich zu einer Zunahme von Personen ohne abgeschlossene Berufsausbil-
dung. Im Ergebnis befürchtet Brücker eine zunehmende Polarisierung zwi-
schen Hoch- und Niedrigqualifizierten sowie eine Erosion des dualen Ausbil-
dungssystems in Deutschland.

Bei der Arbeitsmarktintegration von Geflüchteten zeige sich für die letzten  
zwei Jahre, dass etwa 23 Prozent in einem Beschäftigungsverhältnis stünden, 
17 Prozent seien immerhin sozialversicherungspflichtig beschäftigt. Zwar seien 
bisher noch geringere Beschäftigungs- und höhere Leistungsbezieherquoten 
unter Migranten zu erkennen, es finde aber langsam eine Angleichung statt. 

Insgesamt sei es für Brücker nicht unrealistisch, dass unter Berücksichtigung 
der Migrationsbiografien die sozialen Sicherungssysteme und der Staat von 
Migration profitieren.

Pan-European Personal Pension
Product (Pepp): Altersvorsorge-
produkt mit grenzüberschreiten-
der Portabilität

Migrationstrends 
der letzten Jahre

In Deutschland geringe 
Zuwanderung zu Erwerbs-
zwecken 

Stand der Arbeitsmarkt‑ 
integration von Geflüchteten 

Soziale Sicherungssysteme 
könnten von Migration profitieren

Forschungsnetzwerk 
Alterssicherung (FNA)

Forschungsförderung 

Förderstatistiken

Projekte 

Stipendien

Tagungen

Forschungspreis

Publikationen

Haushalt

FNA-Beirat

Geschäftsstelle des FNA

3 

4

7

10

24

25

45

49

51

52

69



30

Säulenübergreifende Renteninformation – internationaler Workshop  
am 19.03.20183 

Motivation für den Workshop
In Deutschland wird seit langem darüber diskutiert, dass eine gemeinsame 
Aufstellung der individuellen Rentenanwartschaften aus gesetzlicher, betrieb-
licher und privater Alterssicherung für eine zielgerichtete Altersvorsorgepla-
nung wichtig ist. Eine säulenübergreifende Altersvorsorgeinformation wurde 
jedoch bisher noch nicht eingeführt. Dies liegt im Wesentlichen daran, dass 
sich die Konzeption, Umsetzung und Etablierung einer Altersvorsorgeinfor-
mation, die sowohl als Übersicht als auch zur Planung genutzt werden kann, 
äußerst kompliziert und langwierig darstellt. Da aber Länder wie Dänemark 
oder Schweden schon vor Jahren säulenübergreifende Renteninformations
systeme etabliert haben, erscheint es naheliegend, dass Deutschland – trotz der 
teilweise großen systemischen Unterschiede – von diesen Erfahrungen profi-
tieren kann. Daher hat das FNA für die Deutsche Rentenversicherung einen 
Expert*innen-Workshop organisiert, bei dem einzelne Informationssysteme 
vorgestellt wurden und Fragen zu Erfahrungen sowie Problemen bei der 
Umsetzung gestellt werden konnten. Folgende Expert*innen aus Schweden, 
Dänemark, den Niederlanden und Belgien sind der Einladung gefolgt:

−	 Johan Hellman, 
	 Stellv. Geschäftsführer des schwedischen Rentenkontos „Minpension.se“
−	 Michael Rasch, 
	 Leiter des dänischen Renteninformationssystems „PensionsInfo.dk“
−	 Titus Sips, 
	 Experte des niederländischen Portals „Mijnpensioenoverzicht.nl“
−	 Steven Janssen, 
	 Generaldirektor der zentralen Datenbank Sigedis (2. Säule), und 
	 Giselda Curvers, 
	 Managerin (1. Säule) beim belgischen Portal „mypension.be“

In diesen Ländern werden säulenübergreifende Renteninformationen über 
Online-Plattformen zur Verfügung gestellt. Sie sollen einen Überblick über 
die gegenwärtig realisierten Anwartschaften für das Alter in mehreren 
Sicherungssystemen geben. Die Planung der Altersvorsorge erscheint dabei 
eher von nachrangigem Interesse.

Renteninformationssysteme in Schweden, Dänemark, Niederlande und Belgien
Das schwedische Internetportal MinPension.se ging Ende 2004 online und ist 
sowohl als Trackingsystem für die Altersvorsorge als auch als webbasierter 
Ruhestandsplaner gedacht. Die Entwicklung ging in kleinen Schritten voran. 

3	 Bei diesem Workshop-Bericht handelt es sich um eine gekürzte und leicht modifizierte Fassung des Textes: 
Akremi/Wilke (2018): „Säulenübergreifende Renteninformation in Schweden, Däne-mark, den Niederlanden 
und Belgien“ – Ergebnisse eines Workshops am 19.03.2018 in Berlin. RVaktuell 6/2018, Berlin, S. 151–159.

Umsetzung einer säulenübergreifen-
den Renteninformation ist schwierig.

Informationssysteme aus Online-
Plattformen der Länder Schweden, 
Dänemark, Belgien und den Nieder-
landen

MinPension.se: Trackingsystem  
für die Altersvorsorge auch  
webbasierter Ruhestandsplaner 
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Beim Start waren über 60 Prozent der Versicherungen abgedeckt. 2006 gab 
es eine überarbeitete Version 2.0, bei der ein Single Signon eingeführt wur-
de, d. h. Nutzer, die sich z. B. bei Portalen bestimmter Versicherer oder 
Banken bereits eingeloggt haben, können über einen Link direkt auf Min-
Pension.se gelangen, ohne sich dort erneut anmelden zu müssen. 2010 ka-
men neue Nutzungsmöglichkeiten wie etwa mittels Tablets dazu. Der Service 
enthält die Informationen von ca. 30 Rentenanbietern zur gesetzlichen, be-
trieblichen und privaten Alterssicherung. Aktuell hat das Portal ca. 3 Mio. 
Nutzer*innen, was mehr als der Hälfte der Erwerbsbevölkerung Schwedens 
(ca. 5 Mio. für 2018) entspricht.

In Dänemark startete die private Versicherungsindustrie bereits 1999 eine 
Renteninformation angeregt durch den Versicherungsträger der Arbeitsmarkt-
Zusatzrente Arbejdsmarkeds Tillægspension (ATP). Zunächst war die Beteili-
gung noch gering. Im Jahr 2007 gab es dann mit der Internetplattform Pensi-
onsInfo.dk eine Neuauflage, an der fast alle Altersvorsorgeanbieter, inklusive 
Banken, partizipierten. Mittlerweile nehmen 85 Altersvorsorgeanbieter teil. 
Herauszufinden, welche Daten benötigt werden und wie die Zusammenstel-
lung der individuellen Altersvorsorgeprodukte genau aussehen sollte, hat viel 
Zeit in Anspruch genommen. Etwa ein Jahr lang dauerte alleine die Entwick-
lung eines Prototyps. Erst 2014 waren die Daten aller Altersvorsorgeanbieter 
komplett erfasst. Im Jahr 2008 gab es zwischen 200.000 und 300.000 aktive 
Nutzer*innen, mittlerweile sind es über 1,5 Mio. (2017). Die Erwerbsbevöl-
kerung Dänemarks beträgt zum Vergleich im Jahr 2018 rund drei Millionen.

In den Niederlanden gab es seit 2003 Diskussionen über die Etablierung 
einer nationalen Renteninformation. Die Entwicklung des Systems beschleu-
nigte sich aber erst als dieser Aspekt Teil des niederländischen Renten
gesetzes von 2006 wurde und sowohl die gesetzliche Rentenversicherung 
als auch alle Anbieter von betrieblichen Alterssicherungsprodukten bis 2011 
zur Teilnahme und Vernetzung verpflichtet wurden. Nach zweijähriger Vor-
bereitungszeit ging die Webseite Mijnpensioenoverzicht.nl 2011 online. Die 
Implementierung der betrieblichen Altersvorsorge und die Einführung der 
Standardisierung der Daten haben viel Zeit in Anspruch genommen. Nach 
2011 fand eine permanente Weiterentwicklung des Systems statt (Funktio-
nalität, Design, Verbesserung der Integration in andere Dienste). Das Portal 
hat über 2 Mio. Besucher*innen pro Jahr (2016: 3 Mio.) – bei einer Erwerbs-
bevölkerung von 8,8 Mio. (2018) in den Niederlanden. Ab 01.04.2018 steht 
das System auch Rentner*innen zur Verfügung.

Bei Mypension.be wird zwischen Daten zur Erwerbskarriere und zu Ren-
tenanwartschaften unterschieden. Die Daten über die Erwerbskarriere sind 
für Arbeitnehmer und Beamte in einer zentralen Datenbank bei Sigedis ver-
fügbar. Bei Selbständigen sind die Erwerbsdaten beim nationalen Institut 
für Sozialversicherung der Selbständigen (RSVZ-INASTI) zentral vorhanden. 
In der zweiten Säule begann man mit der Zentralisierung der Daten 2011.  
Bis 2015 mussten alle Formen von betrieblicher Altersvorsorge in dieser 

2017 bereits über 1,5 Mio. 
aktive Nutzer*innen

Portal hat über 2 Mio. 
Besucher*innen pro Jahr

Mehr als die Hälfte der  
Erwerbsbevölkerung Schwedens 
nutzen das Portal.

PensionsInfo.dk : Nahezu alle Alters-
vorsorgeanbieter Dänemarks nehmen 
teil.

Mypension.be: Daten zur Erwerbs
karriere und zu Rentenanwartschaften 
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rungsprodukten
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Datenbank registriert werden. Insgesamt sind 219 Rentenanbieter vertre-
ten. Die Anbieter müssen ihre Informationen jährlich aktualisieren. Trotz der 
gesetzlichen Verankerung einer säulenübergreifenden Renteninformation 
war der Prozess zur Entwicklung des Online Tracking Service Mypension.be 
in Belgien sehr zeitaufwendig und langwierig. Seit 2016 haben ca. 1,8 Mio. 
Menschen Mypension.be besucht – davon allein 1,1 Mio. seit 2017. Zum  
Vergleich beträgt die Erwerbsbevölkerung Belgiens im Jahr 2018 rund 4,9 
Millionen.

Datenabruf der Nutzer*innen
Für die Registrierung und Anmeldung auf den vier Renteninformations-
portalen gibt es verschiedene Möglichkeiten. Bei Minpension.se funktioniert 
dies z. B. mit einer BankID oder über einen Single Signon, den einzelne 
Versicherer anbieten (siehe oben). Der Zugang zum Portal PensionsInfo.dk 
erfolgt einerseits direkt mittels ID und TAN-Liste, andererseits gibt es auch 
einen Single Signon von Banken oder anderen Rentenportalen. Das Einlog-
gen bei Mijnpensioenoverzicht.nl ist über die Sozialversicherungsnummer 
möglich. Die Website Mypension.be bietet verschiedene Möglichkeiten, sich 
anzumelden: Eine Anmeldung erfolgt einerseits mit einer elektronischen ID 
(eID) über eine Signaturkarte und Kartenlesegerät. Alternativ lässt sich die 
eID Card über die App „itsme“ langfristig ersetzen. Dazu wird bei Partner-
banken die Identität der eID an den itsme-Account gekoppelt und so durch 
die kontoführende Bank bestätigt. Es wird ein 5-stelliger Sicherheitscode 
vergeben, der dann mit der Sim-Karte und dem Mobilgerät verknüpft ist. 
Schließlich kann die Anmeldung durch Benutzername, Passwort und einer 
TAN erfolgen. Die Übermittlung der TANs erfolgt per E-Mail als TAN-Liste, 
als SMS oder die TANs werden mit einer App erzeugt.

Alle vier Portale dienen als Schnittstelle zwischen Nutzer*innen und den be-
teiligten Versicherern. Wenn Nutzer*innen eine Abfrage zur Renteninforma-
tion starten, wird diese Anfrage an verbundene Versicherer weitergeleitet, 
die die vorhandenen Informationen wiederum an das jeweilige Renteninfor-
mationsportal übermitteln, so dass sie schließlich innerhalb von wenigen Mi-
nuten einsehbar sind. In der Regel werden die Informationen nicht auf den 
Portalen gespeichert, sie können aber von den Nutzer*innen selbst exportiert 
werden. Minpension.se bildet hier eine Ausnahme, aber aufgrund der neuen 
Datenschutzverordnung der EU werden voraussichtlich künftig auch keine 
Daten mehr gespeichert.

Enthaltene Informationen
Auf allen Portalen scheint sich eine Mehrebeneninformationsvermittlung  
(Layering) zu etablieren, bei dem die Nutzer*innen schrittweise einen hö-
heren Grad an Details vermittelt bekommen. Konkret können Nutzer*innen 
neben einer Gesamtsumme in allen Portalen detaillierte Angaben zu den ein-
zelnen Säulen, Vertragspartnern und Vertragsdetails sowie der Zusammen-

Rund 1,8 Mio. Menschen haben 
seit 2016 mypension.be besucht.

Layering etabliert sich 
auf allen Portalen 

Verschiedene Möglichkeiten der Registrie-
rung und Anmeldung auf den vier Renten
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setzung der einzelnen Einkünfte erhalten.4 In allen Portalen stehen Angaben 
zu den Rentenanwartschaften (bzw. dem angesammelten Kapital) und der 
erwarteten Rentenhöhe aus den einzelnen Säulen im Vordergrund. Zudem 
bieten alle Portale die Möglichkeit, bestimmte Szenarien und deren Auswir-
kungen auf die Rentenhöhe durchzuspielen. So bieten alle vier Portale die 
Möglichkeit durch ein variabel anpassbares Renteneintrittsalter Verände-
rungen im Alterseinkommen nachzuvollziehen.

Hinsichtlich der Abdeckung der einzelnen Säulen weisen die Portale der hier 
betrachteten Länder zum Teil deutliche Unterschiede auf. Während Däne-
mark und Schweden Informationen aus allen drei Säulen enthalten, sind 
in Belgien und den Niederlanden nur die erste und zweite Säule enthalten. 
Zudem weist das belgische Portal die Besonderheit auf, dass die betriebliche 
Altersvorsorge über ein grafisch und technisch anderes System dargestellt 
wird und insofern nur teilweise als säulenübergreifend eingestuft werden 
kann. Aufgrund der Komplexität weisen alle Systeme bestimmte Lücken 
bei der Abdeckung der Alterssicherung auf, z. B. sind im niederländischen 
Portal die erste und zweite Säule vollständig erfasst, aber keine Auskünf-
te für Selbständige und Beamte möglich. Das dänische Portal erfasst zwar 
Selbständige, weist aber vereinzelt Lücken, insbesondere bei Beamten aus 
den Kommunen, auf. Zudem gibt es in der zweiten und dritten Säule einige 
wenige kleine Anbieter, die keine Informationen liefern. Im schwedischen 
Portal werden etwa 99 Prozent des Rentenkapitals abgebildet – vereinzelt 
finden sich aber vor allem in der dritten Säule auch Lücken. Hier haben die 
Nutzer*innen die Möglichkeit, eigene Verträge zu ergänzen. Die größten Lü-
cken weist das noch sehr junge belgische Portal auf.

Vergleichbarkeit der Leistungen innerhalb und zwischen den Säulen
Eine zentrale Frage für säulenübergreifende Renteninformationssysteme be-
trifft die Vergleichbarkeit teilweise sehr unterschiedlicher Leistungen sowohl 
innerhalb der einzelnen Säulen als auch zwischen den Säulen.

Bei den erworbenen Anwartschaften wird in den Niederlanden und auch in 
der ersten Säule im belgischen Portal zunächst nur aufgelistet, aus welchen 
Quellen sich diese Anwartschaften ergeben. In Dänemark und in Schweden 
werden Anwartschaften als über die Zeit angesammelter Vermögenswert in 
der Landeswährung ausgewiesen. Die erste Säule wird hierbei unterschied-
lich behandelt: In Schweden werden Beiträge als fiktiver Kapitalwert ausge-
wiesen. In Dänemark wird in einer gesonderten Erklärung darauf hingewie-
sen, dass aufgrund der Bedarfsprüfung keine Aussagen zu Anwartschaften 
in der ersten Säule getroffen werden können. Gegebenenfalls werden zudem 
Kapitalvermögen gesondert ausgewiesen. 

4	  Auch die Erläuterungen, wie sich die einzelnen Werte ergeben, werden auf mehreren Ebenen vermit-telt. Sie 
finden sich umfassender in den detaillierteren „Informationsschichten“ und sind häufig über ausgelagerte Ver-
linkungen zu erreichen. Eine Ausnahme bilden Erläuterungen zu den prognostizier-ten Renteneinkommen. Der 
Hinweis, dass es hierbei nicht um zugesicherte Einkommen handelt, ist direkt auf dem Portal platziert. 
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Weitaus komplexer stellt sich bei den vorausgesagten Renteneinkommen die 
Vergleichbarkeit dar. Zum einen müssen bestehende Konditionalitäten be-
rücksichtigt werden. Diese sind insbesondere im Falle der bedarfsgeprüften 
ersten Säule in Dänemark umfassend. Die erste Säule wird deshalb auf Basis 
vereinfachender Annahmen in der Berechnung des Renteneinkommens be-
rücksichtigt. Ähnlich wird die Berechnung von Nettoeinkommen in Belgien 
und den Niederlanden vorgenommen. Auf Grundlage der verfügbaren Infor-
mationen und der aktuellen Gesetzeslage wird ein Steuersatz geschätzt, ohne 
dass dabei der Anspruch einer exakten Berechnung besteht. Für spezifische 
Fälle (z. B. Invalidität) werden gesonderte Renteneinkommen ausgegeben. 
Zum anderen müssen unterschiedliche Leistungssysteme auf der Basis eines 
gemeinsamen Standards zusammengeführt werden. Die prognostizierten 
Rentenzahlungen werden auf der Oberfläche der Portale, sofern möglich, als 
eine monatlich (oder jährlich) zu erwartende Auszahlung zum gesetzlichen 
Renteneintrittsalter ausgewiesen. 

Eine gesonderte Kategorie stellen Altersvorsorgeprodukte dar, aus denen 
keine laufenden Rentenzahlungen fließen. Diese werden in den Portalen 
separat als einmalige Einkünfte zum Renteneintritt ausgewiesen. Die An-
nahmen, die den Prognoseberechnungen zugrunde liegen, erwiesen sich auf 
dem Workshop als ein wenig durchsichtiges Feld. Insgesamt scheint in den 
Portalen der Schwerpunkt auf eine einfache und wenig komplexe Fortschrei-
bung gelegt zu werden5. So beruht die Prognose zu weiterem Aufbau von  
Anwartschaften grundsätzlich auf einer Fortschreibung des Status quo. Da-
von abweichend lassen sich abhängig vom Portal bestimmte Veränderungen 
der Lebenssituation modellieren. Hinsichtlich der Produktvarianten wird 
kaum differenziert. Ob bestimmte Verträge Garantien enthalten oder nicht, 
wird nicht gesondert ausgewiesen. Bei der Wertentwicklung der Anwart-
schaften und Vermögenswerte verlassen sich die Portale auf extern gesetzte 
Standards. Die Indexierung von Leistungen im Bezugszeitraum – und damit 
die Frage, wie unterschiedliche Indexierungen vergleichbar gemacht werden 
sollen – wird von den Portalen ausgeklammert. Der Fokus liegt auf den Ren-
tenzahlungen im Eintrittsalter. Dort, wo die Leistungen über den gesamten 
Rentenbezugszeitraum angezeigt werden (Schweden und Dänemark), wer-
den die Rentenzahlungen in der Auszahlungsphase konstant gehalten.

Erfahrungen der Expert*innen und Empfehlungen für Deutschland
Im Rahmen des Workshops wurden verschiedene „Gelingensfaktoren“ aus-
gemacht, die für die Entwicklung der Portale von besonderer Bedeutung ge-
wesen sind.

Nach den Erfahrungen mit den vorgestellten Portalen sollte darüber nach-
gedacht werden, klein anzufangen, um dann das System sowie den Kreis 
der Beteiligten Schritt für Schritt zu erweitern. Als erstes muss allerdings 

5	  In Belgien wird in der zweiten Säule auf eine Fortschreibung verzichtet.
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geklärt werden, welches Ziel damit verfolgt werden soll. Geht es um einen 
Tracking Service, d. h. reicht ein Überblick, der so vollständig wie möglich 
alle Alterssicherungsprodukte enthält? Oder möchte man mit der Informa-
tion auch die Planung der Altersvorsorge und eine professionelle Beratung 
ermöglichen? Relativ früh im Entwicklungsprozess muss außerdem geklärt 
werden, wie hoch die zu erwartenden Kosten sind und wer sie trägt. Zur 
erfolgreichen Umsetzung ist ein entschlossenes Team maßgeblich, das gut 
zusammenarbeitet und alle wichtigen Akteure miteinschließt. Auch während 
des laufenden Betriebs sollte der Umfang der Portale im Blick behalten wer-
den. Zu Beginn gibt es sehr viele Ideen, wie das System ausgestaltet und was 
alles berücksichtigt werden könnte. Daher ist es wichtig einen Zeitplan mit 
der Priorisierung einzelner Komplexe anzulegen.

Durchaus im Spannungsverhältnis zu dem vorgenannten Punkt steht die Er-
fahrung der Portalbetreiber, dass ein Erfolg von einer umfangreichen Erfas-
sung der Produkte und Anwartschaften der in den Portalen erfassten Säu-
len abhängt. Eine kritische Masse sei bereits zu Beginn des Portalbetriebs 
notwendig. Wenn Nutzer*innen auf den Portalen bestehende Verträge nicht 
finden, wird es auch nicht genutzt.

Die Schaffung gesetzlicher Grundlagen oder auch angedrohte gesetzliche 
Regulierungen können die Etablierung eines Systems und die Kooperation 
der beteiligten Akteure befördern. Allerdings muss für alle Beteiligten der 
Nutzen einer solchen Renteninformation ersichtlich sein, damit sie sich ein-
bringen. So könnten Nutzer*innen Rentenentscheidungen auf Basis der ge-
lieferten Informationen treffen, während Versicherungsträger z. B. durch die 
Berichte zur Renteninformation ihre Beratungen verbessern, Beratungsko-
sten verringern und den Vertrieb zielgenauer organisieren können. Mit der 
verbreiteten Nutzung der Portale hat sich nach den Erfahrungen der Portal-
betreiber für die Anbieter mittlerweile ein impliziter Zwang zur Teilnahme 
ergeben, der sich aus der mit dem Portal verbundenen Sichtbarkeit für die 
Nutzer*innen ergibt.

Eine Normierung und Standardisierung der verschiedenen Daten ist wichtig, 
um eine säulenübergreifende Renteninformation zu entwickeln. Allerdings 
haben die jeweiligen Versicherer bereits ihre etablierten Standards und 
werden diese nicht ohne weiteres für eine gemeinsame Renteninformation 
verändern. Trotzdem kann man bestehende Informationen als Startpunkt 
nutzen, auch wenn dies nicht perfekt ist. Einen weiteren wichtigen Baustein 
stellt eine einheitliche von allen Institutionen verwendete Identifikations-
nummer dar. Mit Ausnahme von Belgien konnten alle Länder auf eine solche 
Identifikationsnummer zurückgreifen.

Schließlich ist auch die Nutzer*innenfreundlichkeit ein wichtiger Aspekt, 
weshalb alle Portale auf eine für die Nutzer*innen möglichst einfache Dar-
stellung setzen. Aus den Erfahrungen mit den Nutzer*innen ist bekannt, 
dass das vorwiegende Interesse darin besteht, zu erfahren, wie hoch die 
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zu erwartende Rente ist und wie sie sich zusammensetzen wird. Wenn ge-
meinsame Standards und eine Struktur bzw. ein Prototyp entwickelt wur-
den, dann ist es zwingend erforderlich das Portal mit Nutzer*innen auf Ver-
ständnis und Gestaltung zu testen. In Anschluss an die ersten Usability-Tests 
sollten Anpassungen der Inhalte und des Designs vorgenommen und erneute 
Tests durchgeführt werden. Obwohl es in den verschiedenen Ländern kei-
ne fest institutionalisierte Evaluationspraxis gibt, so finden doch permanent 
Bewertungen der Portale und Verbesserungen statt. Bewertungen können 
z. B. über Nutzer*innenbefragungen, Beratungsgespräche oder spezifische 
Studien eingeholt werden.

Schlussfolgerungen aus dem Workshop
Der Workshop konnte zeigen, wie mit der Herausforderung zum Aufbau 
eines säulenübergreifenden Renteninformationssystems in verschiedenen 
Ländern umgegangen wird. Neben einer ganzen Reihe von Gemeinsam-
keiten stecken gerade im Detail viele Unterschiede. Diese hängen eng mit 
den institutionellen und rechtlichen Rahmenbedingungen in den einzelnen 
Ländern zusammen. Der Inhalt, die Form und die organisatorische Einbet-
tung setzen auf bestehende Strukturen auf und sind deshalb in hohem Maße 
pfadabhängig.

Die Unterschiede zwischen den Ländern spiegeln sich auch in der Zielstel-
lung der Renteninformationsportale wider. In Deutschland wird eine säu-
lenübergreifende Renteninformation primär als Planungsinstrument zur Or-
ganisation der individuellen Altersvorsorge diskutiert, mit dessen Hilfe die 
„Versorgungslücke“ der gesetzlichen Rentenversicherung geschlossen wer-
den soll. In anderen Ländern spielen individuelle Vorsorgeentscheidungen 
dagegen eine weitaus geringere Rolle. Das Versorgungsniveau ist entwe-
der bereits in der ersten Säule vergleichsweise hoch oder wird durch eine 
umfassende zweite Säule flankiert. Da die betriebliche Alterssicherung in  
Dänemark, Schweden und den Niederlanden zudem in ihrem Leistungsni-
veau und Angebotsspektrum stark tarifvertraglich normiert ist, sind Wahl-
entscheidungen in dieser Säule im Vergleich zu Deutschland nur in geringem 
Umfang nötig. In allen vier betrachteten Ländern sind private Vorsorgepro-
dukte bei der Organisation des Alterseinkommens von nachrangiger Bedeu-
tung. Dementsprechend sind die Renteninformationsportale primär darauf 
ausgerichtet, einen informativen Überblick zur Finanzlage zu liefern, über 
die Auswirkungen eines veränderten Renteneintrittszeitpunkts aufzuklären 
oder bestimmte biografische Konstellationen „durchzuspielen“. In Belgien 
dient das Portal darüber hinaus dazu, möglicherweise vergessene Pensions-
ansprüche zu offenbaren und den Menschen ihre Versorgungslage transpa-
rent zu machen. In dieses Bild passt auch das typische Nutzerprofil in allen 
vier betrachteten Ländern: Vor allem Personen nahe dem Rentenalter nutzen 
die Angebote einer säulenübergreifenden Renteninformation.
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Mit den unterschiedlichen Zielstellungen gehen bestimmte Anforderungen 
an die Aufbereitung und Validität der übermittelten Daten einher. Ein Ren-
teninformationsportal, das auf die Unterstützung der Altersvorsorgeplanung 
abzielt, ist in stärkerem Maße darauf angewiesen, dass die übermittelten 
Informationen komplett, zuverlässig und vergleichbar sind. Ferner sind die 
Anforderungen an Prognosen bei einem Vorsorgeplanungsinstrument weit-
aus höher, da Vorsorgeplanung bereits lange vor dem Renteneintritt statt-
findet und sich die Betroffenen in stärkerem Maße auf die Informationen 
verlassen müssen. In diesem Sinne lässt sich aus den Renteninformations-
systemen der anderen Länder viel über derartige Informationsplattformen 
lernen. Eine einfache Übertragung der Konzepte auf Deutschland ist aber 
kaum möglich.

Das Vorhaben einer säulenübergreifenden Renteninformation erfordert das 
Zusammenwirken vieler unterschiedlicher Akteure. Im Workshop wurde 
deutlich, dass dabei die Interessen aller Beteiligten im Blick behalten wer-
den müssen, da insbesondere in der Aufbauphase ein erheblicher Aufwand 
notwendig ist und die Beteiligung weitestgehend auf freiwilliger Basis orga-
nisiert werden muss.

Die Rolle der Rentenversicherung in der Zeit des Nationalsozialismus –  
Historische Tagung am 23.05.2018 6, 7

Das FNA veranstaltete am 23.05.2018 eine Historikertagung zum Thema 
„Die Rentenversicherung in der Zeit des Nationalsozialismus“. Dabei wurden 
Ergebnisse der vom FNA geförderten Forschungsprojekte sowie weiterer Ar-
beiten zur Geschichte der Rentenversicherung in der NS-Zeit präsentiert.

Die Präsidentin der Deutschen Rentenversicherung Bund, Gundula Roßbach, 
eröffnete die Veranstaltung. Sie wies darauf hin, dass die im Rahmen der 
Tagung vorgestellten Forschungsprojekte explizit keine abschließende Auf-
arbeitung der nationalsozialistischen Geschichte der Rentenversicherung 
darstellen und dieser Eindruck auch nicht erweckt werden solle. Stattdessen 
beleuchten die Forschungsergebnisse jeweils besondere Aspekte der Rolle 
der Rentenversicherung in der NS-Zeit. Zugleich werde aber auch ersicht-
lich, dass noch viel Arbeit bei der Aufarbeitung der NS-Vergangenheit zu 
leisten ist.

6	 Bei diesem Text handelt es sich um eine gekürzte und leicht veränderte Fassung des Tagungsbe-richts: Akremi/
Wilke (2018): Kurzdokumentation der FNA-Historikertagung am 23.5.2018: „Die Rentenversicherung in der Zeit 
des Nationalsozialismus. RVaktuell 4/2018, S. 99–103.

7	 Alle Tagungsbeiträge erscheinen im Frühjahr 2019 gebündelt in einem Schwerpunktheft der Zeit-schrift „Sozi-
aler Fortschritt“ und sind ab Sommer 2019 auf den Internetseiten des Verlages durch eine Open Access-Bereit-
stellung frei zugänglich.
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Dr. Ulrike Haerendel (Evangelische Akademie Tutzing) führte mit dem Vor-
trag „Inklusion und Exklusion: Rentenpolitik im rassistischen NS-Wohl-
fahrtsstaat“ inhaltlich in das Veranstaltungsthema ein. Sie machte deutlich, 
dass die NS-Gesellschafts- und Sozialpolitik sowohl von außen durch das 
nationalsozialistische Regime an die Rentenversicherung herangetragen als 
auch von innen heraus gestützt und forciert wurde. Anhand zweier schein-
bar gegensätzlicher Entwicklungen entfaltete Haerendel das Thema des Vor-
trags. Im nationalsozialistischen Regime wurden Juden, Sinti und Roma und 
andere unliebsame oder unangepasste Personen einerseits exkludiert, ver-
folgt oder ermordet. Auf die Sozialversicherung bezogen bedeutete dies z. B., 
dass insbesondere Juden ihr Vermögen verloren, ihre Rentenkonten gesperrt 
und Ruhegelder nicht (mehr) bezahlt wurden. Mit dem Entzug der deut-
schen Staatsangehörigkeit (1941) verloren Juden auch alle Versicherungs- 
und Versorgungsansprüche, so Haerendel. Andererseits habe es in der Zeit 
des Nationalsozialismus auch Tendenzen zur Inklusion gegeben. Sie kam im 
Rahmen der Sozialversicherung allerdings nur der „schaffenden deutschen 
Volksgemeinschaft“ zu Gute. Als Beispiele nannte Haerendel die Einführung 
der Versicherungspflicht für Handwerker in der Rentenversicherung oder 
die Möglichkeit der freiwilligen Versicherung für nichtversicherungspflichti-
ge Bürger unter 40 Jahren. Auch das Rentensystem sei von einem Gegensatz 
geprägt gewesen: So hätten zunächst die fortbestehenden Notverordnungs-
kürzungen von 1931/32 über einige Zeit hinweg Rentenniveau und -höhe 
niedrig gehalten. Ab 1937 sei es aber auch zu Leistungsverbesserungen z. B. 
für Witwen, Waisen oder Frauen im Allgemeinen gekommen.

Dass die Zeit des Nationalsozialismus für die Rentenversicherung von Exklu-
sion und Unrecht geprägt war, zeigen die folgenden Beiträge, welche sowohl 
überregional die Rentenpolitik und die Rolle der Reichsversicherungsanstalt 
für Angestellte (RfA) im Nationalsozialismus beleuchten als auch die Ge-
schichte einzelner Regionalträger aufzeigen.

Rentenpolitik und Rolle der Reichsversicherungsanstalt in der NS-Zeit
Prof. Dr. Paul Erker (LMU München) und Prof. Dr. Dierk Hoffmann (Univer-
sität Potsdam) untersuchten in ihrem vom FNA-geförderten Projekt das „Al-
terssicherungssystem und [die] Reichsversicherungsanstalt für Angestellte 
in der ‚Volksgemeinschaft‘“ (siehe hierzu auch die Kurzzusammenfassung 
auf S. 15f). In seinem Vortrag stellte Erker das Spannungsfeld für die Reichs-
versicherungsanstalt für Angestellte (RfA) heraus. Zum einen war sie eine 
dem „Reichsarbeitsministerium unterstellte und damit weisungsgebundene 
Behörde“, zum anderen war sie aber auch Teil des Herrschaftsapparates, 
die sich in ihrem „Transformationsprozess zunehmend in nationalsozialis-
tisches Unrecht verstrickte“. Ein wichtiges Element in diesem Prozess waren 
laut Erker personelle Säuberungsaktionen durch den seit 1931 amtierenden 
Präsidenten der RfA Albert Grießmeyer, die letztlich auch die Selbstverwal-
tung geschwächt und entmachtet haben. Am Beispiel des Handwerkerversor-
gungsgesetzes zeigte Erker weiter auf, wie schwierig es für die Verantwort-
lichen der RfA war, wenig durchdachte und überhastet erlassene Gesetze 
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ohne entsprechende Durchführungsverordnungen verwaltungspraktisch 
umzusetzen. Letztlich stellte er heraus, dass z. B. die angestrebte Exklu-
sion von Juden verwaltungstechnisch nicht einfach umzusetzen war, weil 
das „Merkmal Jude“ in den Rentendaten überhaupt nicht abgelegt war. Erst 
als Vermögen beschlagnahmt und Konten gesperrt werden sollten, konn-
ten jüdische Versicherte identifiziert werden. Eine aktive Rolle nahm die 
Rentenversicherung hier ein, indem sie gegen geltendes Recht verstoßend 
Ruhegelder an deportierte Juden nicht weiterbezahlte. Obwohl die Renten-
versicherung Erkers Ausführungen zu Folge nicht überdurchschnittlich mit 
Nationalsozialisten durchsetzt gewesen war, verpflichte die Geschichte trotz-
dem zur „permanenten Reflexion […] des täglichen Verwaltungshandelns“.

Einen anderen Teilaspekt stellte das Projekt von PD Dr. Winfried Süß (Zen-
trum für Zeithistorische Forschung Potsdam) und Prof. Dr. Patrick Bernhard 
(University of Oslo) heraus. Unter dem Titel „Der Tod und die Rente“ berich-
tete Bernhard von der Verbindung zwischen Rentenversicherung und Natio-
nalsozialismus in Bezug auf die Tuberkulosebekämpfung (siehe hierzu auch 
die Kurzzusammenfassung auf S. 16ff). Die Rentenversicherung stellte nach 
Angaben von Bernhard einen der Hauptakteure in diesem Feld dar, da die 
chronische Krankheit Tuberkulose zu längerer Erwerbsunfähigkeit führte. Die 
Landesversicherungsanstalten übernahmen deshalb die Behandlungskosten 
für Tuberkulosekranke mit dem Ziel, die Erwerbsfähigkeit wiederherzustellen. 
Dazu hätten die Landesversicherungsanstalten auch eigene Lungenheilstätten 
gehabt. Bernhard führte aus, dass das Verhältnis zwischen Rentenversiche-
rung und NS-Regime zunächst konfliktgeladen war, es aber auch strukturelle 
Kontinuitäten z. B. bei der täglichen Arbeit in der Tuberkulosebekämpfung 
gab. Zusätzlich hätten ideologische Affinitäten und auch Eigeninteressen von 
Angestellten der Landesversicherungsanstalten das rigide Vorgehen der Nati-
onalsozialisten gegen viele Tuberkulosekranke unterstützt. Teilweise kam es 
zu Zwangseinweisungen in gefängnisähnliche Sonderanstalten, psychischen 
und physischen Misshandlungen und in letzter Konsequenz auch zu Tötungen. 
Auch wurden die Tuberkulosekranken zur Zwangsarbeit genötigt. Nach Schät-
zungen verstarb etwa jeder Zehnte der über 30.000 in diese Sonderanstalten 
eingewiesenen Menschen an den Folgen der „Haft“, so dass Bernhard auch 
von einem medizinischen Äquivalent zu Konzentrationslagern sprach.

In seinem Vortrag „Arbeitseinsatz und Diskriminierung. Die Rentenversiche-
rungspolitik des Reichsarbeitsministeriums“ stellte Alexander Klimo (Hum-
boldt Universität zu Berlin) Forschungsergebnisse vor, die aus seiner Arbeit 
bei der Unabhängigen Historikerkommission zur Aufarbeitung der Geschich-
te des Reichsarbeitsministeriums in der Zeit des Nationalsozialismus ent-
standen sind. Er zeigte auf, wie rentenpolitische Maßnahmen während des 
Dritten Reichs an den Bedürfnissen des Arbeitsmarktes ausgerichtet wur-
den. Eine zentrale Rolle habe dabei die Invaliditätssicherung gespielt, die in 
der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts weit bedeutender als die Altersrente 
war. Die Feststellung von Invalidität, so eine zentrale These seines Beitrags, 
unterlag jedoch großen politischen Spielräumen. Aus einer intensiven Aus-
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wertung von etwa 1.000 Streitfällen zur Bewertung von Invalidität könne 
er eine enge Verbindung zum Arbeitsmarkt nachweisen. Da im Verlauf des 
Zweiten Weltkriegs immer mehr Arbeitskräfte für die Kriegsindustrie benö-
tigt wurden, wurde etwa verstärkt darauf hingewirkt, dass Invaliditäts- und 
Erwerbsunfähigkeitsansprüche zurückgewiesen, Invalidenrenten zurückge-
nommen und nicht produktive Kräfte wie Rentner in den Arbeitsprozess re-
integriert wurden, so Klimo.

Regionale Projekte zur Rolle der Rentenversicherung in der NS-Zeit
Während im ersten Teil der Tagung allgemeine deutschlandweite Entwick-
lungen im Fokus standen, widmete sich der zweite Veranstaltungsblock der 
Geschichte einzelner Regionalträger der Rentenversicherung. Dabei griff Dr. 
Alfred Fleßner (Oldenburg) noch einmal den Themenkomplex „Heilverfah-
ren – Asylierung – Zwangsasylierung“ auf. Sein Vortrag beschäftigte sich mit 
der „Tuberkulosebekämpfung der Landesversicherungsanstalt Oldenburg-
Bremen in der NS- und in der Besatzungszeit“. Er zeigte auf, dass es zu 
Beginn der 1930er Jahre im Bezirk der Landesversicherungsanstalt (LVA) 
Oldenburg-Bremen zwar eine geringe Anzahl an Tuberkulosekranken gab, 
sich jedoch ab der Mitte des Jahrzehnts die Zahl der in den Fürsorgean-
stalten registrierten Fälle vervielfachte. 1942/43 sei es auch zu einem starken 
Anstieg der Sterbefälle gekommen. Dies lag nicht nur an der kriegsbedingt 
schlechteren Versorgung, so Fleßner, sondern auch an einer Neuaufteilung 
der zur Versorgung bereitgestellten Ressourcen durch veränderte Heilver-
sorgungsrichtlinien. Nur Personen mit günstigen Heilungsvoraussetzungen 
hätten eine angemessene Behandlung bekommen. Bei ungünstigen Hei-
lungsvoraussetzungen sei es dagegen zur Asylierung oder zur Überweisung 
in Allgemeinkrankenhäuser gekommen. Im Gegensatz zu den allgemeinen 
Ausführungen von Bernhard, konnte Fleßner in seiner Untersuchung aber 
keine Hinweise auf Tötungen feststellen. Die nationalsozialistische Ideolo-
gie habe sich jedoch deutlich in der bevorzugten Behandlung der deutschen 
Tuberkulosekranken niedergeschlagen, die von den medizinischen Maßnah-
men und der Grundversorgung profitierten, während tuberkulosekranke 
Zwangsasylierte und Zwangsarbeiter vernachlässigt wurden und die eigent-
lichen Opfer darstellten.

Dr. Carolin Wiethoff (Rentenversicherung Berlin-Brandenburg) beleuchtete 
in ihrem Werkstattbericht zur Geschichte der Landesversicherungsanstalten 
Berlin und Brandenburg die Gleichschaltung der Behörden nach dem Füh-
rerprinzip, die Entlassungen von jüdischen und anderen Beschäftigten, die 
Kontrolle von Versicherten und Arbeitgebern sowie die Diskriminierung von 
Rentnern. Wiethoff berichtete, dass sowohl in der LVA Berlin als auch in 
Brandenburg die leitenden Beamten im Vorstand durch Nationalsozialisten 
ersetzt wurden. Als Unterstützung für die Zerschlagung der Selbstverwal-
tung habe u. a. auch das Gesetz über die Ausübung von Ehrenämtern in 
der sozialen Versicherung und der Reichsversorgung vom 18. Mai 1933 
gedient. Demnach wurden in beiden Landesversicherungsanstalten nicht 
verbeamtete Vorstandsmitglieder ersetzt, als Versichertenvertreter wurden 
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einfache Arbeiter eingesetzt und der Selbstverwaltung wurde nur noch eine 
beratende, aber keine entscheidende Funktion mehr zugesprochen. Mit dem 
Gesetz über den Aufbau der Sozialversicherung vom 5. Juli 1934 (Aufbauge-
setz) habe es schließlich keinen Vorstand mehr gegeben, sondern nur noch 
einen Leiter mit Stellvertreter. Unerwünschte Personen wurden in Folge des 
Berufsbeamtengesetzes entlassen oder in dauerhaften Ruhestand versetzt, 
so Wiethoff. Der vertrauensärztliche Dienst wurde laut Wiethoff vom Nati-
onalsozialismus instrumentalisiert, so dass erkrankte Arbeitnehmer unter 
besonderer Beobachtung standen und bei Bedarf, unabhängig von der kon-
kreten Diagnose, auch wieder gesundgeschrieben wurden. Bei Arbeitgebern 
sei demgegenüber geprüft worden, ob sie ihre Arbeitnehmer ordnungsge-
mäß versicherten. Wenn dem nicht so war, sei es zu Sanktionen gekommen.

Die zuvor geschilderten politischen Entwicklungen wirkten sich auf alle Trä-
ger der Rentenversicherung aus, so z. B. auch auf die Landesversicherungs-
anstalten Baden und Württemberg, wovon Christoph Wehner (Dokumenta-
tions- und Forschungsstelle der Sozialversicherungsträger e.V.) berichtete. 
Auch hier habe es personelle Veränderungen gegeben. Ein eindringliches 
Beispiel stellte für Wehner der Gewerkschafter Gustav Schulenburg dar, der 
von 1923 bis 1933 als Versichertenvertreter Mitglied des Vorstands der LVA 
Baden war, durch die Nationalsozialisten verfolgt und ins Konzentrations-
lager Dachau deportiert wurde, wo er vermutlich 1944 starb. Als weiteres 
Beispiel erwähnte Wehner die versuchte Ermordung des Präsidenten der 
Landesversicherungsanstalt Baden, Karl Rausch. Wehner wies darauf hin, 
dass 1933 der Anteil an Juden bei den Beamten insgesamt relativ gering 
war, aber insbesondere bei den medizinischen Berufen seien jüdische Be-
amte jedoch häufiger vertreten gewesen, weshalb diese Gruppe besonders 
von den Säuberungen betroffen war. Mit dem bereits erwähnten Aufbau-
gesetz von 1934 wurde nach Angaben von Wehner auch in den Landesver-

Dr. Stephan Fasshauer, Direktor der 
Deutschen Rentenversicherung Bund, 
Dr. Axel Reimann, ehemaliger Präsident 
der Deutschen Rentenversicherung Bund 
und Alexander Gunkel, alternierender 
Vorsitzender des Bundesvorstandes der 
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sicherungsanstalten Baden und Württemberg die Selbstverwaltung faktisch 
abgeschafft und ihrer Entscheidungskompetenzen enthoben. Auch in den 
Landesversicherungsanstalten Baden und Württemberg wirkte der vertrau-
ensärztliche Dienst darauf hin, kranke Arbeitnehmer „gesundzuschreiben“, 
so dass sie wieder ihrer beruflichen Tätigkeit nachgehen konnten. In Baden 
gab es nach Wehners Ausführungen schon früher als in anderen Teilen des 
Reiches Deportationen und auch „der Raubzug nach jüdischen Vermögen“ 
setzte früh ein. Insgesamt sei ein großer Aufwand betrieben worden, tau-
sende von Personen zu überprüfen, um schließlich deren Renten ruhen zu 
lassen oder zu entziehen.

In einigen Vorträgen war bereits angeklungen, das die Zeit des Nationalso-
zialismus mit dem Ende des Zweiten Weltkriegs keineswegs abgeschlossen 
war – auch nicht für die Rentenversicherung. Sie musste sich nach 1945 
mit der Entnazifizierung und der Entschädigung von NS-Verfolgten in der 
gesetzlichen Rentenversicherung auseinandersetzen. 

Dr. Marc von Miquel (Dokumentations- und Forschungsstelle der Sozial-
versicherungsträger e. V.) widmete sich daher im letzten Vortrag diesem 
wichtigen Themenkomplex. Von Miquel verwies auf die von einem ambi-
valenten Verhältnis zur Vergangenheit geprägte Nachkriegsgeschichte der 
Rentenversicherung. Dies habe sich sehr deutlich beim Festakt zur Neugrün-
dung der Bundesversicherungsanstalt für Angestellte (BfA) 1953 gezeigt.  
Einerseits stand die BfA laut von Miquel im Zeichen der Kontinuität, die sich 
vor allem im ersten Präsidenten Erwin Gaber niederschlug: Gaber war be-
reits 1932 in die Reichsversicherungsanstalt eingetreten, verantwortete als 
NSDAP Funktionär die Politik der NS-Zeit mit und repräsentierte fortan die 
neu gegründete BfA. Andererseits traf dieser „alte Geist auf die vor allem 
von Arbeitnehmervertretern der Selbstverwaltung deutlich hervorgebrachte 
Position, sich davon zu lösen. Diese Ambivalenz zwischen Kontinuität und 
Neuausrichtung habe sich auch im Prozess der Entnazifizierung beobach-
ten lassen, so von Miquel. Ein weiteres zentrales Thema der Aufarbeitung 
im Nachkriegsdeutschland stellten die Regelungen zur Entschädigung von 
NS-Verfolgten dar. Bis in die 1970er Jahre seien wesentliche Änderungen 
zur genauen versicherungsrechtlichen Einordnung der Verfolgung und auch 
deutliche Leistungsverbesserungen vorgenommen worden. Abgeschlossen 
waren die Auseinandersetzungen über das soziale Entschädigungsrecht nach 
den Ausführungen von Miquels damit jedoch nicht. Mit verbliebenen Lücken 
beschäftigen sich die Sozialgerichte noch heute, wie sich z. B. an den Ausei-
nandersetzungen zum sogenannten Ghettorentengesetz eindrucksvoll zeige.

Vergangenheitsbewältigung von Institutionen und Unternehmen
Zum Abschluss der Tagung sprach der Journalist und Moderator Jörg  
Thadeusz (Rundfunk Berlin-Brandenburg) mit dem renommierten Historiker 
Norbert Frei (Friedrich-Schiller-Universität Jena) über die Vergangenheitsbe-
wältigung von Institutionen und Unternehmen, über die Rolle des Einzelnen, 
über Kontinuitäten/Diskontinuitäten nach dem Zweiten Weltkrieg sowie 
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über das Verhältnis von Bürokratie, Behörden und Diktatur. Ganz grund-
sätzlich merkte Frei zunächst an, dass der Zwang zur Selbstreflexion nach 
dem Zweiten Weltkrieg zu Verklärungen bei den Beteiligten führen konnte, 
die im Laufe der Zeit zu „Legenden der Unschuld und des Widerstands“ wur-
den – so etwa beim Auswärtigen Amt oder Wirtschaftsunternehmen wie Ber-
telsmann. Das Einsetzen von unabhängigen Historikerkommissionen könne 
dementsprechend helfen, Aufklärungsarbeit zu leisten, sehe sich aber auch 
mit Widerständen durch die entwickelten Selbstverständnisse konfrontiert. 
Frei wies außerdem darauf hin, dass die Rolle einzelner Mitarbeiter*innen 
und Leitungen von Behörden oder Unternehmen im Rahmen des national-
sozialistischen Regimes differenziert analysiert werden müsse, rein formale 
Kriterien wie die Mitgliedschaft in der NSDAP seien hierbei nicht ausrei-
chend. Stattdessen müssten die Inhalte, die politische Sachebene u. a. be-
trachtet werden, so Frei. 

Daher sei auch die Frage nach der personellen Kontinuität in Behörden 
oder Unternehmen nach dem Zweiten Weltkrieg nicht einfach zu beant-
worten. Resümierend stellte Frei heraus, dass bürokratische Organisa-
tionen relativ einfach für politische Zwecke instrumentalisierbar sind, da 
sich das Verwaltungshandeln und die verwaltungspraktischen Prozesse 
leicht ideologisch umdeuten lassen. Insofern könne aus einer differen-
zierten Auseinandersetzung mit der Geschichte viel über heutige Insti-
tutionen gelernt werden. Ganz im Sinne der Botschaft der Präsidentin 
Roßbach verstand auch er die präsentierten Forschungsprojekte als erste 
Schritte die Rolle der Rentenversicherung in der NS-Zeit zu reflektieren. Da-
bei wurde offensichtlich, dass selbst eine so umfassend untersuchte Zeit wie 
der Nationalsozialismus längst nicht „ausgeforscht“ ist.

FNA-Forschungsprojekte tragen 
dazu bei, die Rolle der Renten-
versicherung in der NS-Zeit zu 
reflektieren.

Unabhängige Historikerkommis-
sionen können Aufklärungsarbeit 
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Graduiertenkolloquium des Forschungsnetzwerk Alterssicherung am 
05./06.Juli 2018
Wie jedes Jahr lud das FNA auch 2018 zum Graduiertenkolloquium ein,  
bei welchem die FNA-Stipendiat*innen und andere Nachwuchswissen-
schafter*innen die Gelegenheit hatten, ihre Forschungsprojekte vor einem 
breiten Publikum zu präsentieren und mit anderen Forschenden sowie 
Expert*innen aus Verwaltung und Politik zu diskutieren.

Eröffnet wurde das Graduiertenkolloquium von Dr. Stephan Fasshauer,  
Direktor der Deutschen Rentenversicherung Bund. Er stellte zunächst he-
raus, dass das Graduiertenkolloquium – wie alle Veranstaltungen des FNA – 
die Ziele verfolge, einerseits ein breites Interesse für fundierte Erkenntnisse 
aus der Alterssicherungsforschung zu erwecken und andererseits dem wis-
senschaftlichen Nachwuchs Aufmerksamkeit zu widmen und ihn zu fördern. 
Der Blick auf das Programm der zweitägigen Veranstaltung zeige darüber 
hinaus eine breite Palette an Themen zur Alterssicherungsforschung, die 
den wissenschaftlichen Nachwuchs derzeit beschäftige.

Im ersten Teil des Kolloquiums standen „Arbeitsmarktpolitische Entwick-
lungen und die Leistungsfähigkeit des Alterssicherungssystems“ im Vorder-
grund. Dazu stellte Meike Bücker (Universität Duisburg-Essen) erste Ergeb-
nisse aus ihrem soziologischen Promotionsprojekt vor, das sich international 
vergleichend mit der Frage befasst, ob ältere Arbeitslose im weiteren Le-
bensverlauf wieder in den Arbeitsmarkt hineinfinden und welche Faktoren 
hierbei jeweils eine besondere Rolle spielen. Vor dem Hintergrund hoher 
Scheidungsraten in Deutschland beschäftigte sich Daniel Brüggmann (Hertie 
School of Governance) aus ökonomischer Perspektive mit dem Zusammen-
hang von Scheidungen und Erwerbsverhalten von Frauen und den daraus 
resultierenden Konsequenzen für die Alterssicherung für diese. Alexander 
Just (Universität Rostock) präsentierte seine Überlegungen zum Einfluss der 
Hinzuverdienstgrenze bei vorzeitigem Renteneintritt auf die Arbeitsmarkt-
partizipation Älterer. Beim letzten Vortrag dieses Themenblocks referierte 
Benjamin Belz (Universität Vechta) über „Ersatzraten als Indikatoren der 
Leistungsfähigkeit von Alterssicherungssystemen“. 

Am zweiten Veranstaltungstag ging es um rechtliche Analysen zum Alters-
sicherungssystem sowie um Wechselwirkungen zwischen Gesundheit und 
Alterssicherung. Aus juristischer Perspektive erörterte David Rügamer (Uni-
versität Passau) ob und wenn ja, in welchem Ausmaß es im schrittweisen 
Übergang zur nachgelagerten Besteuerung von Altersrenten zu einer verfas-
sungswidrigen doppelten Besteuerung kommen kann. Jana Mäcken (Univer-
sität zu Köln) zeigte auf, welche Auswirkungen berufsbedingter Stress bei 
älteren Arbeitnehmer*innen auf die Gesundheit und das Renteneintrittsalter 
hat. Abschließend stellte Stefan Etgeton (DIW Berlin) einen Teilaspekt seines 
Promotionsprojekts vor, bei dem es um den „Effekt der vorzeitigen Alters-
rente auf die Gesundheit von Frauen“ ging.
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Die Deutsche Rentenversicherung vergab 2018 bereits zum achtzehnten 
Mal den Forschungspreis für herausragende wissenschaftliche Arbeiten aus 
dem Themenfeld der Alterssicherung. Ziel des FNA-Forschungspreises ist 
es, durch die Förderung und Unterstützung junger Wissenschaftler*innen 
die Wissensbasis im Bereich der Alterssicherungsforschung zu erweitern. 
Der Beirat des FNA hat in seiner Sitzung am 23. August 2018 in Berlin aus-
führlich über die eingereichten Arbeiten beraten. Dabei zeigte sich, dass da-
runter gleich zwei hervorragende, aber auch ganz unterschiedliche Disser-
tationen waren. Deshalb hat der FNA-Beirat beschlossen mit Dr. Katharina 
Unger und Dr. Johannes Rausch zwei Preisträger*innen vorzuschlagen. Der 
Bundesvorstand der Deutschen Rentenversicherung Bund ist dem Vorschlag 
des FNA-Beirats gefolgt. Die feierliche Preisverleihung fand im Rahmen der 
Bundesvertreterversammlung am 6. Dezember 2018 statt.

FNA-Forschungspreis 2018
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an
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Gleich zwei hervorragende Dissertationen 
wurden für den Forschungspreis 2018  
nominiert.

Feierliche Preisverleihung im Rahmen der Bundesvertreterversammlung der Deutschen Rentenversicherung Bund am 6. Dezember 2018:  
Direktorin Brigitte Gross, die Leiterin des Forschungsnetzwerks Alterssicherung, Brigitte L. Loose, Präsidentin Gundula Roßbach, der Vorsitzende 
des Bundesvorstandes, Alexander Gunkel, die Preisträger Dr. Katharina Unger und Dr. Johannes Rausch,  die Vorsitzende des Bundesvorstandes 
Annelie Buntenbach und Direktor Stephan Fasshauer.
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Die volkswirtschaftliche Dissertation von Katharina Unger wurde an der 
Universität Vechta vorgelegt und trägt den Titel: „Die Dynamisierung von Al-
tersrenten – eine Bestandsaufnahme der Zielsetzungen, Regelungen und Op-
tionen zur Weiterentwicklung eines dynamischen Alterssicherungssystems 
am Beispiel des deutschen Drei-Schichten-Modells“. Betreut haben die Arbeit 
Prof. Dr. Uwe Fachinger und Prof. Dr. Gerd Naegele.

Unger untersucht detailliert, welche unterschiedlichen Dynamisierungs
regelungen sich in den verschiedenen Altersversorgungssystemen beobach-
ten lassen und wie sich diese über die Zeit gewandelt haben. Nach einer Ein-
leitung erfolgt die grundlegende Herleitung zweier normativer Zielsetzungen 
der Alterssicherungspolitik: „Sicherheit und Stetigkeit“, an denen sich auch 
die Bewertung von Anpassungsmechanismen in der Alterssicherung orien-
tieren sollten. Mit Rekurs auf die verschiedenen begrifflichen Facetten von 
Lebensstandardsicherung und den unterschiedlichen Rentenanpassungsver-
fahren in den OECD Ländern zeigt die Arbeit eindrucksvoll, dass Fragen 
der Dynamisierung und die damit einhergehenden verteilungspolitischen 
Implikationen sehr unterschiedlich angegangen werden können. Das ist ge-
rade im Kontext einer häufig verkürzten Debatte über Renten im Zugangsal-
ter und eines statisch gedachten Begriffs der Lebensstandardsicherung ein 
großes Verdienst. 

Im darauffolgenden Abschnitt werden theoretische Grundlagen von Renten
anpassungsmechanismen diskutiert. Der Fokus liegt dabei auf Anpassungs-
mechanismen in der Gesetzlichen Rentenversicherung. Entgegen der in der 
Einleitung genannten sozialpolitischen Einordnung finden in diesem Ab-
schnitt aber vor allem die Darstellung eines breiten Spektrums möglicher 
Anpassungsmechanismen und eine Diskussion der damit verbundenen Vor- 
bzw. Nachteile (z. B. Lohnanpassung, Preisanpassung, verschiedene Kon-
zepte der Bildung von Preisindizes, verschiedene Konzepte der Bildung von 
Lohnindizes) statt. 

Der umfangreichere zweite Teil der Arbeit widmet sich der Analyse des Drei-
Schichten-Modells der deutschen Alterssicherung. In der ersten Schicht wird 
ausführlich die Dynamisierung von Leistungen in der Gesetzlichen Renten-
versicherung dargestellt. Ebenfalls vorgestellt werden kurz die anderen Leis‑ 
tungssysteme der ersten Schicht (z. B. berufsständische Versorgungswerke). 
Im Zentrum der Darstellung stehen Veränderungen der Rentenanpassungs-
formel im Zeitablauf. Die zweite Schicht umfasst die betriebliche Alterssi-
cherung und die staatlich geförderte Riester-Rente. In der betrieblichen 
Alterssicherung zeigt sich eine sehr große Heterogenität bezüglich der Dy-
namisierungsregelungen. Die dritte Schicht umfasst die ungeförderte private 
Altersvorsorge, wobei sich die inhaltliche Diskussion auf private Rentenversi-
cherungsprodukte konzentriert. Die Arbeit zeigt dabei deutlich, dass Dynami-
sierung in der privaten Altersvorsorge einen anderen Stellenwert besitzt als 
in der Gesetzlichen Rentenversicherung. Die entsprechenden Policen bergen 
bei einer positiven Inflationsrate ein nicht unerhebliches Risiko des Wertver-

Analyse des Drei-Schichten-Modells 
der deutschen Alterssicherung

Dynamisierung hat in der privaten 
Altersvorsorge anderen Stellenwert 
als in der Gesetzlichen Rentenversi-
cherung

Unterschiedliche Dynamisierungsrege-
lungen in den verschiedenen Altersversor-
gungssystemen.

Anpassungsmechanismen in der 
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Katharina Unger zum Thema: 
„Dynamisierung von Altersrenten“
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falls, da eine Dynamisierung in der Regel nicht vertraglich fixiert ist. Ferner 
führt die Autorin vor Augen, dass Dynamisierungen in Form von Überschuss-
beteiligungen erfolgen. Diese Überschussanteile werden jedoch nicht garan-
tiert und können ggf. auch sinken. Exemplarisch wird dabei anhand von bei-
spielhaften Berechnungen ausgeführt, welche Folgen bestimmte Szenarien  
z. B. eines Wertverfalls auf die Einkommenssituation im Alter haben können.

Insgesamt bearbeitet die Dissertation von Katharina Unger ein wichtiges 
Forschungsthema und zeichnet sich durch eine detaillierte Diskussion eines 
nicht sehr übersichtlichen Forschungsfeldes aus. Sie rückt den wichtigen 
Aspekt der Dynamisierung für die Alterssicherung in den Vordergrund.

Die ebenfalls wirtschaftswissenschaftliche Dissertation „Reformen der Sozi-
alsysteme. Aus- und Wechselwirkungen anhand ausgewählter Simulations-
rechnungen“ von Johannes Rausch wurde von Prof. Axel Börsch-Supan, Ph. D. 
sowie Prof. Dr. Martin Werding betreut und an der Technischen Universität  
München vorgelegt. Johannes Rausch setzt sich mit der Zukunft der Ge-
setzlichen Rentenversicherung auseinander. Anhand verschiedener Simu-
lationsrechnungen mit dem Rentensimulationsmodell MEA-Pensim werden 
verschiedene Forschungsfragen untersucht.

Zunächst widmet sich die Arbeit der finanziellen Entwicklung der gesetz-
lichen Rentenversicherung sowie der Sensitivität der zukünftigen Finanz
lage des Systems bezüglich geänderter Rahmenbedingungen. Rausch kommt 
zum Ergebnis, dass sich alterungsabhängig die finanzielle Lage der GRV 
verschlechtert. Unter ungünstigen Bedingungen wird für 2060 einen Bei-
tragssatz von ca. 26 Prozent und ein Brutto-Standardrentenniveau von ca. 
36 Prozent prognostiziert. Für moderatere Annahmen fällt der Beitragssatz
anstieg allerdings wesentlich geringer aus. Ein Anstieg der Fertilitätsrate 
kann nur langfristig zur Entlastung des Systems beitragen. Arbeitsmarkt-
politische Maßnahmen (Steigerung der Erwerbsquote von Frauen und Äl-
teren) zeigen langfristig nur einen mäßig entlastenden Effekt, können aber 
dazu dienen, die besonders kritische Phase, wenn die Babyboomer in Ren-
te gehen, abzumildern. Daran anschließend erfolgt ein Vergleich mit dem 
Alterssicherungssystem in Schweden. Es zeigt sich, dass die vermeintlich 
bessere Performance der schwedischen Rentenversicherung nicht auf das 
Rentensystem an sich, sondern auf die geringeren demografischen Heraus-
forderungen zurückzuführen ist. In Anbetracht der möglichen zukünftigen 
Rahmenbedingungen scheint die GRV letztlich adäquat auf die deutsche Si-
tuation eingestellt zu sein, wenngleich für die künftigen Rentner erhebliche 
finanzielle Einbußen anfallen werden. 

Im dritten Teil der Dissertation wird der Reformvorschlag einer Einbezie-
hung der Selbständigen in die GRV analysiert. Auf Basis seiner Simulati-
onsberechnungen kommt Rausch zum Schluss, dass die Einbeziehung der 
Selbständigen kurz- und mittelfristig zu Beitragssatzsenkungen führt (max. 
mittelfristiger Beitragssatzeffekt: 1,3 Prozentpunkte). Das Standardrenten-

Johannes Rausch zum Thema: 
„Reformen der Sozialsysteme“
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niveau wäre in diesem Fall um 2,1 Prozentpunkte höher. Bei Einbeziehung 
lediglich der Soloselbständigen ergäbe sich dagegen nur ein um maximal 0,6 
Prozentpunkte niedrigerer Beitragssatz. Langfristig erweist sich die Einbe-
ziehung der Selbständigen allerdings als Nullsummenspiel. 

Weiter befasst sich Johannes Rausch mit den Auswirkungen der 2014 be-
schlossenen „Rente mit 63“ (RV-Leistungsverbesserungsgesetz). Im Ergebnis 
stellt sich heraus, dass diejenigen, die von der Reform profitieren, im Durch-
schnitt eher besser verdienende Versicherte mit höheren Rentenansprüchen 
sind, die im Schnitt deutlich kürzere sozialversicherungspflichtige Erwerbs-
zeiten aufweisen als 45 Jahre. Die Simulationen zeigen ferner, dass die Re-
form zu einem höheren Beitragssatz und einem niedrigen Rentenniveau im 
Vergleich zu einer Situation ohne Reform führt. Durch die Fortschreibungs-
vorschriften des allgemeinen Bundeszuschusses werden die Auswirkungen 
der „Rente mit 63“ auf den Beitragssatz allerdings gedämpft. Rausch analy-
siert außerdem das Renteneintritts- und Arbeitsmarktaustrittsverhalten der 
westdeutschen Bevölkerung empirisch. Dafür wurden auch Mikrodaten der 
Rentenversicherung (SUF-VSKT) aufgearbeitet. Im Ergebnis zeigt sich, dass 
sowohl finanzielle Anreize als auch die gesetzlichen Rahmenbedingungen 
einen Einfluss auf das Arbeitsmarktaustritts- und Renteneintrittsverhalten 
haben. Im letzten Teil der Dissertation wird schließlich die Beitragssatzent-
wicklung in der Gesetzlichen Kranken- und der Sozialen Pflegeversicherung 
rechnerisch in ihre Determinanten zerlegt und anschließend projiziert und 
bewertet. Dabei spielt mittelfristig der Demografieeffekt in beiden Sozialversi-
cherungszweigen eine bedeutende Rolle. Aufgrund des steileren Verlaufes der 
Ausgabenprofile ist die beitragssatzerhöhende Wirkung in der Sozialen Pfle-
geversicherung weitaus größer als in der Gesetzlichen Krankenversicherung.

Bei den von Johannes Rausch durchgeführten Projektionen handelt es sich 
um komplexe Modellrechnungen, die für unterschiedliche Reformen und Sze-
narien im Bereich der Rentenversicherung nicht nur die Finanzwirkungen 
hochrechnen, sondern auch die damit verbundenen Verteilungseffekte in 
ihren Zusammenhängen erläutern. Die Arbeit kann deshalb als wertvoller 
Beitrag zur Erläuterung des komplizierten Systems miteinander kommuni-
zierender Röhren in der Alterssicherung charakterisiert werden.

Auswirkungen der „Rente mit 63“

Demografieeffekt in der Beitrags-
satzentwicklung der Gesetzlichen 
Kranken- und der Sozialen Pflege-
versicherung 

FNA-Forschungspreis
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Die beiden Zeitschriften „DRV“ und „RVaktuell“ sind die Publikationsorgane 
der Deutschen Rentenversicherung, insbesondere für die Kommunikation 
wissenschaftlicher Arbeiten auf dem Gebiet der Alterssicherungsforschung. 
Das „FNA-Journal“ bündelt in loser Folge Forschungsergebnisse abgeschlos-
sener Projekte und stellt diese der Öffentlichkeit zur Verfügung. Folgende 
Beiträge von externen Wissenschaftler*innen bzw. Referent*innen an FNA-
Veranstaltungen sowie von Mitarbeiter*innen des FNA wurden 2018 dort  
publiziert:

DRV 1/2018
>	 „Niedrigrentenrisiko trotz vieljähriger Versicherung – zur Rolle  

des sozialen Ausgleichs in der gesetzlichen Rentenversicherung“	
	 Brussig/Postels/Zink, Duisburg, S. 39–64

DRV 2/2018
>	 „Implikationen der Migration für die Systeme der Alterssicherung“	

Werding, Bochum, S. 159–177

DRV 3/2018 
>	 „Gewünschtes und erwartetes Renteneintrittsalter in Deutschland  

und Europa“	
	 Hess, Dortmund, S. 228–242

DRV 3/2018 
>	 „Mobilität als Herausforderung für die betriebliche Altersversorgung – 

eine kurze Geschichte der Unverfallbarkeitsvorschriften“	
	 Stiefermann, Berlin, S. 243–260

RVaktuell 1/2/2018 
>	 „Migration und Mobilität als Herausforderungen für soziale Sicherung 

und Alterssicherung“ – 17. Jahrestagung des FNA  
am 25. und 26. Januar in Berlin	

	 Akremi, Berlin, S. 19–20

RVaktuell 4/2018 
>	 Kurzdokumentation der FNA-Historikertagung am 23.5.2018:  

„Die Rentenversicherung in der Zeit des Nationalsozialismus“	
	 Akremi/Wilke, Berlin, S. 99–103

RVaktuell 6/2018 
>	 „Säulenübergreifende Renteninformation in Schweden, Dänemark,  

den Niederlanden und Belgien“ – Ergebnisse eines Workshops  
am 19.03.2018 in Berlin	

	 Akremi/Wilke, Berlin, S. 151–159
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 FNA-Journal 1/2018
	 >	 Forschungsbericht zum FNA-Projekt „Grundsicherung wegen  

	 Erwerbsminderung: Rentenbezug sowie Zu- und Abgänge“	
		  Kaltenborn, Potsdam

FNA-Journal 2/2018
	 >	 Forschungsbericht zum FNA-Projekt „Migration: Erwerbsver-

läufe und Rentenansprüche von Zugewanderten bei der Gesetzlichen 
Rentenversicherung“	

	 Söhn, Göttingen

FNA-Publikationen



51

Forschungsnetzwerk 
Alterssicherung (FNA)

Forschungsförderung 

Förderstatistiken

Projekte 

Stipendien

Tagungen

Forschungspreis

Publikationen

Haushalt

FNA-Beirat

Geschäftsstelle des FNA

3 

4

7

10

24

25

45

49

51

52

69

Für das Jahr 2018 stand dem FNA ein Haushaltsbudget von 650.000 Euro 
zur Verfügung, welches mit rund 532.266 Euro zu 82 Prozent ausgeschöpft 
wurde. Die Verteilung der ausgegebenen Mittel auf die einzelnen Förderins-
trumente ist der nachfolgenden Grafik (Abbildung 5) zu entnehmen. Mit über 
70 Prozent stellt die Projektförderung den größten Posten dar. Auf Stipen-
dien, Tagungen und den Forschungspreis entfiel rund ein Viertel der Aus-
gaben. In der Kategorie „Sonstiges“ sind z. B. Ausgaben für Fachliteratur, 
Veröffentlichungen mit Druckkosten etc. zusammengefasst. 

FNA-Haushalt

    
Abbildung 5: Aufteilung der ausgegebenen Fördersumme 2018  
(532.266 Euro)
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Der FNA-Beirat ist das zentrale Beratungsforum für Forschungsvorhaben 
und für die Sicherung der wissenschaftlichen Qualität der Forschungs-
maßnahmen im FNA. Der FNA-Beirat gibt Empfehlungen für Forschungs-
schwerpunkte und spricht Empfehlungen zur Förderung von beantragten 
Forschungsprojekten aus. Vom Beirat können auch Empfehlungen für eine 
Ausschreibung oder Vergabe von Projekten abgegeben werden. Außerdem 
werden im Beirat Begutachtungen in Bezug auf Forschungsprojekte, For-
schungspreise und Stipendien durchgeführt. Zwischenberichte von länger 
andauernden Projekten werden ebenfalls im Beirat beraten.

Der FNA-Beirat setzt sich aus jeweils acht Vertreter*innen der Wissen-
schaft und der Rentenversicherung zusammen. In seiner spezifischen Zu-
sammensetzung garantiert er einerseits eine qualitativ hochwertige, freie 
und ergebnisoffene Forschung. Andererseits wird mit der Einbindung von 
Selbstverwaltung und Verwaltung der Rentenversicherung der Nutzen der 
Forschungsförderung für die Versicherten und Beitragszahler*innen sicher-
gestellt. Im Jahr 2018 tagte der FNA-Beirat am 26. Januar und am 23. August. 
Er ist mit den folgenden Mitgliedern besetzt:

Vertreter*innen der Renten-

versicherung im Beirat des FNA 2018

Christian Amsinck
Annelie Buntenbach
Sylvia Dünn (seit 01/2018)
Dr. Stephan Fasshauer
Dr. Sabine Graf
Alexander Gunkel
Elisabeth Häusler
Gundula Roßbach

 

FNA-Beirat

Wissenschaftliche Mitglieder

im Beirat des FNA 2018

Prof. Dr. Gerhard Bäcker
Prof. Dr. Ulrich Becker
Prof. Dr. Ursula Dallinger
Prof. Dr. Stamatia Devetzi 
Prof. Dr. Ute Klammer
Prof. Dr. Michaela Kreyenfeld  
Prof. Dr. Viktor Steiner
Prof. Dr. Andreas Wagener
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Prof. Dr. Gerhard Bäcker

1947 geboren in Wülfrath/Rheinland 
Studium der Wirtschafts- und Sozialwissenschaften 
an der Universität zu Köln 

bis 1977 Assistent am Seminar für Sozialpolitik an der 
Universität zu Köln 

1977 bis 1995 Wissenschaftlicher Referent am Sozialwissenschaft‑
lichen Institut (WSI) der Hans-Böckler-Stiftung 
in Düsseldorf 

1981 Promotion an der Universität Bremen
1995 bis 2002 Professor für Sozialpolitik am Fachbereich Sozialwesen 

der Hochschule Niederrhein in Mönchengladbach
2005 bis 2012
2002 bis 2012

seit 2012

Dekan am Fachbereich Gesellschaftswissenschaften
Universitätsprofessor für Soziologie, insbesondere 
Soziologie des Sozialstaates, an der Universität 
Duisburg-Essen 
Fellow am Institut für Arbeit und Qualifikation (IAQ)
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Prof. Dr. Ulrich Becker

1960 geboren in Sande (Kreis Friesland)
1979 bis 1984 Studium der Rechtswissenschaften an der 

Julius-Maximilians-Universität Würzburg
1984 Erstes juristisches Staatsexamen
1984 bis 1986 Zivildienst in Würzburg
1986 bis 1989 Praktikum im Oberlandesgerichtsbezirk Bamberg
1989 Zweites juristisches Staatsexamen
1989 Promotion zum Dr. iur. utr. an der Universität Würzburg
1989 bis 1991 Europäisches Hochschulinstitut (EHI) Florenz, Italien:

Master-Programm (DAAD-Stipendiat); Forschungs-
assistent; Diplom über vergleichende europäische 
und internationale Rechtsstudien (LL.M.)

1991 bis 1994 Stipendiat der Fritz-Thyssen-Stiftung im Rahmen 
eines Spezialprogramms für Nachwuchshochschullehrer

1994 Habilitation durch die Juristische Fakultät der 
Universität Würzburg in Öffentlichem Recht, 
Europäischem Recht und Sozialrecht

1994 bis 1995 Professor für Öffentliches Recht in Regensburg
1995 bis 1996 Professor für Öffentliches Recht in Greifswald
April 1996 bis
August 2002

Ordentlicher Professor an der Universität Regensburg 
und Inhaber des Lehrstuhls für Öffentliches Recht, 
Deutsches und Europäisches Sozialrecht

November 1999
bis Februar 2000

Emile-Noël-Fellow an der Harvard Law School 

seit April 2002 Wissenschaftliches Mitglied der Max-Planck-Gesellschaft
am Max-Planck-Institut für ausländisches und 
internationales Sozialrecht in München

seit September
2002

Direktor des Max-Planck-Instituts 
für ausländisches und internationales Sozialrecht 
in München (seit 2011: Max-Planck-Institut
für Sozialrecht und Sozialpolitik)

seit Oktober 
2002 

Honorarprofessor an der Ludwig-Maximilians-
Universität München



55

Forschungsnetzwerk 
Alterssicherung (FNA)

Forschungsförderung 

Förderstatistiken

Projekte 

Stipendien

Tagungen

Forschungspreis

Publikationen

Haushalt

FNA-Beirat

Geschäftsstelle des FNA

3 

4

7

10

24

25

45

49

51

52

69

Prof. Dr. Ursula Dallinger

1986 bis	 Studium der Soziologie und der Politikwissenschaften
September 1991	 an der Philipps-Universität Marburg, der Georg-August-
			   Universität Göttingen und an der Universität (GH) Kassel
		  Inderdisziplinäre Arbeitsgruppe für Angewandte Soziale 
		  Gerontologie (ASG) an der Universität-Gh Kassel in
		  Forschungsprojekten zu Familienbeziehungen im Alter
		  und Pflegebedürftigkeit 
Februar 1991	 Abschluss (M. A.)
Oktober 1991 bis	 Wissenschaftliche Mitarbeiterin der Forschungsgesell-
Februar 1992	 schaft für Gerontologie e. V. (Dortmund) in der Abteilung 
		  „Forschung und wissenschaftliche Modellbegleitung“, 
		  Schwerpunkte: Ehrenamt, Sozialberichterstattung
März 1992 bis 	 Wissenschaftliche Mitarbeiterin im Fach Soziologie des 
April 1996	 Fachbereichs Gesellschaftswissenschaften, Philosophie 
		  und Theologie, Universität Dortmund 
Februar 1996	 Promotion (Dr. phil.) mit summa cum laude. Thema:
		  „Ökonomie der Moral. Der Konflikt zwischen familiärer 
		  Pflege und Beruf aus handlungstheoretischer Perspektive“
Februar bis 	 Mitarbeiterin der Redaktion der „Soziologie“, Forum der 
	Juli 1999	 Deutschen Gesellschaft für Soziologie unter Leitung von 
		  Prof. Dr. Johannes Weiß
August 1999 bis 	 Wissenschaftliche Angestellte beim Staatsinstitut für 
Juli 2001	 Familienforschung (ifb) der Universität Bamberg
August 2001 bis 	 Wissenschaftliche Mitarbeiterin beim Lehrstuhl für 
Juli 2003	 Gesellschaftsvergleich, Institut für Soziologie der 
		  Friedrich-Schiller-Universität Jena
November 2003 bis 	Post-Doc. am Lehrstuhl für Sozialstrukturanalyse an der 
September 2007	 Universität Hamburg, Institut für Soziologie, Habilitation 
		  an der Universität Hamburg. Venia Legendi: Soziologie 
Juni 2006	 Habilitation an der Universität Hamburg. Thema: 
		  „Solidarität unter Fremden“. Venia Legendi: Soziologie
seit Oktober	 Professur für Soziologie/Sozialpolitik an der Universität 
2007	 Trier, Fachbereich IV, Abteilung Soziologie

Akademische 
Tätigkeiten:
		  Mitglied der Deutschen Gesellschaft für Soziologie (DGS) 
		  und der European Sociological Association (ESA),
		  Gutachtertätigkeit für soziologische Zeitschriften
seit Oktober 2012	 Sprecherin des Vorstandes der Sektion „Sozialpolitik“ 
		  der Deutschen Gesellschaft für Soziologie
		

Forschungsnetzwerk 
Alterssicherung (FNA)

Forschungsförderung 

Förderstatistiken

Projekte 

Stipendien

Tagungen

Forschungspreis

Publikationen

Haushalt

FNA-Beirat

Geschäftsstelle des FNA

3 

4

7

10

24

25

45

49

51

52

69



56

FNA-Beirat

Prof. Dr. Stamatia Devetzi 

	1971 	 geboren in Alexandroupolis (Griechenland)
1989 bis 1994	 Studium der Rechtswissenschaften an der  

	 Universität Athen
1994 bis 1995	 LL.M. (Magistra Legum) an der Juristischen Fakultät  

	 der Universität Osnabrück
1995 bis 1998	 Stipendiatin der Deutschen Forschungsgemeinschaft 		

	 (DFG) im Graduiertentenkolleg „Migration im modernen 	
	 Europa“ an der Universität Osnabrück

1996	 Zweites Juristisches Staatsexamen in Athen
1998	 Abschluss des Promotionsverfahrens (Dr. iur.) an der 		

	 Universität Osnabrück
1999	 „Heinrich-Lünendonk-Medaille“ – Förderpreis für  

	 Dissertationen im Bereich der Sozialversicherung
1998 bis 2003	 Referentin beim Verband Deutscher Rentenversiche-		

	 rungsträger (VDR) in Frankfurt am Main, Abteilung 		
	 Grundsatzfragen der Rentenversicherung und Fragen 	
	 der Auslandsberührung

2011 bis  	 Juniorprofessorin für Öffentliches Recht und 
Februar 2015 	 Europäisches Sozialrecht an der Universität Osnabrück – 	

	 positive Evaluation im Mai 2014
Seit 2003 	 Professorin für „Sozialrecht, insbesondere Sozial- 

	 versicherungsrecht“, Hochschule Fulda

Mitgliedschaften:	 E.I.S.S. (European Institute of Social Security)
			   Internationale Gesellschaft für das Recht der Arbeit 
			   und der Sozialen Sicherheit
			   Advisory Board of the European Journal of  

	 Social Security
			   Deutscher Sozialrechtsverband
			   Netzwerk Migrationsrecht
			   Gründungsmitglied des Forschungszentrums  

	 „Sozialrecht und Sozialpolitik“ (Kooperation Universität 	
	 Kassel – Hochschule Fulda)
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Prof. Dr. Ute Klammer

1963	 geboren in Köln
1973 bis 1982	 Gymnasium Hürth, Abitur: 1982
ab 1982/83	 Germanistik, Philosophie und Pädagogik (Erststudium), 
	 Universität Köln 
ab 1984	 Wirtschaftswissenschaften (Zweitstudium), Universität Köln 
Mai 1990	 Abschluss des geisteswissenschaftlichen Studiums 
Juni 1991	 Abschluss des wirtschaftswissenschaftlichen Studiums
ab Juli 1991	 Promotionsstudium an der Universität Frankfurt am Main; 

Promotionsstipendiatin der Hans-Böckler-Stiftung
November 1995	 Promotion in VWL 
Juli 1991	 Mitarbeiterin von Prof. R. Hauser, Universität 
bis 1995	 Frankfurt am Main, FB Wirtschaftswissenschaften 

(Lehrstuhl für Sozialpolitik), zunächst als Promotions- 
stipendiatin, dann als wissenschaftliche Mitarbeiterin;  
Mitglied des Forschungsprojekts „Alterssicherung in der EG“, 
diverse Studien zur sozialen Sicherung im europäischen 
Vergleich, vor allem zur Alters- und Mindestsicherung

Juli 1994	 Wissenschaftliche Mitarbeiterin im Forschungsprojekt
bis Juni 1995	 „Finanzierung der sozialen Sicherungssysteme in 
	 ausgewählten Ländern der EU“ der Universitäten Bremen 

und Frankfurt am Main 
Juli 1995 bis	 Wissenschaftliche Mitarbeiterin am Zentrum für
Dezember 1995	 Europäische Sozialforschung, Universität Mannheim
August 1996 bis	 Referatsleiterin für Sozialpolitik am Wirtschafts- und Sozial-
September 2004	 wissenschaftlichen Institut in der Hans-Böckler-Stiftung,  

Düsseldorf; parallel Lehrbeauftragte an den Universitäten Köln 
(Sozialwissenschaften), Frankfurt am Main (FB Gesellschafts-
wissenschaften) sowie an der Universität Essen (Soziologie)

Juni bis Sept. 2004	 Fellow am Hanse-Wissenschaftskolleg, Delmenhorst
Oktober 2004	 Professorin für Sozialpolitik an der Hochschule Niederrhein, 
bis Februar 2007	 Mönchengladbach
seit März 2007	 Professorin für Sozialpolitik an der Universität Duisburg-

Essen; Arbeitsschwerpunkte: Grundsatzfragen der sozialen 
Sicherung, Alterssicherung, Familienpolitik, europäische und 
international vergleichende Wohlfahrtsstaatsforschung, Armut 
und Einkommensverteilung, soziale Sicherung von Frauen, 
Flexibilität und soziale Sicherung (Flexicurity)

bis Sept. 2015	 Prorektorin der Universität Duisburg-Essen. 
seit Februar 2016    	Geschäftsführende Direktorin am Institut Arbeit und  

Qualifikation – IAQ
	 Prof. Dr. Ute Klammer gehört mehreren wissenschaftlichen 

und politikberatenden Beiräten, Kuratorien und Vorständen an,  
ist Mitglied des Sektionsvorstands „Sozialpolitik“ der  
Deutschen Gesellschaft für Soziologie und Vertrauensdozentin 
der Hans-Böckler-Stiftung.
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FNA-Beirat

Prof. Dr. Michaela Kreyenfeld 

1969	 geboren in Dortmund
1990 bis 1996	 Studium Sozialwissenschaft, Ruhr-Universität Bochum 
1996 bis 1998 	 Wissenschaftliche Mitarbeiterin Lehrstuhl für Sozialpolitik, 

Ruhr-Universität Bochum
1998 bis 2002	 Doktorandin, Max-Planck-Institut für demografische  

Forschung, Rostock
2002 bis 2005 	 Wissenschaftliche Mitarbeiterin, Max-Planck-Institut  

für demografische Forschung, Rostock 
2005 bis 2013	 Juniorprofessur für Demografie, Universität Rostock
2013 bis 2014	 Leitung der Arbeitsgruppe „Life Course, Social Policy  

and the Family“, Max-Planck-Institut für demografische  
Forschung, Rostock 

seit 2014	 Professur für Soziologie, Hertie School of Governance, 
	 Berlin 

Aktuelle Funktionen: 	

seit 2018	 Kuratorium des Bundesinstituts für Bevölkerungsforschung 
(BiB)

seit 2017	 Wissenschaftlicher Beirat des Instituts für Arbeitsmarkt-  
und Berufsforschung (IAB)

seit 2016	 Vorstandsmitglied Deutsche Gesellschaft für Demographie 
(DGD)

seit 2015	 Wissenschaftlicher Beirat für Familienfragen beim Bundes-
ministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend

seit 2015	 Herausgebergremium, Comparative Population Studies
seit 2014	 Expertenkommission Bevölkerungsvorausberechnungen  

des Statistischen Bundesamts
seit 2007	 Herausgebergremium, Zeitschrift für Familienforschung
seit 2005	 Beraterkreis des Forschungsdatenzentrums des Statistischen 

Bundesamts und der Forschungsdatenzentren der Statisti-
schen Ämter des Bundes und der Länder
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Prof. Dr. Viktor Steiner

1957	 geboren
Oktober 1984 	 Scholar, Institut für Höhere Studien, Wien
bis Juli 1985	
Oktober 1984	 Wissenschaftlicher Mitarbeiter, Technische Universität
bis April 1985	 Wien (Prof. Matzner)
Mai 1985 bis	 Wissenschaftlicher Mitarbeiter, Universität Linz  
April 1987	 (Prof. Rothschild)
Mai 1987	 Wissenschaftlicher Mitarbeiter,  
bis Oktober 1991 	 Universität Augsburg (Prof. Gahlen)
November 1991 	 Wissenschaftlicher Mitarbeiter, Zentrum für 
bis Mai 1994 	 Europäische Wirtschaftsforschung (ZEW), Mannheim
Juni 1994 bis	 Forschungsbereichsleiter „Arbeitsmärkte und Soziale
September 2001  	 Sicherung“, ZEW
Sommersemester 	 Lehrstuhlvertretung Professur für Sozialpolitik 
1999  	 (Prof. Hauser) an der Johann Wolfgang Goethe- 
	 Universität, Frankfurt am Main
Sommersemester 	 Lehrstuhlvertretung Professur für Nationalökonomie, 
2001  	 insbesondere Finanzwissenschaft (Prof. Keuschnigg) 
	 an der Universität des Saarlandes
Oktober 2001 	 Universitätsprofessor (C3) für Volkswirtschaftslehre, 
bis April 2002  	 insbesondere Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik, 
	 Center for Economic Studies (CES) an der LMU 
	 München und Forschungsdirektor für „Sozialpolitik und 

Arbeitsmärkte“ am ifo Institut München
Mai 2002 bis  	 Leiter der Forschungsabteilung „Staat“ am Deutschen
September 2010	 Institut für Wirtschaftsforschung (DIW) Berlin
seit Mai 2002	 Universitätsprofessor (C4) für Volkswirtschaftslehre, 
	 insbesondere Empirische Wirtschaftsforschung der 

Freien Universität Berlin

Mitgliedschaften:	 Verein für Socialpolitik: 
	 Ausschuss für Finanzwissenschaft, 
	 Ausschuss für Sozialpolitik (Vorsitzender seit 2008), 
	 Ausschuss für Bevölkerungsökonomie; 
	 European Economic Association
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FNA-Beirat

Prof. Dr. Andreas Wagener

1967	 geboren
1987 bis 1992	 Studium der Volkswirtschaftslehre, Universität Siegen
1992 bis 2002	 wissenschaftlicher Mitarbeiter beziehungsweise  

Assistent an den Universitäten Siegen und Münster,  
dazwischen Habilitationsstipendium der DFG 

1996	 Promotion zum Dr. rer. pol., Universität Siegen,  
Thema: Internationaler Steuerwettbewerb

2002	 Habilitation mit Venia Legendi für Volkswirtschaftslehre, 
Universität Siegen, 
Thema: Old-Age Provisions under Uncertainty

2003 bis 2006	 Professor für Volkswirtschaftslehre, insbesondere  
Finanzwissenschaft, Universität Wien

seit 2007	 Professor für Volkswirtschaftslehre, insbesondere  
Sozialpolitik, Leibniz-Universität Hannover

seit 2010	 Direktor des Instituts für Staatswissenschaft,  
Leibniz-Universität Hannover

seit Oktober 2010	 Forschungsprofessor am ifo Institut München,  
Bereich Internationaler Institutionenvergleich

Diverse Gastprofessuren und Forschungsaufenthalte im In- und Ausland
	
	 Arbeitsgebiete: Alterssicherung, Wohlfahrtsstaat, 

Besteuerung, Entscheidungstheorie, Entwicklungs‑ 
ökonomie

Prof. Dr. Andreas Wagener ist am 29. Januar 2019 plötzlich gestorben.  
Die Mitglieder des FNA-Beirates sind tief getroffen und traurig, dass sie diesen 
freundlichen, klugen Menschen für immer verloren haben. Prof. Dr. Wagener 
war über viele Jahre Mitglied des Beirats des Forschungsnetzwerks Alters-
sicherung. Wir werden seinen Rat und seine Unterstützung schmerzlich ver-
missen.
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Christian Amsinck

1958	 geboren
1979 bis 1981	 Kaufmännische Ausbildung in Hamburg
1982 bis 1987	 Studium der Volkswirtschaftslehre an der  

Westfälischen Wilhelms-Universität in Münster, 
	 Abschluss: Diplom-Volkswirt
1988 bis 1990	 Wissenschaftlicher Referent beim Bundesverband  

der Deutschen Industrie in Köln
ab September 1990	 Leiter der Abteilung Wirtschaftspolitik der  

Vereinigung der Unternehmensverbände in  
Berlin und Brandenburg e.V. (UVB)

ab April 1992	 Geschäftsführer UVB
ab April 1994	 zusätzlich Geschäftsführer beim Verband der Metall-  

und Elektroindustrie (VME) in Berlin und Brandenburg e.V.
seit Januar 2008	 Hauptgeschäftsführer der UVB und des VME

Ausgewählte Ehrenämter:
	
	 Alternierender Vorsitzender des Vorstandes der 
	 Deutschen Rentenversicherung Bund 
	 Mitglied des Sozialbeirates

	 Stellvertretender Vorsitzender des Aufsichtsrats  
der Zukunftsagentur Brandenburg (ZAB)

  	 Mitglied des Landeshochschulrats Brandenburg

  	 Mitglied des Rundfunkrates Berlin-Brandenburg und 
	 Vorsitzender des Haushalts- und Finanzausschusses  

  	 Mitglied des Beirats der Regionaldirektion  
Berlin-Brandenburg der Bundesagentur für Arbeit

  	 Mitglied des Kuratoriums des Industrie-Pensions-Vereins e.V.

  	 Mitglied des Beirats der Investitionsbank Berlin

  	 Mitglied des Landesbeirats Ost der Commerzbank AG
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FNA-Beirat

Annelie Buntenbach

1955	 geboren in Solingen
	 Studium Geschichte und Philosophie in Bielefeld; 
	 Ablegung des Zweiten Staatsexamens für das Lehramt; 
	 mehrere Jahre als Mitbegründerin und Setzerin in einem 

selbstverwalteten grafischen Betrieb in Bielefeld tätig;  
Engagement in der politischen Bildungsarbeit, insbesondere 
in der Auseinandersetzung mit Rechtsextremismus

seit 1978 	 Gewerkschaftsmitglied 
seit 1982 	 Mitglied von Bündnis 90/Die Grünen  
1994 bis 2002 	 Mitglied des Deutschen Bundestags;
	 arbeitsmarktpolitische Sprecherin der Bundestags- 

fraktion von Bündnis 90/Die Grünen; 
	 Mitglied im Ausschuss für Arbeit und Sozialordnung; 
	 Leitung der Fachkommission Gewerkschaften bei der 

Grünen-Fraktion, zuständig für den Themenbereich 
	 Rechtsextremismus; 
	 Grünen-Obfrau in der Enquetekommission des 
	 Bundestags zum Thema Globalisierung 
2002 bis 2006 	 Abteilungsleiterin Sozialpolitik beim Bundesvorstand der 
	 IG BAU; Mitarbeit am gewerkschaftlichen Minderheiten-
	 gutachten zum Abschlussbericht der Rürup-Kommission 
Mai 2005  	 Mitglied im Vorstand und geschäftsführenden Ausschuss
bis Oktober 2006 	 der neu fusionierten Berufsgenossenschaft Bau 
seit 2002	 Mitglied im wissenschaftlichen Beirat von Attac
seit Mai 2006 	 Mitglied im Geschäftsführenden Bundesvorstand  

des Deutschen Gewerkschaftsbundes (DGB); 
	 verantwortlich für die Themenbereiche:
	 – Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik
	 – Recht
	 – Migrations- und Antirassismuspolitik
	 – DGB-Index Gute Arbeit
	 – Projekt „Arbeit der Zukunft“
	 – Projekt „Faire Mobilität“
	 – DGB-Rechtsschutz GmbH
seit Juli 2006 	 Alternierende Vorsitzende Verwaltungsrat Bundesagentur	

für Arbeit 
seit Oktober 2006 	 Mitglied des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses
seit Dezember 2006 	Alternierende Vorsitzende des Bundesvorstandes der 
	 Deutschen Rentenversicherung Bund für die Gruppe der 

Versicherten
seit 2007	 Mitglied und stellvertretende Vorsitzende des Sozialbeirates 

der Bundesregierung, der die Bundesregierung in Fragen 
der gesetzlichen Rentenversicherung berät
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Sylvia Dünn 

1988	 Abitur
Oktober 1988	 Beginn Studium Rechtswissenschaften, 
	 Schwerpunkt: Sozialrecht
Juni 1993	 1. Staatsexamen
Juli 1993	 Beginn Referendariat, Schwerpunkt: Arbeitsrecht 

und zeitgleich wissenschaftliche Mitarbeiterin an der 
Professur für Arbeits- und Sozialrecht an der Justus-
Liebig-Universität, Gießen

Dezember 1995	 2. Staatsexamen
Januar 1996	 Syndikusanwältin in der Zentralen Rechtsabteilung 

eines großen Automobilzulieferers
November 1999	 Referentin im Büro der Geschäftsführung des VDR
Oktober 2004	 Leiterin des Büros der Geschäftsführung des VDR
Oktober 2005	 Leiterin des Referats der Geschäftsführung der DRV 

Bund
August 2007	 Leiterin des Bereichs Rente im Grundsatz- und Quer-

schnittsbereich Rechts- und Fachfragen der DRV Bund
Dezember 2014	 Wahl zur Geschäftsführerin der DRV Berlin-
	 Brandenburg
April 2015	 Dienstantritt als stellvertretende Geschäftsführerin 
	 bei der DRV Berlin-Brandenburg
Juni 2017	 Wahl zur Geschäftsführerin der DRV Berlin-
	 Brandenburg
seit Januar 2018	 Geschäftsführerin der DRV Berlin-Brandenburg
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FNA-Beirat

Dr. Stephan Fasshauer

1973	 geboren in Pfäffikon (Schweiz)
1993 bis 1998 	 Studium der Volkswirtschaftslehre in Würzburg
Mai 1998	 Abschluss zum Diplom-Volkswirt
August 1998	 Wissenschaftlicher Mitarbeiter bei Prof. Dr. Bofinger 
	 am Lehrstuhl für Volkswirtschaftslehre, 
	 Geld und internationale Wirtschaftsbeziehungen der 

Universität Würzburg
1999 bis 2003	 Promotion an der Universität Würzburg 
März 1999	 Externer Doktorand am Lehrstuhl von Prof. Dr. Bofinger
1999 bis 2004	 Referent der Geschäftsführung beim Verband
	 Deutscher Rentenversicherungsträger (VDR)
2004 bis 2005	 Referatsleiter „Volkswirtschaftliche Analysen“ beim 

VDR
2005 bis 2006	 Referatsleiter „Fachkommunikation Altersvorsorge und 

Rente“ bei der Deutschen Rentenversicherung Bund
2006 bis 2010	 Referatsleiter „Finanzielle Grundsatzfragen der Sozial-

politik“ im Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
(BMAS)

2010 bis 2014	 Stellvertretender Geschäftsführer der Deutschen  
Rentenversicherung Berlin-Brandenburg

2014 bis 2017	 Geschäftsführer der Deutschen Rentenversicherung 
Berlin-Brandenburg

seit Dezember 2017	 Direktor bei der Deutschen Rentenversicherung Bund
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Dr. Sabine Graf

1960	 geboren in Hilden

	 – 	Ausbildung zur Industriekauffrau
	 – 	Fortbildung zur Sozialreferentin im Katholisch- 

  	 Sozialen Institut Bad Honnef
		 –	 Studium Geschichte und Germanistik in Duisburg
	 –	 Dissertation zur mittelalterlichen Frauengeschichte
	 –	 Wissenschaftliche Mitarbeiterin Ruhr-Universität, 
			  Bochum
	 – 	Assistentin des Bundesvorsitzenden der IG Bauen- 

		 Agrar-Umwelt, Frankfurt am Main
	 –	 Referentin für Europa- und Agrarpolitik, IG Bauen- 

		 Agrar-Umwelt
	 –	 Wissenschaftliche Referentin bei der Arbeitnehmer-	

		 gruppe der CDU/CSU-Bundestagsfraktion

seit 1977	 Gewerkschaftsmitglied
seit 2010	 Stellvertretende Vorsitzende des DGB-Bezirks NRW,
	 zuständig für den Bereich Sozialpolitik, Inklusion und 

Europa
seit 2011	 Alternierende Vorstandsvorsitzende der Deutschen 

Rentenversicherung 	Rheinland
seit 2017	 Mitglied im Bundesvorstand der DRV Bund 
	 –  Ausschuss für Haushalt und Finanzen
	 –  Forschungsnetzwerk Alterssicherung

Forschungsnetzwerk 
Alterssicherung (FNA)

Forschungsförderung 

Förderstatistiken

Projekte 

Stipendien

Tagungen

Forschungspreis

Publikationen

Haushalt

FNA-Beirat

Geschäftsstelle des FNA

3 

4

7

10

24

25

45

49

51

52

69



66

FNA-Beirat

Alexander Gunkel

1968 	 geboren in Darmstadt
1988 bis 1993 	 Studium der Rechtswissenschaften an der Universität 

des Saarlandes mit dem Schwerpunkt Arbeitsrecht und 
Sozialrecht, parallel dazu bis 1990 Französisches Recht 
am Centre d´ Etudes Juridiques Françaises

1996	 Abschluss des Referendariats am Saarländischen Ober-
landesgericht in Saarbrücken

1996	 Eintritt in die Bundesvereinigung der Deutschen Arbeit-
geberverbände (BDA) 

bis 1998	 Wissenschaftlicher Mitarbeiter in der Abteilung Soziale 
Sicherung

1999 bis 2003 	 Büroleiter des BDA-Präsidenten
April 2003 	 Ernennung zum Mitglied der Hauptgeschäftsführung 

der BDA
seit November 2003 	Alternierender Vorsitzender des Vorstandes des ehe

maligen Verbandes Deutscher Rentenversicherungs
träger e. V. (VDR) und Mitglied im Vorstand der  
Bundesversicherungsanstalt für Angestellte

seit Januar 2004 	 Mitglied und stellvertretender Vorsitzender des Sozial-
beirates, der die Bundesregierung in Fragen der gesetz-
lichen Rentenversicherung berät

seit Oktober 2004 	 Mitglied im Vorstand der Internationalen Vereinigung
	 für Soziale Sicherheit (IVSS)
seit Oktober 2005 	 Alternierender Vorsitzender des Bundesvorstandes der 

Deutschen Rentenversicherung Bund für die Gruppe 
der Arbeitgeber

seit Juli 2006	 Mitglied des Aufsichtsrates des Pensions-Sicherungs-
Vereins auf Gegenseitigkeit (PSVaG)

seit November 2006 	Mitglied des Verwaltungsrates des Versorgungs
verbandes deutscher Wirtschaftsorganisationen (VdW)

seit September 2009	 Vorsitzender des Verwaltungsrats des VdW
seit Dezember 2014 	Mitglied des Aufsichtsrats der VdW Pensionsfonds AG
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Elisabeth Häusler

1959	 geboren in Grafenau
Juni 1978	 Abitur am Gymnasium Zwiesel 
1978 bis 1984	 Studium der Rechtswissenschaft an der Universität 

Regensburg (WS 80/81 Auslandssemester in Lausanne/ 
Schweiz) 

1984	 Erste Juristische Staatsprüfung 
1984 bis 1987	 Vorbereitungsdienst als Rechtsreferendarin
1987	 Zweite Juristische Staatsprüfung 	
1987 bis 1997	 Landesversicherungsanstalt Oberbayern
	 •  Referentin in der Leistungsabteilung
	 •  Referentin in der Direktionsabteilung
	 •  Leiterin der Direktionsabteilung
1997 bis 2001	 Bayerisches Staatsministerium für Arbeit und Sozial-

ordnung, Familie, Frauen und Gesundheit
	 •  Referentin in der Abteilung Sozialversicherung
	 •  Referentin in der Abteilung Presse- und Öffentlich-
   	     keitsarbeit
	 •  Leiterin des Referats Grundsatzfragen der Arbeits-     
  	     und Sozialpolitik
2001 bis 2006	 Bayerische Staatskanzlei 
	 •  Referatsleiterin in der Abteilung Richtlinien der 
	     Politik – Bereich Arbeit und Soziales
2006 bis 2009	 Deutsche Rentenversicherung Oberbayern beziehungs-

weise ab 01.01.2007 Deutsche Rentenversicherung 
Bayern Süd

	 •  Mitglied der Geschäftsführung
seit 01.12.2009	 •  Vorsitzende der Geschäftsführung
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FNA-Beirat

Gundula Roßbach

1964	 geboren in Siegen 
1983 bis 1986 	 Vorbereitungsdienst für den gehobenen nichttech-

nischen Verwaltungsdienst    
1986 bis 1988	 Tätigkeit als Verwaltungsinspektorin 
1988 bis 1993 	 Studium der Rechtswissenschaften in Bonn   
1993 bis 1995 	 Referendariat am Oberlandesgericht Koblenz  
1996 bis 1997 	 Sozialreferentin beim Landkreistag Brandenburg  
1997 bis 2003 	 Tätigkeit als Referentin bei der ehemaligen BfA in einer       
	 Leistungsabteilung, danach Grundsatzabteilung und 

Referat der Geschäftsführung     
2003 bis 2004 	 stellvertretende Leiterin der Zentralen Zulagenstelle 
	 für Altersvermögen (ZfA)
2004 bis 2006 	 Abteilungsleiterin Prüfdienst der ehemaligen BfA bzw. 

der Deutschen Rentenversicherung Bund 
2006 bis 2009 	 stellvertretende Geschäftsführerin der Deutschen         
	 Rentenversicherung Berlin-Brandenburg    
2009 bis  	 Erste Direktorin der Deutschen Rentenversicherung            
31.03.2014	 Berlin-Brandenburg 
seit 01.04.2014	 Mitglied des Direktoriums der Deutschen Renten

versicherung Bund
seit 01.01.2017 	 Präsidentin der Deutschen Rentenversicherung Bund
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Geschäftsstelle des FNA

Die Geschäftsstelle des FNA organisiert die Forschungsförderung der Deut-
schen Rentenversicherung Bund und unterstützt den Beirat bei seinen Auf-
gaben. Dazu übernimmt die Geschäftsstelle ein breites Arbeitsspektrum, das 
unter anderem Folgendes beinhaltet:

>	 Entwicklung von Forschungsfragen, mittel- und langfristige Forschungs-
planung,

>	 Beratung und Unterstützung bei der Ausarbeitung von Projektanträgen,
>	 Ablaufkoordination der FNA-geförderten Projekte (Antragsprüfung, Begut‑ 

achtung, Controlling),
>	 Ausschreibung von Forschungspreisen, Stipendien etc.,
>	 Konzeption und Vorbereitung von wissenschaftlichen Tagungen, Work-

shops und Kolloquien,
>	 Organisation des Austauschs zwischen Wissenschaft und Verwaltungs-

praxis in Workshops und projektbezogenen Veranstaltungen,
>	 Kommunikation und Publikation von Befunden aus aktuellen Forschungs-

vorhaben, Redaktion und Pflege der Website des FNA, Erstellung des 
Newsletters,

>	 Koordination und inhaltliche Vorbereitung der halbjährlichen Beirats
sitzungen des FNA,

>	 Verwaltungs- und Organisationsaufgaben.

Die Geschäftsstelle des FNA setzte sich 2018 folgendermaßen zusammen:

Brigitte L. Loose (Leiterin der Geschäftsstelle)
Dr. Leila Akremi
Stefan Jahn
Ina Kauffmann
Dr. Felix Wilke
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Das bei der Deutschen Rentenversicherung Bund angesiedelte Forschungs-
datenzentrum der Rentenversicherung (FDZ-RV) stellt der Forschung Daten 
der gesetzlichen Rentenversicherung in Form anonymisierter Mikrodaten 
zur Verfügung. Dabei fußen die entsprechenden Daten auf den Verwaltungs-
entscheidungen zur Rentengewährung, Rentenzahlung sowie zu Rehabilita-
tionsleistungen.

Konkret werden – für statistische Zwecke – Datenauszüge aus den Konten 
der Rentenversicherung erstellt und nach Anonymisierung der Wissenschaft 
zur Verfügung gestellt. Dies geschieht u. a. in Form sogenannter Scientific 
Use Files. Bei Existenz eines speziellen Datenbedarfs können detailliertere 
Daten an Arbeitsplätzen für Gastwissenschaftler*innen in Berlin und Würz-
burg oder über kontrolliertes Fernrechnen via Internet verfügbar gemacht 
werden. Außerdem bietet das FDZ-RV den Wissenschaftler*innen eine aus-
führliche Datendokumentation sowie eine eingehende Datenberatung an.

Folgende Themen werden von den vom FDZ-RV zur Verfügung gestellten 
Datenbeständen abgedeckt: Rehabilitation (abgeschlossene medizinische 
Leistungen zur Rehabilitation, Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben, 
Versicherungsverläufe), Versicherte und ihre Anwartschaften in der gesetz-
lichen Rentenversicherung sowie Rentenbezug (Rentenzugang, -bestand, 
-verlauf, Rentenwegfall). Darüber hinaus werden Kopplungen mit anderen 
Daten, zum Beispiel mit dem Survey of Health, Aging and Retirement in Eu-
rope (SHARE) sowie demnächst auch mit dem Sozio-Oekonomischen Panel 
(SOEP), angeboten. 
 

FDZ-RV-Datenangebot
Das Forschungsdatenzentrum, der Rentenversicherung bot zum Jahresende 
2018 insgesamt über 130 Datensätze für die wissenschaftliche Forschung 
und für die interessierte Öffentlichkeit an. Für die wissenschaftliche For-
schung kamen sechs aktualisierte Scientific Use Files hinzu: die Querschnitts-
datensätze „Versichertenrentenbestand 2017“, „Versichertenrentenzugang 
2017“, „Abgeschlossene Rehabilitation 2016“ und „Aktiv Versicherte 2016“ 
sowie die Längsschnittdatensätze „Versichertenkontenstichprobe 2016“ und 
„Abgeschlossene Rehabilitation 2008 bis 2015 im Versicherungsverlauf“. 
Außerdem wurde der „Versichertenrentenbestand 2016“ als Public Use Files 
neu aufgelegt.

Im Einzelnen handelt es sich dabei um folgende Datenbestände:

>	 Versichertenrentenbestand 2017
	 Der seit dem 17.12.2018 verfügbare Datensatz beinhaltet Informationen 

zu allen Alters- und Erwerbsminderungsrenten, die am Jahresende 2017 
gewährt wurden. Wie in den Vorjahren, enthält auch dieses aktualisier-
te Datenprodukt Alter, Geschlecht, Familienstand, Staatsangehörigkeit, 

Forschungsdatenzentrum der Rentenversicherung 
Jahresbericht 2018

Demnächst mit Sozio-Oekono-
mischen Panel (SOEP-RV) 

2018 bot das FDZ-RV insgesamt über  
130 Datensätze der Forschung und der  
interessierten Öffentlichkeit an.

Anonymisierte Daten der 
Rentenversicherung für die
wissenschaftliche Forschung

FDZ-RV
Forschungsdatenzentrum 
Rentenversicherung
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rentenspezifische Merkmale wie aktueller bzw. erstmaliger Rentenbe-
ginn, Höhe und Zusammensetzung der Anwartschaften, rentenrecht-
liche Zeiten, Leistungsart, Rentenart und Rentenzahlbetrag verbunden 
mit sozio-demografischen Informationen über Beruf und Wohnort. Die 
Wohnortangaben werden wieder in diversen regionalen Typisierungen 
angeboten. Enthalten sind Informationen zur Raumordnungsregion, zur 
Kernarbeitsmarktregion sowie zum Kreis- und zum Regionstyp. Der Da-
tensatz stellt eine 1-Prozent-Stichprobe mit ungeschichteter Zufallsaus-
wahl und 200.192 Fällen dar.

>	 Versichertenrentenzugang 2017
	 Der seit dem 17.12.2018 verfügbare Datensatz erfasst die Neuzugänge in 

eine Alters- oder Erwerbsminderungsrente im Jahr 2017. Inhaltlich ist 
er gleich aufgebaut wie der Versichertenrentenbestand. Neben soziode-
mografischen Informationen über z. B. Alter, Geschlecht, Familienstand, 
Staatsangehörigkeit, Wohnort und Beruf enthält dieser Datensatz eine 
Fülle rentenspezifischer Merkmale, die es ermöglichen, die Rentenbe-
rechnung nachzuvollziehen. Mit den Daten des Rentenzugangs ist es gut 
möglich aktuelle Entwicklungen im Rentengeschehen nachzuvollziehen. 
Im Einzelnen sind unter anderem die Individualmerkmale Alter, Ge-
schlecht, Familienstand, Staatsangehörigkeit, Wohnort und zum Beispiel 
Beruf sowie rentenspezifische Merkmale wie aktueller bzw. erstmaliger 
Rentenbeginn, Höhe und Zusammensetzung der Anwartschaften, ren-
tenrechtliche Zeiten, Fremdrenten, Entgelte, Leistungsart, Rentenart 
und Rentenzahlbetrag zu nennen. Wohnortangaben wieder in verschie-
denen Typisierungen angeboten. Enthalten sind des Weiteren auch in 
diesem Datensatz Informationen zur Raumordnungsregion, zur Kernar-
beitsmarktregion sowie zum Kreis- und zum Regionstyp. Der Datensatz 
ist als 10-Prozent-Zufallsstichprobe konzipiert und umfasst 95.744 Fälle.

>	 Versicherungskontenstichprobe 2016
	 Seit dem 30. Oktober 2018 ist der Scientific Use File zur Versiche-

rungskontenstichprobe (VSKT) für das Jahr 2016 verfügbar. Dieser 
neu aufgelegte Längsschnittdatensatz enthält Informationen über ver-
sicherungsrechtlich relevante Zeiten der Versicherten mit deutscher 
Staatsangehörigkeit und Wohnort im Inland für die Geburtsjahrgänge 
1949 bis 1986. Die Versicherungskontenstichprobe enthält vergröberte 
Informationen zu den Versicherungsverläufen einer zufälligen Auswahl 
von Versicherten von der ersten belegten rentenrechtlichen Zeit bis zum 
Jahresende 2016. Darüber hinaus wird eine (fiktive) Rentenberechnung 
auf Grundlage der bisher erworbenen Rentenanwartschaften durchge-
führt. Beide Informationen zusammen erlauben die Analyse von Versi-
cherungsbiografien im Zeitverlauf oder zwischen verschiedenen sozialen 
Gruppen und wie sich Änderungen in den Biografien und im der renten-
rechtlichen Anerkennung von Versicherungszeiten auf die erworbenen 
Anwartschaften auswirken. 

Analyse von Versicherungsbiografien 
im Zeitverlauf oder zwischen ver-
schiedenen sozialen Gruppen

Neuzugänge in eine Alters- oder 
Erwerbsminderungsrente in 2017
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	 Bei dem betreffenden Scientific Use File handelt es sich um eine 25-Pro-
zent-Substichprobe der Versicherungskontenstichprobe mit der er-
wähnten Begrenzung auf die Jahrgänge 1949 bis 1986. Die Fallzahl die-
ses Scientific Use Files liegt bei über 68.000 Fällen.

>	 Abgeschlossene Rehabilitation 2016
	 Seit dem 7. August 2018 ist der Scientific Use File „Abgeschlossene Reha‑ 

bilitation“ für das Jahr 2016 verfügbar.

	 Wie in den Vorjahren enthält auch das aktuelle Datenprodukt sozio
demografische Informationen über z. B. Alter, Geschlecht, Familien-
stand, Staatsangehörigkeit, Wohnort und Beruf, sowie rehabilitations-
spezifische Merkmale wie Diagnosen, Maßnahmedauer, Übergangsgeld 
und Zuzahlung.

	 Es handelt sich vom Stichprobendesign her um eine geschichtete Zufalls-
auswahl mit 10 Prozent der Personen mit ausschließlich medizinischer 
Leistung (96.425 Fälle), 35 Prozent der Personen mit ausschließlich Leis-
tungen zur Teilhabe am Arbeitsleben (40.150 Fälle) sowie 35 Prozent der 
Personen mit medizinischen Leistungen und Leistungen zur Teilhabe 
(5.958 Fälle). Insgesamt besteht dieser Datensatz daher aus 142.893 Fällen.

>	 Abgeschlossene Rehabilitation 2008–2015 im Versicherungsverlauf 
	 Dieser Längsschnittdatensatz ist seit dem 14. März 2018 als Scientific 

Use File verfügbar.

	 In dem betreffenden Datensatz finden sich soziodemografisch differen-
zierte Informationen zur medizinischen Rehabilitation (u. a. auch An-
gaben nach den Erfassungsdiagnosen, den Maßnahmearten und ihrer 
Dauer, nach den Vorschlägen für nachfolgende Maßnahmen u. dgl.), zur 
Leistung zur Teilhabe am Arbeitsleben sowie zum Rentenzugang und 
zu den Versicherungsbeiträgen/-zeiten. Die zugrunde liegende Daten-
quelle ist die Reha-Statistik-Datenbasis-Verlaufserhebung (RSD) der ge-
setzlichen Rentenversicherung nach § 4 der Allgemeinen Verwaltungs-
vorschrift über die Statistik in der Rentenversicherung (RSVwV). Im 
Datensatz sind als Population Rehabilitanden mit abgeschlossener Re-
habilitation im Berichtszeitraum (2008–2015), Versicherte mit Renten-
zugang im Berichtszeitraum (2008–2015), Versicherte mit 52. bzw. 66. 
Geburtstag im Berichtsjahr (2015) und Verstorbene bis einschließlich 75 
Lebensjahre im Berichtszeitraum (2008–2015) enthalten.

	 Es handelt sich um eine disproportionale, geschichtete Stichprobe  
(40 Prozent der Personen mit mindestens. einer abgeschlossenen Leis‑ 
tung zur Teilhabe am Arbeitsleben, 20 Prozent der Personen mit aus-
schließlich medizinischen Rehabilitationsleistungen und 20 Prozent der 
Personen mit einen bewilligten Rentenleistung bzw. der Personen, die ei-
ner der beiden genannten Geburtskohorten angehören oder verstorben 

FDZ-RV-Datenangebot

Datenquelle ist die Reha-Statistik- 
Datenbasis-Verlaufserhebung (RSD) 
der GRV

Soziodemografische Informationen 
sowie rehabilitationsspezifische 
Merkmale
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sind bis einschließlich 75 Jahre). Die Fallzahl dieses Scientific Use Files 
liegt bei 3.734.861 Fällen.

>	 Aktiv Versicherte 2016 
	 Seit dem 20. April 2018 steht der Scientific Use File „Aktiv Versicherte“ für 

das Berichtsjahr 2016 zur Verfügung. Damit haben Wissenschaftler*innen 
die Möglichkeit, Scientific Use Files zu aktiv Versicherten für einen Zeit-
raum von mittlerweile 13 Jahren auszuwerten.

	 Der betreffende Datensatz ist als Ein-Prozent-Zufallsauswahl konzipiert 
und besteht aus insgesamt 416.706 Fällen.

Eine Auswahl an Veröffentlichungen mit Bezug auf Daten des FDZ-RV
Auch 2018 sind wieder eine Reihe von wissenschaftlichen Beiträgen veröf-
fentlicht werden, die Daten des FDZ-RV verwendet haben. 

Eine Auswahl an neuen Veröffentlichungen ist nachfolgend zusammengestellt:

>	 Schmidt, Christian; Hagen, Bernd; Bauert, Jens; Ziese, Thomas:  
„Besteht bei Rehabilitanden mit Typ-2-Diabetes ein Zusammenhang 
zwischen DMP-Einschreibung und Bezug einer Erwerbsminderungsrente?“

	 In: Gesundheitswesen, DOI: 10.1055/a-0586-8851, Thieme Verlag. 
	 Zusammenfassung:
	 Bei der Versorgung von Personen mit Diabetes mellitus im erwerbsfähigen 

Alter können rehabilitative Maßnahmen die Behandlung stärken. In der 
Richtlinie des Disease-Management-Programms (DMP) für Typ-2-Dia
betes (T2D) wird diese Behandlungsoption ausdrücklich benannt. Mit 
Forschungsdaten der Rentenversicherung wird gezeigt, dass bei Rehabi-
litanden mit T2D und DMP-Einschreibung die Chance auf eine spätere 
Erwerbsminderungsrente unabhängig von relevanten Kovariablen um  
23 Prozent niedriger liegt als ohne DMP-Einschreibung.

>	 March, Stefanie; Antoni, Manfred; Kieschke, Joachim; Kollhorst, Bianca: 
„Quo vadis Datenlinkage in Deutschland? Eine erste Bestandsaufnahme.“ 

	 In: Gesundheitswesen, DOI: 10.1055/s-0043-125070, Thieme Verlag.
	 Zusammenfassung:
	 Die Verknüpfung verschiedener Datenquellen, genannt Datenlinkage 

oder auch Record Linkage, zur Beantwortung von wissenschaftlichen 
Fragestellungen findet in den letzten Jahren in Deutschland vermehrt An-
wendung. Jedoch mangelt es bisher an publizierten Erfahrungen. Neue 
Projekte erarbeiten sich in der Regel autark voneinander das notwen-
dige Handwerkszeug. Daher hat sich eine Gruppe von Forschern zusam-
mengefunden, um ihre Erfahrungen zum Datenlinkage in Deutschland 
als mögliche Hilfestellung bzw. Anregung für Projekte, Gutachter sowie 
Datenschützer und Ethikkommissionen zusammenzustellen. Ziel dieser 

Scientific Use Files für einen 
Zeitraum von 13 Jahren 

Verknüpfung verschiedener Datenquellen 
findet in den letzten Jahren in Deutschland 
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ersten Bestandsaufnahme zum Datenlinkage ist es deshalb, eine Unter-
stützung für zukünftige Projekte zu liefern, die Daten aus Deutschland 
auf individueller Ebene verknüpfen möchten. Neben den (datenschutz-)
rechtlichen Rahmenbedingungen werden dabei auch praxisorientiert die 
Arten des Datenlinkage, deren Anwendungsfelder und Ansätze zur Ver-
meidung von Fehlern anhand von Beispielen dargestellt.

>	 Bönke, Timm; Kemptner, Daniel; Lüthen, Holger: 
	 „Wege zur Stabilisierung des Rentensystems: Abschläge auf die Frührente 

sind besser als Nullrunden“ DIW-Wochenbericht 8/2018, S. 125–133.
	 Zusammenfassung:
	 Die Alterung der deutschen Gesellschaft setzt das Rentensystem unter er-

heblichen Reformdruck. Simulationen für westdeutsche langjährig versi-
cherte Männer zeigen, dass Anreize für einen späteren Renteneintritt das 
Rentensystem stabilisieren können. Die Einkommensverluste sind dabei 
geringer als es bei einer pauschalen Senkung des Rentenniveaus der Fall 
wäre, die in einer alternden Gesellschaft aufgrund der Rentenanpas-
sungsformel automatisch droht. Zudem sind auch die Wohlfahrtsverluste 
deutlich geringer, die neben Einkommensverlusten auch die entgangene 
Freizeit bei späterem Renteneintritt berücksichtigen. Dies wirft auch 
Fragen bezüglich der abschlagsfreien Rente mit 63 auf, falls deren Ge-
genfinanzierung über die Rentenanpassungsformel erfolgt. Dabei wären 
gerade jene Personen stark betroffen, die bei Abschlägen auf die Früh-
rente einer Rentenkürzung noch durch eine Verschiebung ihres Renten-
eintritts ausweichen konnten. Allerdings ist auch bei Abschlägen darauf 
zu achten, dass nicht alle gleichermaßen auf solche Anreize reagieren 
können (zum Beispiel wegen Erwerbsminderung oder der Arbeitsmarkt-
lage). Aus wohlfahrtstheoretischer Sicht ist daher insbesondere etwa 
über reduzierte Abschläge für gesundheitlich beeinträchtigte Personen 
nachzudenken.

>	 Kreyenfeld, Michaela; Mika, Tatjana; Radenacker, Anke: Der Gender Pensi-
on Gap in Ost- und Westdeutschland: Welchen Einfluss hat eine Scheidung 
auf die Alterssicherung? In: Sozialer Fortschritt 67/2018, S. 973–996.

	 Zusammenfassung:
	 Dieser Beitrag untersucht den „Gender Pension Gap“ in Deutschland auf 

Basis der sechsten Welle des „Survey of Health, Ageing and Retirement in 
Europe“ (SHARE-RV), welcher mit Registerdaten der Deutschen Renten-
versicherung aus dem Jahr 2015 verbunden wurde. In die Untersuchung 
gehen Frauen und Männer der Geburtsjahrgänge 1930 bis 1955 ein. Für 
diese Kohorten existiert in Westdeutschland ein erheblicher „Gender Pen-
sion Gap“. Frauen dieser Geburtsjahrgänge haben im Schnitt nur halb so 
hohe Anwartschaften in der gesetzlichen Rentenversicherung aufgebaut 
wie Männer. Im Vergleich zu verheirateten und verwitweten Frauen kön-
nen ledige und geschiedene Frauen in Westdeutschland deutlich höhere 
Altersrenten vorweisen. Geschiedene Frauen dieser Kohorten konnten 
vor allem aufgrund des Versorgungsausgleichs ihre Rentenanwartschaf-

FDZ-RV-Veröffentlichungen
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ten um etwa 20 Prozent erhöhen. Bei westdeutschen Männern zeigt sich 
hingegen ein umgekehrter Zusammenhang, d. h. ledige und geschiedene 
Männer erhalten im Vergleich zu anderen Männern stark unterdurch-
schnittliche Altersrenten. In Ostdeutschland existiert kein Zusammen-
hang zwischen Familienstand und Rentenniveau.

>	 Brzoska, Patrick; Razum, Oliver: „Inanspruchnahme medizinischer Reha
bilitation im Vorfeld der Erwerbsminderungsrente – Vergleich auslän-
discher und deutscher Staatsangehöriger unter besonderer Berücksich-
tigung von (Spät-)Aussiedler*innen“ In: Zeitschrift für Gerontologie und 
Geriatrie 51/2018, S. 1–8, Springer Verlag.

	 Zusammenfassung:
	 Hintergrund: Bisher ist wenig über die Inanspruchnahme medizinischer 

Rehabilitation bei ausländischen Staatsangehörigen und (Spät-)Aussied‑ 
ler*innen bekannt.

	 Ziel der Arbeit (Fragestellung): Vergleich der Inanspruchnahme medizi-
nischer Rehabilitation bei deutschen und ausländischen Staatsangehöri-
gen im Vorfeld der Erwerbsminderungsrente unter besonderer Berück-
sichtigung von (Spät-)Aussiedler*innen.

	 Material und Methoden: Analyse von Routinedaten der Deutschen Ren-
tenversicherung. Informationen von 17.369 Personen standen zur Ver-
fügung, die 2015 erstmalig eine Erwerbsminderungsrente erhielten. 
Der (Spät-)Aussiedler-Status wurde über das Fremdrentenmerkmal de-
finiert. Outcome war die Inanspruchnahme medizinischer Rehabilitation 
in den letzten 5 Jahren vor der Erwerbsminderungsrente. Der Einfluss 
demografischer/sozioökonomischer Faktoren wurde mithilfe einer logis-
tischen Mehrebenenregression kontrolliert.

	 Ergebnisse: Ausländische Staatsangehörige wiesen im Vergleich zu 
Deutschen ohne (Spät-)Aussiedler-Status eine geringere Chance der In-
anspruchnahme medizinischer Rehabilitation auf. Die adjustierten Odds 
Ratios (OR) betrugen 0,79 (95 %-Konfidenzintervall [95 %-KI]: 0,67–0,92) 
für türkische und 0,56 (95 %-KI: 0,45–0,71) für EU-Ausländer*innen. 
(Spät-)Aussiedler*innen hatten demgegenüber eine höhere Chance der 
Inanspruchnahme von Rehabilitation (adjustiertes OR = 1,40, 95 %-KI: 
1,20–1,64).

	 Schlussfolgerung: Ausländische Staatsangehörige nehmen die Rehabi-
litation im Vorfeld der Erwerbsminderungsrente seltener als deutsche 
Staatsangehörige in Anspruch. Dies ist vermutlich durch Barrieren beim 
Zugang zur Rehabilitation zu erklären, die durch Schnittstellenprobleme 
beim Übergang von der Hausarztversorgung in die Rehabilitation sowie 
durch Informationsdefizite verursacht werden. (Spät-)Aussiedler*innen 
scheinen beim Zugang nicht benachteiligt zu sein.

	

Thematik wenig 
erforscht

Eine Rehabilitation  wird von  
ausländischen Staatsangehörigen im 
Vorfeld der Erwerbsminderungsrente 
eher selten in Anspruch genommen.

Informationen von Personen, die 2015 erst
malig eine Erwerbsminderungsrente erhielten, 
standen für die Routinedaten zur Verfügung.
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FDZ-RV-Jahrestagung 2018 
Die 13. Jahrestagung des Forschungsdatenzentrums der Rentenversicherung 
(FDZ-RV) fand am 6. und 7. September 2018 in Berlin statt. Grundsätzlich steht 
bei den FDZ-RV-Jahrestagungen ein fachlicher Austausch mit Forscher*innen 
auf der Grundlage von Daten der Rentenversicherung im Fokus. Bei der Tagung 
2018 bildeten die Themen „Übergang in die Rente“, „Erwerbstätigkeit von 
Rentner*innen“ sowie „Sicherung einer auskömmlichen Altersrente bei ver-
schiedenen sozioökonomischen Gruppen wie Geschiedenen, Pflegepersonen 
und Niedrigeinkommensbezieher*innen“ die Schwerpunktthemen.

In ihrer Begrüßungsrede wies die Präsidentin der Deutschen Rentenversi-
cherung, Gundela Roßbach, darauf hin, dass die verwendeten Daten eine 
große Bedeutung in einer sachlichen politischen Debatte hätten. Es sei weg-
weisend, dass die Rentenversicherung ihre Daten auch als Mikrodaten der 
Forschung zur Verfügung stelle. Dadurch sei es möglich, die in den einschlä-
gigen sozialpolitischen Debatten verwendeten Argumente und präsentierten 
Schätzwerte durch die Forschung einer Evaluation zu unterziehen.

Herr Dr. Christian Westermeier vom Institut für Arbeitsmarkt- und Berufs-
forschung (IAB) in Nürnberg betonte in seinem Vortrag „Erwerbstätigkeit 
60+“ den negativen statistischen Zusammenhang zwischen einer Tätigkeit in 
einem Hochlohnbetrieb und einem früheren Erwerbsaustritt in Deutschland. 
Er verdeutlichte auf Basis der von ihm verwendeten (I-AB )Daten, dass es 
zwischen den einzelnen betrachteten Unternehmen Unterschiede bei der Se-
nioritätsentlohnung, d. h. bei einer mit steigendem Alter bzw. mit steigender 
Betriebszugehörigkeit wachsenden Entlohnung, aber auch hinsichtlich der 
Abweichungen von tarifvertraglichen Regelungen zum Rentenzugang gebe.

Im Fokus der Jahrestagungen 
steht fachlicher Austausch

Mikrodaten ermöglichen 
Evaluation 

Gundula Roßbach, Präsidentin der Deutschen 
Rentenversicherung Bund, begrüßt das  
Fachpublikum und eröffnet die Tagung.

Unterschiede zwischen den Unternehmen bei 
der Senioritätsentlohnung, 

FDZ-RV-Jahrestagung 2018



77

Forschungsnetzwerk 
Alterssicherung (FNA)

Forschungsförderung 

Förderstatistiken

Projekte 

Stipendien

Tagungen

Forschungspreis

Publikationen

Haushalt

FNA-Beirat

Geschäftsstelle des FNA

3 

4

7

10

24

25

45

49

51

52

69

Der folgende Vortrag von Herrn Dr. Johannes Geyer vom Deutschen Institut 
für Wirtschaftsforschung (DIW) in Berlin hatte „Abschläge auf den vorzeitigen 
Renteneintritt – Eine kausale Expost-Analyse der Rentenreformen“ zum In-
halt, genauer gesagt bezog er sich für verschiedene bundesdeutsche Alters-
kohorten der Jahrgänge 1935 bis 1945 auf die Analyse von Reformen bei den 
Altersrenten für Frauen sowie auf die Untersuchung der Reformen bei den 
Altersrenten wegen Arbeitslosigkeit bzw. Altersteilzeit. Auf einer vergleichs-
weise neuen methodischen Grundlage (einer Expost-Analyse mit Alters-, Ko-
horten-, Zeiteffekten sowie individuellen Charakteristika gegenüber dem soge-
nannten Optionswertmodell, das individuell-rational die Abschlagsfrage einer 
Untersuchung zugänglich macht) kam der Referent zu dem Urteil, dass die Ab-
schläge – und indirekt damit letztlich die zugrunde liegenden Reformen – den 
Renteneintritt in Deutschland signifikant nach hinten verschoben hätten, und 
zwar in stärkerem Maße, als dies in früheren Studien auf Basis des genannten 
Optionswertmodells zum Ausdruck gekommen sei.

Anschließend befasste sich Herr Arthur Seibold, Ph. D., von der London School 
of Economics mit der Frage „Reference Dependence in Retirement Behaviour: 
Evidence from German Pension Discontinuities“. Konkret ging er vor allem 
der Frage nach einem Mindestalter im Verrentungsgeschehen nach. Er kam 
zu dem Ergebnis, dass eine (faktische) Erhöhung von Altersgrenzen durch 
rein finanzielle Anreize schwierig zu erreichen sei; demgegenüber spiele das 
zugehörige Framing (im Sinne der institutionellen Rahmenbedingungen, und 
zwar konkret dergestalt, wie eine politische Entscheidung vorgestellt werde) 
eine große Rolle in diesem Zusammenhang.

Mit „Niedrigeinkommen im Lebenslauf“ beschäftigte sich Frau Dr. Laura Ro-
meu Gordo vom Deutschen Zentrum für Altersfragen (DZA) in Berlin. Sie stell-
te für Frauen im Alter von 20 bis 40 Lebensjahren in Deutschland zwar im 
Zeitablauf eine gewisse Bildungsexpansion bzw. auch eine höhere Erwerbs
partizipation fest, aber auch eine Zunahme des Niedrigeinkommensbezugs. 
Insbesondere zeigte sich eine Zunahme der Arbeitseinkommensungleichheit 
bei Frauen mit Kindern in Ostdeutschland.

Den ersten Tag schlossen Kurzvorträge zu den Forschungseinrichtungen „For-
schungsnetzwerk Alterssicherung (FNA)“ und „Forschungsdatenzentrum der 
Rentenversicherung (FDZ-RV)“ ab. Hierbei referierte zunächst Frau Dr. Leila 
Akremi von der Deutschen Rentenversicherung Bund über die verschiedenen 
FNA-Fördermöglichkeiten in Form z. B. von Projekt- oder Stipendienförde-
rung für Wissenschaftler*innen, die auf dem Gebiet der Alterssicherungsfor-
schung tätig sind. Es folgten drei Vorträge zu aktuellen FDZ-RV-Kooperations-
projekten. Frau Imke Herold vom Munich Center for the Economics of Aging 
(MEA) in München skizzierte die Zusammenführung von Befragungsdaten 
aus dem Survey of Health, Ageing, and Retirement in Europe (SHARE) mit 
ausgewählten administrativen Daten des FDZ-RV im Rahmen des SHARE-RV-
Projekts, ehe Herr Dr. Jan Göbel vom DIW in Berlin von der Verknüpfung von 
Befragungsdaten des Sozio-oekonomischen Panels (SOEP) mit FDZ-RV-Daten 

Abschläge auf den vorzeitigen 
Renteneintritt – Eine kausale  
Ex-post-Analyse der Rentenreformen

Ursachenforschung von Niedrig-
einkommen im Lebenslauf von 
Frauen

Vorträge über FNA-Fördermög-
lichkeiten und aktuelle FDZ-RV-
Kooperationsprojekte
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im Kontext des SOEP-RV-Gemeinschaftsprojekts von DIW und FDZ-RV berich-
tete. Frau Tatjana Mika von der Deutschen Rentenversicherung Bund schließ-
lich gab dem Auditorium Informationen zu dem sogenannten BASiD-Projekt  
(BASiD = Biografiedaten ausgewählter Sozialversicherungsträger in Deutsch-
land). In diesem Gemeinschaftsprojekt des Forschungsdatenzentrums der 
Bundesagentur für Arbeit im Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 
(FDZ BA/IAB) mit dem FDZ-RV werden Längsschnitt-Datensätze angeboten, 
die aus personenbezogenen Sozialdaten stammen (beispielsweise die Koppe-
lung von Informationen zur Erwerbsminderung, die nur bei der Deutschen 
Rentenversicherung Bund vorliegen, mit Maßnahmen der Bundesagentur für 
Arbeit, die wiederum nur beim IAB verfügbar sind).

Den zweiten Tag eröffnete Herr Dr. Wolfgang Keck mit seinem Vortrag zur 
„Alterssicherung von Pflegepersonen“. Er wies u. a. darauf hin, dass das dies-
bezügliche Beitragsvolumen gestiegen und es daher plausibel sei anzuneh-
men, dass die Anwartschaften für die nicht-erwerbsmäßige Pflege sich künftig 
erhöhen würden. Gerade diese letztgenannte Gruppe der nicht-erwerbsmäßig 
Pflegenden sei nach den jüngsten Pflegeversicherungsreformen (2. Pflegestär-
kungsgesetz 2017, Flexirentengesetz 2017) von ihrer Größe her gewachsen.

Mit dem Thema „Lebenslauf und Alterseinkommen im Paar- und Haushalts-
kontext“ setzte sich daraufhin Frau Prof. Dr. Katja Möhring von der Universi-
tät Mannheim auseinander. Auf Basis der Datenquelle SHARE-RV untersuchte 
die Referentin im Paarkontext für die Alterskohorten der Jahrgänge 1925 bis 
1965 mit der Methode der Sequenzmusteranalyse die entsprechenden Haus-
haltseinkommen (mit Armutsfokus). Sie ermittelte insgesamt sieben Cluster (im 
Sinne von Paarkonstellationen mit unterschiedlichen sozialen Lagen), wobei 
sich das entsprechende Kontinuum von der klassischen „Male-Breadwinner“-
Konstellation bis hin zur „Dual-Earner“-Kombination erstreckte.

„Migration: Erwerbsverläufe und Rentenansprüche von Migrant*innen bei 
der gesetzlichen Rentenversicherung in Deutschland“ – das war das Thema 
von Frau Dr. Janina Söhn von der Georg-August-Universität in Göttingen. Die 
Referentin hielt verschiedene migrationsspezifische Risiken in Bezug auf die 
gesetzliche Alterssicherung in Deutschland fest. Beispielsweise stellte sie fest, 
dass immerhin rund ein Drittel der Zugewanderten trotz eigener Altersrente – 
in relativer Einkommensarmutssicht – armutsgefährdet sei.

Den letzten Vortrag der Tagung hielt Frau Dr. Anke Radenacker von der Hertie 
School of Governance in Berlin zum Thema „Das Erwerbsverhalten von Ge-
schiedenen“. Sie hielt Effekte von Scheidungen auf das Erwerbsverhalten von 
Frauen und auf die Alterssicherung in der gesetzlichen Rentenversicherung in 
Deutschland fest. Es zeigten sich u. a. bei den in jüngerer Vergangenheit (im 
Zeitraum von 2008 bis 2013) geschiedenen Frauen doch markant höhere Er-
werbstätigenquoten nach der Scheidung als bei früher geschiedenen Frauen 
(1992–1999 bzw. 2000–2007) – bei tendenziell allerdings niedrigeren durch-

Informationen zum 
„BASiD-Projekt“

Thema: Erwerbsverläufe 
und Rentenansprüche von 
Migrant*innen

Tendenziell markant höhere 
Erwerbstätigenquoten von 
Frauen nach einer Scheidung 

Alterssicherung von Pflegepersonen –  
Anwartschaften für nicht-erwerbsmäßige 
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erhöhen.
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schnittlichen Entgeltpunkten gegenüber den älteren „Scheidungs-Kohorten“ 
(von 1992–1999 bzw. 2000–2007).

Angeregt durch die detailreichen, interdisziplinären Vorträge fanden auch auf 
dieser – im Übrigen wieder gut besuchten – FDZ-RV-Jahrestagung intensive 
Diskussionen statt. Die einzelnen Vorträge gaben ebenso wie die vielfältigen 
Diskussionsbeiträge zahlreiche Hinweise auf existenten sozialpolitischen 
Reformbedarf, die nicht zuletzt für die Transformation der Vortragsbefunde in 
praktische Alterssicherungspolitik genutzt werden könnten.

Kooperationen
Auch im Jahr 2018 waren die Aktivitäten des FDZ-RV wieder stark vernetzt 
mit den Tätigkeiten anderer Forschungsdatenzentren in Deutschland. Dies 
äußerte sich u. a. in gemeinsamen Datenprodukten:

>	 SOEP-RV
	 SOEP-RV ist ein gemeinsames Projekt des Forschungsdatenzentrums 

der Rentenversicherung mit dem Deutschen Institut für Wirtschaftsfor-
schung. Es wird vom Forschungsnetzwerk Alterssicherung gefördert. Im 
Projekt werden Daten des Sozio-oekonomischen Panels (SOEP) mit an-
onymisierten FDZ-RV-Daten verknüpft; konkret handelt es sich bei den 
FDZ-RV-Daten um Informationen aus den Versichertenkonten im Format 
der Versicherungskontenstichprobe (VSKT/SK79) und aus der Renten-
bestandsstatistik (RTBN/SK90). Auf diese Art und Weise werden detail-
lierte Konteninformationen zur Erwerbsbiografie bzw. zu den darauf 
aufbauenden Rentenanwartschaften sowie zu den Rentenzahlbeträgen 
mit soziodemografischen SOEP-Daten zum materiellen Wohlstand u.ä. 
auf der Individual- wie auf der Haushaltsebene zusammengeführt.

>	 SHARE-RV: „Analysen zu Alterssicherung, Gesundheit und Familie auf Basis 
von Daten der Deutschen Rentenversicherung und des Survey of Health,  
Ageing and Retirement in Europe“

	 SHARE-RV ist ein Kooperationsprojekt zwischen dem Munich Center for 
the Economics of Aging (MEA) des Max-Planck-Instituts für Sozialrecht 
und Sozialpolitik und dem Forschungsdatenzentrum der Rentenversiche-
rung (FDZ-RV). Das Projekt wird seit 2011 durch das Forschungsnetz-
werk Alterssicherung (FNA) finanziert. Das Ziel von SHARE-RV ist die 
Erstellung eines Forschungsdatensatzes, der die Befragungsdaten der 
deutschen Stichprobe des Survey of Health, Ageing and Retirement in 
Europe (SHARE) mit ausgewählten administrativen Daten des FDZ-RV 
verknüpft und der gesamten wissenschaftlichen Forschungsgemeinschaft 
kostenlos zur Verfügung steht. Damit soll eine neue empirische Grund-
lage für Analysen zu Alterssicherung, Gesundheit und Familie gelegt 
werden.
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	 Die deutsche Teilstichprobe des SHARE wird im Rahmen des Projektes 
mit biografischen Informationen aus den Versicherungskonten und dem 
Versichertenrentenbestand der Rentenversicherung verbunden. Die Ver-
knüpfung der beiden Datenquellen wird in den folgenden Erhebungswel-
len von SHARE fortgeführt.

	 Der 2018 aktualisierte Datensatz „SHARE-RV 6-1-0“ ist mit einer voll-
ständigen englischsprachigen Dokumentation und mit formulierten Be-
nutzerhinweisen verbunden und wird inzwischen verstärkt auch inter-
national genutzt.

>	 Forschungsprojekt: „Scheidung, Trennung und die soziale Sicherung von 
Frauen in Deutschland“

	 Dieses Gemeinschaftsprojekt des Forschungsdatenzentrums der Renten-
versicherung mit der Hertie School of Governance wird vom Bundesmi-
nisterium für Arbeit und Soziales gefördert. Vor dem Hintergrund hoher 
Scheidungs- und Trennungsraten in Deutschland befasst sich dieses Pro-
jekt mit den Auswirkungen entsprechender Entwicklungen auf die soziale 
Sicherung von Frauen in Deutschland, und zwar in Bezug auf nach Region, 
nach Anzahl und Alter der Kinder sowie nach der bisherigen Erwerbsbio-
grafie unterschiedliche Erwerbsmuster (vor allem im Zeitverlauf).

>	 BASiD: 
	 „Biografiedaten ausgewählter Sozialversicherungsträger in Deutschland“
	 Sowohl das Forschungsdatenzentrum der Rentenversicherung (FDZ-RV) 

als auch das Forschungsdatenzentrum der Bundesagentur für Arbeit 
im Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (FDZ BA/IAB) bieten 
Längsschnitt-Datensätze an, die aus personenbezogenen Sozialdaten 
stammen. Diese Datensätze enthalten zum einen Angaben aus dem Mel-
deverfahren zur Sozialversicherung und zum anderen Merkmale, die 
sich aus den Aufgaben und Verwaltungsverfahren der Bundesagentur für 
Arbeit und der Deutschen Rentenversicherung Bund ergeben. In beiden 
Einrichtungen werden nur die Informationen gespeichert, die für deren 
Aufgabenerfüllung notwendig sind. So liegen beispielsweise die Anzahl 
und das Geburtsdatum von Kindern oder Informationen zur Erwerbs-
minderung nur bei der Deutschen Rentenversicherung Bund vor, wäh-
rend Angaben zu Maßnahmen der BA nur beim IAB verfügbar sind.

	 Ziel dieses Projektes ist es, einen gemeinsamen Datensatz aus den Da-
ten der Rentenversicherung und der BA bzw. IAB zu erstellen. Das For-
schungsdatenzentrum der Rentenversicherung bietet einen Scientific Use 
File an. Das Forschungsdatenzentrum der BA im IAB bietet eine schwach 
anonymisierte Version des BASiD-Datensatzes für den Gastaufenthalt an.

FDZ-RV-Kooperationen
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Weitere Angaben zur Nutzung des FDZ-RV
Auch im Jahr 2018 gab es wieder eine umfassende Nachwuchsförderung. 
Hierzu gehört die Betreuung von Praktikant*innen sowie von Studierenden 
bei der Erstellung ihrer Projekt- und Masterarbeiten. Auch sind zahlreiche 
junge Wissenschaftler*innen als Gastwissenschaftler*innen am Forschungs-
datenzentrum tätig. Das gestiegene Gastwissenschaftler-Interesse äußerte 
sich u. a. darin, dass für sie ein Raum mit immerhin sechs Arbeitsplätzen 
eingerichtet wurde.

Das Forschungsdatenzentrum der Rentenversicherung hat im Jahr 2018 fast 
70 neue bzw. laufende Forschungsprojekte betreut. Der Beantragungsphase 
gehen dabei im Regelfall umfangreiche telefonische Projektberatungen der 
potenziellen Projektnehmer*innen seitens des FDZ-RV voraus.

Nach acht Verträgen im Jahr 2005 stieg die Summe der neu abgeschlos-
senen und der Ergänzungsverträge bis 2012 auf etwas über 60 Verträge, ehe 
sich dann 2015 eine nochmalige Steigerung auf 71 Verträge ergab. Seitdem 
liegt die Anzahl der Verträge insgesamt um die Marke von 70 Verträgen he-
rum. 2018 wurden insgesamt 67 Verträge abgeschlossen. Dabei wurde mehr 
als die Hälfte der Verträge neu abgeschlossen. Des Weiteren waren 2018 von 
den 35 neu abgeschlossenen Verträgen immerhin acht „Auslandsverträge“ 
(s. Abbildung).

Nachwuchsförderung beim FDZ-RV: 
Betreuung und Beratung von  
Praktikant*innen und Studierenden

Abbildung: Summe der abgeschlossenen Verträge 2005 bis 2018    
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FDZ-RV-Personal
Im Jahr 2018 setzte sich das FDZ-RV-Team folgendermaßen zusammen:

•  Tatjana Mika (Leitung FDZ-RV, Berlin) 

•  Dr. Anja Bestmann (Berlin) 

•  Petra Stipčić (Berlin)

•  Sebastian Ellert (Berlin)

•  PD Dr. Jürgen Faik (Berlin)

•  Dr. Wolfgang Keck (Berlin)

•  Sabine Hänisch (Berlin)

•  Ute Kirst-Budžak (Würzburg)

•  Julia Werner (Würzburg)
 

FDZ-RV-Personal
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